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Kinder- und Jugendhilfereport Extra 2021 – eine Einführung

Empirisch ausgerichtete Formate der Sozialberichterstat-
tung leben davon, dass sie auf ebenso belastbaren wie ak-
tuellen Daten basieren, da letzteren bei derarƟ gen Berich-
ten weniger eine illustraƟ ve oder gar legiƟ matorische Rolle 
zukommt, sondern sie vielmehr das Fundament und die ei-
gentliche Erkenntnisquelle darstellen. Insofern haben wir 
uns in der Arbeitsstelle für Kinder- und JugendhilfestaƟ sƟ k 
im Forschungsverbund DJI/TU Dortmund entschieden, mit 
der Extra-Ausgabe 2021 des Kinder- und Jugendhilfereports 
eine Art Zwischenbilanz vorzulegen, die den kennzahlenba-
sierten Kinder- und Jugendhilfereport 2018 (Autorengruppe 
Kinder- und JugendhilfestaƟ k 2019) in Kurzanalysen fort-
schreibt. Ausführliche Grundlage bleibt insofern die Ausga-
be von 2018, die nun um diese Extra-Ausgabe ergänzt wird. 
Aber trotz dieser Aktualisierung bleibt im Kern ein Problem 
bestehen: Die berichteten Daten bilden im Wesentlichen 
die SituaƟ on in der Kinder- und Jugendhilfe vor Beginn der 
Coronapandemie ab. Mögliche Auswirkungen der Pandemie 
auf die Kennzahlen werden, soweit möglich, an entspre-
chenden Stellen andiskuƟ ert. 

Amtliche Daten leben davon, dass sie nicht nur regelmäßig 
– beispielsweise in einem jährlichen Rhythmus – erhoben 
werden, sondern dass es sich zugleich auch jeweils um Vol-
lerhebungen handelt, die alle realen Fälle einbeziehen. Mit 
diesen Parametern – Datenvollständigkeit, Datenaktualität 
und fortschreibbare Datenzeitreihen – sind die wesentli-
chen Grundlagen benannt, die kennzahlenbasierte Analysen 
ermöglichen. Der „Kinder- und Jugendhilfereport“ versucht 
diesen Weg konsequent zu beschreiten.

Mit Blick auf die Kinder- und Jugendhilfe stellt sich die Lage 
wie folgt dar: Insgesamt wird sie selten als Einheit, sprich: 
in ihrer Gesamtheit dargestellt und analysiert. Im Gegenteil: 
Häufi g erfolgen entsprechende Diskurse und empirische 
Analysen allein im Referenzsystem eines einzelnen Arbeits-
feldes. Demgegenüber fi nden sich Gesamtbetrachtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe nur selten, etwa in einzelnen 
Kinder- und Jugendberichten der Bundesregierung – aller-
dings nur in jedem driƩ en Bericht –, zuletzt im 14. Kinder- 
und Jugendbericht (vgl. Deutscher Bundestag 2013). Da 
infolgedessen so eine Gesamtschau lediglich alle 12 Jahre 
erfolgt, ist es umso wichƟ ger, dass es andere, weitere Orte 
einer regelmäßigen Gesamtbetrachtung gibt. Der „Kinder- 
und Jugendhilfereport“ kann und soll so ein ergänzendes 
Produkt sein, in dem neben den einzelnen Arbeitsfeldanaly-
sen die Kinder- und Jugendhilfe auch als Ganzes betrachtet 
wird. Für Letzteres müssen zwar viele bereichsspezifi sche 
Aspekte und Details ausgeblendet werden, zugleich wird 
aber deutlich, welche gesellschaŌ liche Relevanz die Kinder- 
und Jugendhilfe insgesamt heutzutage erreicht hat.

Ein auf Kennzahlen ausgerichteter Datenreport der Kinder- 
und Jugendhilfe orienƟ ert sich fast zwangsläufi g an den 
gesetzlich festgelegten Aufgaben der Kinder- und Jugendhil-
fe. Als Instrument einer standardisierten Beobachtung des 
aktuellen Standes und der Entwicklung der themaƟ schen 
FaceƩ en der Kinder- und Jugendhilfe steht eine breite Pa-
leƩ e unterschiedlicher Erhebungen der amtlichen Kinder- 
und JugendhilfestaƟ sƟ k zur Verfügung. Die in der Regel 

jährlichen Erhebungen zentraler Leistungsbereiche mit den 
Grundmerkmalen Einrichtungen, täƟ ge Personen, Angebo-
te/Leistungen, Adressat(inn)en und Ausgaben eröff nen un-
terschiedliche Möglichkeiten der Auswertung: eine Analyse 
der jeweiligen arbeitsfeldspezifi schen Daten im Zeitreihen-
vergleich, eine Auswertung der Entwicklungen im Länder-
vergleich – zum Teil auch auf Ebene der Jugendämter –, eine 
Verortung einzelner Leistungsbereiche der Kinder- und Ju-
gendhilfe im Binnenvergleich oder auch externe Vergleiche 
mit anderen gesellschaŌ lichen Bereichen.

Allerdings stehen nicht zu allen Arbeitsfeldern gleicher-
maßen diff erenzierte Daten zur Verfügung. So fehlen etwa 
Daten zu den Leistungen der Jugendsozialarbeit, zu den Tä-
Ɵ gkeiten des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) und zu 
den Jugendämtern selbst, zu den Einrichtungen der staƟ o-
nären Jugendhilfe, zum Personal im Kinderschutz oder auch 
zur Familienbildung (vgl. Rauschenbach/Schilling 1997a, 
1997b). RelaƟ v diff erenziert können hingegen etablierte Ar-
beitsfelder wie die Kindertagesbetreuung, die Kinder- und 
Jugendarbeit oder die Hilfen zur Erziehung dargestellt wer-
den. Zudem sollen im Rahmen der SGB VIII-Reform, des so-
genannten „Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes“ (KJSG), 
zugleich umfangreiche StaƟ sƟ känderungen vorgenommen 
werden, die zukünŌ ig zu einer noch besseren Datenlage in 
bislang unzureichend beleuchteten Bereichen führen sollen.

Die Kennzahlen des Kinder- und Jugendhilfereports basieren 
zum größten Teil auf den amtlichen Kinder- und Jugendhil-
festaƟ sƟ ken (KJH-StaƟ sƟ k), die von den StaƟ schen Ämtern 
der Länder erhoben und vom StaƟ sƟ schen Bundesamt zu ei-
nem gesamtdeutschen Ergebnis zusammengeführt werden. 
Der „Kinder- und Jugendhilfereport Extra 2021“ zeichnet 
sich durch ein in weiten Teilen vergleichbares Darstellungs-
schema für die einzelnen Arbeitsfelder und Arbeitsbereiche 
der Kinder- und Jugendhilfe aus. Dieses Schema sieht, so-
weit möglich, als ersten Themenkomplex die Kennzahlen zu 
den Adressat(inn)en des jeweiligen Feldes vor, gefolgt von 
den Befunden zu ausgewählten Strukturkomponenten. Der 
driƩ e Themenkomplex bezieht sich auf das Personal, wäh-
rend im vierten Themenkomplex schließlich Kennzahlen zu 
den fi nanziellen Aufwendungen ausgewiesen werden. Diese 
Vorgehensweise kann allerdings nicht in allen Arbeitsfeldern 
und Aufgabenbereichen durchgehalten werden, da bei-
spielsweise im Bereich der Jugendsozialarbeit bislang keine 
Daten zu den Adressat(inn)en zur Verfügung stehen.

Der Kinder- und Jugendhilfereport ist in vier Teile unterglie-
dert. Im ersten Teil (Kap. 1 und 2) wird der Fokus zunächst 
auf die Rahmenbedingungen des Aufwachsens von Kindern 
und Jugendlichen gerichtet, um so einen Kontext für die 
nachfolgenden Kapitel zu schaff en. Daran schließt sich ein 
Übersichtskapitel zur gesamten Kinder- und Jugendhilfe an, 
um die Bedeutung dieses gesellschaŌ lichen Segments in sei-
ner Gesamtheit erfassbar zu machen. Im zweiten Teil des Re-
ports (Kap. 3 bis 7) werden die Ergebnisse zu den zentralen 
Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe in je eigenen Ka-
piteln auĩ ereitet. Der driƩ e Teil des Reports (Kap. 8 bis 11) 
nimmt vier weitere Aufgabenbereiche in den Blick, die größ-
tenteils zu dem besonderen Aufgabenprofi l der öff entlichen 
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Träger gehören. Im vierten und letzten Teil schließlich (Kap. 
12 und 13) stehen die kommunalen Jugendämter mit ihren 
Allgemeinen Sozialen Diensten als zentrale „Schaltstelle“ für 
die Praxis der Kinder- und Jugendhilfe vor Ort im Zentrum. 

Der Auĩ au der einzelnen Kapitel folgt einem einheitlichen 
Schema: 

 • Jedes Kapitel beginnt mit einer kurzen Einleitung in den 
Kontext des jeweiligen Aufgabenbereichs der Kinder- und 
Jugendhilfe. 

 • Danach folgt jeweils eine Übersichtstabelle zu den zent-
ralen Kennzahlen. Um dabei auf einen Blick zeitliche Ent-
wicklungen besser einschätzen zu können, werden meh-
rere Zeitpunkte dargestellt: erstens ein früherer Wert, der 
in der Regel dem Referenzwert in der letzten vollständigen 
Ausgabe des Kinder- und Jugendhilfereports entspricht – 
häufi g ist dies das Datenjahr 2006; zweitens die primäre 
Datenbasis der letzten vollständigen Ausgabe 2018 – häu-
fi g das Datenjahr 2016. DriƩ ens wird die aktuelle Daten-
basis dargestellt, die für sämtliche Bereiche vollständig ist 
– in der Regel das Datenjahr 2018. In vielen Kapiteln liegen 
außerdem bereits noch neuere Ergebnisse vor – die des 
Jahres 2019 bzw. für den Bereich der Kindertagesbetreu-
ung sogar für 2020. Diese werden, soweit vorhanden, in 
einer vierten Datenspalte aufgeführt. An einigen Stellen 
sind diese Daten noch lückenhaŌ .

 • Die methodische Beschreibung beschränkt sich in der 
jeweiligen Tabelle aus Gründen der Übersichtlichkeit auf 
eine kurze Benennung dieser grundlegenden Kennzahlen. 
Eine genauere Beschreibung der jeweiligen Kennzahl, de-
taillierte Quellenangaben sowie die Erläuterung des me-
thodischen Vorgehens fi nden sich auf der Internet-Seite 
der Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfesta-
Ɵ sƟ k (www.akjstat.tu-dortmund.de/kjh-report/). 

 • Die Kennzahlen sind mit der führenden Kapitelnummer 
und bis zu zwei Dezimalstellen fortlaufend durchnumme-
riert.

 • Die Kennzahlen entsprechen in der Regel sowohl hinsicht-
lich der Nummerierung als auch hinsichtlich der Berech-
nung denen des Kinder- und Jugendhilfereports 2018. An 
wenigen Stellen wurden leichte Veränderungen in der Be-
rechnung vorgenommen, sodass es möglich ist, dass sich 
vereinzelt die Angaben in der vorliegenden Extra-Ausgabe 
von denen des Kinder- und Jugendhilfereports unterschei-
den. Die Gründe für diese Diskrepanzen gehen aus den 
zuvor genannten Online-Erläuterungen hervor.

 • Im Anschluss an die Tabellen werden die Ergebnisse an-
hand einiger Leiƞ ragen jeweils kurz fachlich kommenƟ ert.

Die vorliegende Extra-Ausgabe verzichtet auf weitergehende 
Analysen und grafi sche Auĩ ereitungen. Die letzte vollständi-
ge Ausgabe, der Kinder- und Jugendhilfereport 2018, enthält 
zahlreiche zusätzliche Abbildungen, Tabellen und Erläute-
rungen und ist weiterhin über den Verlag Barbara Budrich 
als Buch käufl ich zu erwerben oder kostenlos als Open-Ac-
cess-Version erhältlich. 

Der Kinder- und Jugendhilfereport ist ein gemeinschaŌ liches 
Werk der Mitarbeiter/-innen der Dortmunder Arbeitsstel-
le Kinder- und JugendhilfestaƟ sƟ k. Das bedeutet, dass die 
KonzepƟ on und der grundsätzliche Auĩ au des Reports ge-
meinsam entwickelt und die Inhalte gemeinsam diskuƟ ert 
wurden. Teilweise wurden auch Analysen gemeinsam vorge-
nommen. Die inhaltliche Bearbeitung der Themen im Einzel-
nen oblag jedoch den jeweils am Ende eines jeden Kapitels 
genannten Autor(inn)en.

Thomas Rauschenbach
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1. Aufwachsen in Deutschland – Rahmenbedingungen der 
Kinder- und Jugendhilfe

InformaƟ onen zu Rahmen- und Lebensbedingungen des 
Aufwachsens von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwach-
senen stellen eine wichƟ ge OrienƟ erung für die Kinder- und 
Jugendhilfe dar. Hierbei können verschiedene KombinaƟ o-
nen von Problemlagen auŌ reten, bei denen Angebote der 
Sozialen Arbeit im Allgemeinen und der Kinder- und Jugend-
hilfe im Besonderen eine hilfreiche Unterstützung bieten. So 
kann die LebenssituaƟ on von Menschen verbessert werden, 
indem Hilfen zur BewälƟ gung von Problemlagen zur Verfü-
gung gestellt werden. Zur besseren IdenƟ fi zierung der Pro-
blemlagen sind wiederum Eckwerte zu den Rahmenbedin-
gungen des Aufwachsens unverzichtbar.

Die gesellschaŌ lichen Teilhabechancen von Kindern und 
Jugendlichen hängen wesentlich von den Ressourcen und 
Unterstützungen ab, die ihnen ihre Familien zur Verfügung 
stellen (können). Dabei handelt es sich einerseits um zeit-
liche Ressourcen, in denen AkƟ vitäten in der Familie erfol-
gen oder Unterstützungen bei belastenden SituaƟ onen mit 
Gleichaltrigen oder bei schulischen Aufgaben geleistet wer-
den können. Andererseits besƟ mmt auch die ökonomische 
SituaƟ on der Familie über die (materiellen) Teilhabechancen 
der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Beide 
Bereiche sind wiederum – vor allem bedingt durch die Er-
werbssituaƟ on – voneinander abhängig. Gehen die Eltern 
einer ErwerbstäƟ gkeit (mit einem hohen BeschäŌ igungs-
umfang) nach, verbessert sich die ökonomische SituaƟ on 
der Familie und mit ihr zumeist die materiellen Teilhabe-
chancen der Kinder. GleichzeiƟ g stehen aber geringere zeit-
liche Ressourcen für die Unterstützung ihrer Kinder sowie 
für gemeinsame FreizeitakƟ vitäten zu Verfügung. Dennoch 
haben Eltern die Möglichkeit, fehlende zeitliche Ressourcen 
in gewissem Ausmaß durch ökonomische Ressourcen aufzu-
fangen, etwa durch die Finanzierung von Unterstützung bei 
der Hausarbeit oder Nachhilfeunterricht. Welch große Be-
deutung den zeitlichen und ökonomischen Unterstützungs-
möglichkeiten zukommt, wurde nicht zuletzt während der 

pandemiebedingten Einschränkungen besonders sichtbar, 
etwa in Bezug auf das „Homeschooling“.

Sowohl die zeitlichen als auch die ökonomischen Möglich-
keiten hängen zudem mit den FamilienkonstellaƟ onen zu-
sammen, in denen junge Menschen aufwachsen. Vor allem 
alleinerziehende Elternteile können sich nicht mit der Part-
nerin/dem Partner die häuslichen und familiären Aufgaben 
sowie die ErwerbstäƟ gkeit teilen, sodass sie vor erhöhte An-
forderungen hinsichtlich der Einteilung ihrer zeitlichen und 
ökonomischen Ressourcen gestellt sind.

Die angesprochenen Bereiche berücksichƟ gen bereits zen-
trale Einfl ussgrößen der Lebensbedingungen von Kindern 
und Jugendlichen. Das Aufwachsen hängt gleichwohl mit 
einer Vielzahl von (weiteren) Faktoren zusammen, die sich 
wiederum wechselseiƟ g beeinfl ussen. Beispielsweise ist der 
Besuch spezifi scher Bildungsangebote und Schulformen be-
deutsam, in denen den Kindern unterschiedliche Förderan-
gebote zur Verfügung gestellt werden und die maßgeblichen 
Einfl uss auf den Bildungsstand der Kinder haben. 

All diese Rahmenbedingungen besƟ mmen auch die Hand-
lungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe, sodass ein Wissen 
über die LebenssituaƟ on junger Menschen in diesem Zu-
sammenhang notwendig ist. Nachfolgend werden daher so-
wohl für das kapitelübergreifende Datenjahr 2018 als auch 
– sofern bereits verfügbar – für 2019 zentrale Eckwerte zum 
Aufwachsen in Deutschland dargestellt. Um einen Eindruck 
über die zeitlichen Entwicklungen zu vermiƩ eln, werden 
zudem die Referenzjahre 2006 und 2016 aufgeführt. Die 
nachfolgend berichteten Kennzahlen zur Beschreibung der 
Rahmenbedingungen der Kinder- und Jugendhilfe dienen 
der Beantwortung zentraler Leiƞ ragen.

Kontext
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1. Aufwachsen in Deutschland – Rahmenbedingungen der Kinder- und Jugendhilfe
Zentrale Grund- und Kennzahlen

1996-2008 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Kinder und Jugendliche in Deutschland
1.1     Kinder und Jugendliche in Deutschland

1.1.1 Anzahl der unter 18-Jährigen 14,2 Mio. 2006 13,5 Mio. 2016 13,6 Mio. 2018 13,7 Mio. 2019

Vorausberechnung Anzahl der unter 18-J. / 13,7 Mio. 2025 / 14,2 Mio. 2030

1.1.2 Anteil unter 18-J. an Gesamtbevölkerung 17,3% 2006 16,3% 2016 16,4% 2018 16,4% 2019

Vorausberechnung Anteil unter 18-Jähriger / 16,4% 2025 / 17,0% 2030

1.1.3 Anzahl Geburten im Jahr 672.724 2006 792.141 2016 787.523 2018 778.090 2019

1.2 Anteil unter 18-Jähriger an der Gesamtbevölkerung nach Regionaltyp
1.2.1 Anteil unter 18-Jähriger in Städten 18,3% 2006 16,7% 2016 16,7% 2018 16,8% 2019

1.2.2 Anteil unter 18-Jähriger in kreisfreien 
(Groß-)Städten 15,4% 2006 15,8% 2016 16,0% 2018 16,1% 2019

1.2.3 Anteil unter 18-Jähriger in Landkreisen 18,2% 2006 16,5% 2016 16,5% 2018 16,6% 2019

1.3 Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene nach Altersgruppen
1.3.1 Anzahl der unter 3-Jährigen 2,1 Mio. 2006 2,3 Mio. 2016 2,4 Mio. 2018 2,4 Mio. 2019

1.3.2 Anzahl der 3- bis unter 6-Jährigen 2,2 Mio. 2006 2,2 Mio. 2016 2,3 Mio. 2018 2,4 Mio. 2019

1.3.3 Anzahl der 6- bis unter 10-Jährigen 3,2 Mio. 2006 2,9 Mio. 2016 2,9 Mio. 2018 3,0 Mio. 2019

1.3.4 Anzahl der 10- bis unter 14-Jährigen 3,2 Mio. 2006 2,9 Mio. 2016 3,0 Mio. 2018 3,0 Mio. 2019

1.3.5 Anzahl der 14- bis unter 16-Jährigen 1,7 Mio. 2006 1,5 Mio. 2016 1,5 Mio. 2018 1,5 Mio. 2019

1.3.6 Anzahl der 16- bis unter 18-Jährigen 1,9 Mio. 2006 1,6 Mio. 2016 1,6 Mio. 2018 1,5 Mio. 2019

1.3.7 Anzahl der 18- bis unter 21-Jährigen 2,9 Mio. 2006 2,6 Mio. 2016 2,6 Mio. 2018 2,5 Mio. 2019

1.3.8 Anzahl der 21- bis unter 27-Jährigen 5,9 Mio. 2006 5,8 Mio. 2016 5,7 Mio. 2018 5,7 Mio. 2019

Migra  onshintergrund
1.4 Anteil unter 18-Jähriger mit MigraƟ ons-

hintergrund (im engeren Sinn) 28,5% 2006 35,4% 2016 37,8% 2018 38,0% 2019

davon: Anteil eigene MigraƟ onserfahrung 
(von Migrant(inn)en in jeweiliger Altersgruppe) 18,0% 2006 19,4% 2016 21,2% 2018 21,0% 2019

1.4.1 Unter 5-Jährige mit MigraƟ onshintergrund 33,0% 2006 38,1% 2016 39,9% 2018 39,7% 2019

davon: Anteil eigene MigraƟ onserfahrung 5,0% 2006 12,4% 2016 10,9% 2018 8,8% 2019

1.4.2 5- bis unter 10-J. mit MigraƟ onshintergrund 29,2% 2006 37,2% 2016 39,0% 2018 38,7% 2019

davon: Anteil eigene MigraƟ onserfahrung 12,5% 2006 21,7% 2016 25,9% 2018 25,9% 2019

1.4.3 10- bis unter 15-J. mit MigraƟ onshintergrund 27,3% 2006 34,1% 2016 37,3% 2018 37,7% 2019

davon: Anteil eigene MigraƟ onserfahrung 24,3% 2006 21,0% 2016 25,5% 2018 27,1% 2019

1.4.4 15- bis 18-J. mit MigraƟ onshintergrund 24,0% 2006 31,0% 2016 33,2% 2018 34,7% 2019

davon: Anteil eigene MigraƟ onserfahrung 38,5% 2006 25,3% 2016 24,7% 2018 24,7% 2019

1.4.5 18- bis unter 25-J. mit MigraƟ onshintergrund 23,3% 2006 28,3% 2016 29,7% 2018 30,1% 2019

davon: Anteil eigene MigraƟ onserfahrung 63,2% 2006 48,8% 2016 47,0% 2018 46,5% 2019

Familienkonstella  onen
1.5 Anteil der in Familien lebenden unter 

18-Jährigen in Alleinerziehendenhaushalten 11,9% 1996 17,3% 2016 16,2% 2018 16,2% 2019

Bildungsbeteiligung
1.6 Anteil Schüler/-innen mit sonderpädagogischer 

Förderung 5,9% 06/07 7,0% 16/17 7,4% 18/19 /

1.7 Anteil Schulabgänger/-innen ohne Schul-
abschluss an gleichaltriger Wohnbevölkerung 8,0% 2006 6,0% 2016 6,8% 2018 6,8% 2019

Erwerbsbeteiligung in der Familie
1.8 Erwerbsbeteiligung von MüƩ ern mit Kind(ern) 

im Alter von unter 3 Jahren (ohne Elternzeit/
MuƩ erschutz)

30,8% 2008 35,2% 2016 36,3% 2018 /

Kennzahlen
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Alles in allem verdeutlichen die aufgezeigten Eckwerte zu 
den Rahmenbedingungen der Kinder- und Jugendhilfe, dass 
ihre Adressat(inn)en eine sehr große und äußerst heterogene 
Zielgruppe sind, was sich entsprechend in ihren Angeboten 
widerspiegeln sollte. Es werden soziale, bildungsbezogene 
und ökonomische Unterschiede in der jungen Bevölkerung 
off ensichtlich und mit ihnen mulƟ ple Risikolagen. Eine am 
Wohl des jeweiligen Kindes orienƟ erte und gleichzeiƟ g effi  -
ziente Unterstützung wird dadurch sowohl besonders drin-
gend als auch komplexer. Zudem sind mitunter reibungslose 
AbsƟ mmungsprozesse zwischen den Aufgabengebieten der 
Kinder- und Jugendhilfe notwendig. 

Auf die Kinder- und Jugendhilfe kommen daher immer grö-
ßere Herausforderungen bei ihrer Aufgabe zu, Benachteili-
gungen zu verringern und ihnen vorzubeugen. Des Weiteren 
variieren die Bedarfe der Kinder und Jugendlichen an die 
Kinder- und Jugendhilfe erwartungsgemäß nach ihrem Alter. 
Das lässt sich nicht nur an den altersabhängigen Interessen 
und Kompetenzen festmachen, vielmehr lassen sich auch 
unterschiedliche LebenssituaƟ onen von jungen und älteren 
Kindern und Jugendlichen beobachten. Dementsprechend 
bleiben altersgerechte Angebote in allen Feldern der Kinder- 
und Jugendhilfe zentral.

Im Einzelnen liefern die Kennzahlen folgende Antworten auf 
die zentralen Leiƞ ragen:

A. Wie viele Kinder und Jugendliche gibt es in Deutschland 
und wo leben sie?

 • Nachdem die Anzahl an Kindern, Jugendlichen und jungen 
Volljährigen über einen längeren Zeitraum zunächst zu-
rückging, ist sie zuletzt aufgrund höherer Geburtenzahlen 
und der erhöhten Zuwanderung in den Jahren 2015 und 
2016 wieder gesƟ egen. Aktuell (31.12.2019) leben 13,7 
Mio. unter 18-Jährige in Deutschland. Das entspricht ei-
nem Anteil von 16,4% an der Gesamtbevölkerung. Dieser 
Wert blieb in den letzten Jahren trotz des leichten absolu-
ten AnsƟ egs weitgehend konstant, er liegt aber unter dem 
Wert von 2006. 

 • Die Zuwächse fanden jüngst vor allem in den jüngeren 
Altersgruppen staƩ , während die Anzahl der annähernd 
Volljährigen und jungen Erwachsenen zwischen 2016 und 
2019 leicht rückläufi g war.

 • Seit 2006 ist der Anteil der unter 18-Jährigen an der Ge-
samtbevölkerung sowohl in den städƟ schen als auch in 
den ländlichen Regionen merklich gesunken, während er 
in den Großstädten (kreisfrei) etwas ansƟ eg. Zuletzt blieb 
der Anteil Minderjähriger in allen Regionstypen weitge-
hend konstant mit geringfügigen AnsƟ egen seit 2016. 

 • Für die Kinder- und Jugendhilfe bedeutet diese Zunahme 
der Anzahl junger Menschen in der Bevölkerung, dass bei 
gleichbleibenden (Hilfe-)Bedarfen zusätzliche Angebote 
geschaff en werden mussten.

1. Aufwachsen in Deutschland – Rahmenbedingungen der Kinder- und Jugendhilfe
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2006/2008 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Erwerbsbeteiligung in der Familie
1.9     ErwerbskonstellaƟ onen von Paarfamilien mit unter 6-Jährigen

1.9.1 Beide Partner sind erwerbstäƟ g 40,8% 2006 47,6% 2016 49,7% 2018 /
1.9.2 Nur ein Partner ist erwerbstäƟ g 50,7% 2006 44,9% 2016 42,9% 2018 /
1.9.3 Beide Partner sind nicht erwerbstäƟ g 8,5% 2006 7,4% 2016 7,3% 2018 /

1.10 Erwerbsbeteiligung von Alleinerziehenden mit 
unter 18-jährigen Kindern (ohne Elternzeit/
MuƩ erschutz)

66,9% 2008 71,3% 2016 72,6% 2018 /

Ökonomische Situa  on von Familienhaushalten
1.11 Armutsgefährdungsquote nach Familienform

1.11.1 Unter 18-Jährige insgesamt 18,6% 2006 20,2% 2016 20,1% 2018 20,5% 2019

1.11.2 Alleinerziehende mit mindestens 1 Kind 37,0% 2006 43,6% 2016 41,5% 2018 42,7% 2019

1.11.3 Paarhaushalt mit 1 Kind 11,4% 2006 9,2% 2016 9,1% 2018 8,8% 2019

1.11.4 Paarhaushalt mit 2 Kindern 11,6% 2006 11,5% 2016 10,7% 2018 11,0% 2019

1.11.5 Paarhaushalt mit 3 oder mehr Kindern 24,3% 2006 27,4% 2016 30,0% 2018 30,9% 2019

1.12 Anteil unter 18-j. Transferleistungsempfänger/
-innen an allen unter 18-Jährigen (Hilfe zum 
Lebensunterhalt; Asylbewerberregelleistun-
gen; Kinder in SGB II BedarfsgemeinschaŌ en)

16,4% 2006 16,7% 2016  15,5% 2018 14,8% 2019

Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt: Bevölkerungsfortschreibung Volkszählung 1987/1991 bzw. Zensus 2011; GeburtenstaƟ sƟ k; Mikrozensus; Sozialbericht-
erstaƩ ung – Armutsgefährdungsquoten; Sozialleistungen – StaƟ sƟ k der Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt; Sozialleistungen – Empfän-
ger/-innen von Asylbewerberregelleistungen; Kultusministerkonferenz (KMK): Sonderpädagogische Förderung in Schulen; SchulstaƟ sƟ ken der Länder; 
Bundesagentur für Arbeit: GrundsicherungsstaƟ sƟ k. Jeweils versch. Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.
akjstat.tu-dortmund.de

Befunde
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B. Wie viele Kinder und Jugendliche werden zukünŌ ig in 
Deutschland leben?

 • Folgt man der 14. koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung in ihrer moderaten Variante, wird die Gesamt-
zahl unter 18-Jähriger zukünŌ ig weiter steigen, und zwar 
von aktuell 13,7 Mio. auf 14,2 Mio. Minderjährige bis zum 
Jahr 2030. Auch ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung sƟ e-
ge dementsprechend bis 2030 von 16,4% auf 17,0%.

 • GleichzeiƟ g zu den vorausberechneten AnsƟ egen der Ge-
samtgruppe Minderjähriger sind aktuell jedoch wieder 
leicht sinkende Geburtenzahlen zu beobachten. 778.090 
Geburten wurden 2019 in Deutschland registriert, etwa 
9.000 weniger als ein Jahr zuvor und gut 14.000 weniger 
als 3 Jahre vorher. Diese kurzfrisƟ ge Entwicklung deutet 
darauf hin – und dafür sprechen auch die altersdiff eren-
zierten Vorausberechnungen für die jüngeren Kohorten –, 
dass die Anzahl an Kindern und Jugendlichen nicht dauer-
haŌ  zunehmen, sondern miƩ el- bis langfrisƟ g wieder zu-
rückgehen dürŌ e. Vor allem jene Bereiche der Kinder- und 
Jugendhilfe, die hauptsächlich jüngere Kinder adressieren, 
sollten sich daher auf eine sich nicht weiter vergrößern-
de, sondern womöglich sogar zurückgehende Zielgruppe 
einstellen.

 • Mit Blick auf die zukünŌ ige Bevölkerungsentwicklung ist 
aktuell noch nicht absehbar, wie sich die Coronapandemie 
auf das Geburten- und Wanderungsverhalten sowie die 
Sterblichkeit auswirkt und längerfrisƟ g auswirken wird. 
Auf der Grundlage erster aktueller Bevölkerungsdaten für 
das Jahr 2020 deuten sich im Vergleich zu den Vorjahren 
eine geringere NeƩ ozuwanderung, eine gesƟ egene Ster-
befallzahl und weniger Geburten an. Wie stark die reale 
Entwicklung wiederum von den angenommenen Voraus-
berechnungen abweicht und wie sich das auf die Anzahl 
und den Anteil Minderjähriger in der Bevölkerung aus-
wirkt, ist weiterhin zu beobachten.

C. Wie hoch ist der Anteil an Minderjährigen mit MigraƟ -
onshintergrund und mit eigener MigraƟ onserfahrung?

 • MigraƟ on wird in der jungen Bevölkerung immer be-
deutsamer. So ist nicht nur im längeren Rückblick, son-
dern auch in den letzten Jahren ein erheblicher AnsƟ eg 
des Anteils an Minderjährigen und jungen Volljährigen 
mit MigraƟ onshintergrund zu beobachten. 2006 lag der 
Anteil unter 18-Jähriger mit MigraƟ onshintergrund noch 
bei 28,5%, 2016 bei 35,4% und im Jahr 2019 bereits bei 
38,0%. 

 • Innerhalb der Gruppe der jungen Menschen ist der An-
teil allerdings nicht gleichverteilt. Vielmehr ist der Anteil 
in der jüngsten Gruppe am höchsten (unter 5-Jährige: 
39,7%) und wird mit zunehmendem Alter geringer (18- bis 
25-Jährige: 30,1%). 

 • Auch der Anteil an jungen Menschen mit eigener Migra-
Ɵ onserfahrung, das heißt Menschen, die selbst zugewan-
dert sind, sƟ eg nach 2016 leicht an. 2019 ist von allen 
Minderjährigen mit MigraƟ onshintergrund gut jede/r 
5. selbst nach Deutschland zugewandert (2016: 19,4%; 
2019: 21,0%). Dieser AnsƟ eg geht jedoch ausschließlich 
auf die miƩ leren Altersgruppen (5 bis unter 15 Jahre) zu-
rück; denn bei sehr jungen Kindern und älteren Jugend-
lichen sowie jungen Erwachsenen sanken die Anteile zu-
letzt. KurzfrisƟ g könnte die Coronapandemie wegen der 

weltweit eingeschränkten Mobilität möglicherweise dazu 
führen, dass diese Anteile zunächst nicht weiter steigen.

 • Die insgesamt zunehmende Bedeutung der MigraƟ ons-
hintergründe und -erfahrungen junger Menschen wirkt 
sich wiederum in vielfälƟ ger Weise auf die Kinder- und 
Jugendhilfe aus, da sie sich zum einen auf eine sich verän-
dernde Zielgruppe einstellen und zum anderen ihre Aufga-
benbereiche an die sich verändernden Bedarfe anpassen 
muss. IntegraƟ on, Sprachförderung oder interkulturelle 
Kompetenzen gewinnen an Bedeutung sowohl als Inhalte 
der Angebote als auch als Anforderung an die TäƟ gen in 
der Kinder- und Jugendhilfe – sei es bei der Elternarbeit 
oder im Umgang mit den Kindern und Jugendlichen. Dabei 
sind die persönlichen MigraƟ onserfahrungen der Betrof-
fenen angemessen und sensibel zu berücksichƟ gen sowie 
mögliche Vorurteile zu reduzieren und zu verhindern.

D. Wie viele Kinder und Jugendliche haben Schwierigkeiten 
beim Durchlaufen des regulären (Aus-)Bildungssystems?

 • Der Anteil an Schüler(inne)n mit sonderpädagogischer 
Förderung ist in den vergangenen Jahren weiter leicht ge-
sƟ egen und liegt aktuell bei über 7%. Dabei bleibt jedoch 
unklar, inwiefern sich in diesem AnsƟ eg ein wachsender 
Förderbedarf ausdrückt. Auch eine erhöhte Aufmerksam-
keit auf mögliche Bedarfe, eine verbesserte DiagnosƟ k 
oder verstärkte Fördermöglichkeiten können zum AnsƟ eg 
beigetragen haben. 

 • Darüber hinaus bleibt der Anteil an Schulabgänger(inne)n 
ohne Schulabschluss im Vergleich zu 2016 leicht erhöht, 
nachdem er zuvor über einen längeren Zeitraum gesun-
ken war. So verfügten 2019 6,8% der Schulabgänger/-in-
nen über keinen Hauptschulabschluss. Für sie wird sich 
der Übergang ins Ausbildungs- und ins Erwerbssystem be-
sonders herausfordernd gestalten. Insgesamt bleibt dabei 
jedoch unklar, wie viele dieser Jugendlichen innerhalb der 
nächsten 5 bis 10 Jahre einen Schulabschluss nachholen.

E. In welchen familiären KonstellaƟ onen wachsen Kinder 
und Jugendliche auf?

 • Die meisten Kinder und Jugendlichen wachsen in einem 
Paar-Familienhaushalt auf, also zusammen mit einem als 
Ehepaar oder LebensgemeinschaŌ  zusammenlebenden 
Paar. Dennoch leben 16,2% der in Familien lebenden Min-
derjährigen in einem Alleinerziehendenhaushalt. Dieser 
Anteil steigt zum einen mit dem Alter der Kinder. Zum an-
deren ist er über einen langen Zeitraum deutlich gesƟ e-
gen, verringerte sich dann nach 2016 aber wieder leicht. 

 • GleichzeiƟ g steigt der Anteil der Eltern mit jungen Kindern 
mit Erwerbsbeteiligung. Inzwischen sind in der HälŌ e der 
Paarfamilien mit unter 6-jährigen Kindern beide Partner 
erwerbstäƟ g, 2006 betraf dies erst 40,8%. Auch der Anteil 
der MüƩ er mit mindestens einem Kind unter 3 Jahren, die 
einer ErwerbstäƟ gkeit nachgehen, ist deutlich gesƟ egen, 
von 30,8% in 2008 auf 36,3% zehn Jahre später.

 • Für die Gruppe Alleinerziehender mit Kindern im Alter von 
unter 18 Jahren zeigt sich ebenfalls ein klarer AnsƟ eg der 
Erwerbsbeteiligung, und zwar von 66,9% auf 72,6% inner-
halb von 10 Jahren.

 • Es kann somit weiterhin davon ausgegangen werden, dass 
die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe – insbesonde-
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re der Kindertagesbetreuung – für eine nennenswerte 
Anzahl an Kindern und deren Familien eine besonders 
wichƟ ge Stütze darstellen, sei es zur Ermöglichung bzw. 
Erleichterung der Erwerbsbeteiligung oder zur Entlastung 
bei den alltäglichen Aufgaben und Herausforderungen.

F. Unter welchen ökonomischen Bedingungen wachsen Kin-
der und Jugendliche auf? 

 • Der Anteil an von Armut betroff enen oder bedrohten Kin-
dern und Jugendlichen in Deutschland kann unter ande-
rem durch die Armutsgefährdungsquote abgebildet wer-
den. Diese lag zuletzt (2019) für die unter 18-Jährigen bei 
20,5%, d.h. jede/r 5. Minderjährige ist von Armut betrof-
fen oder gefährdet. 

 • Das Risiko einer Armutsgefährdung steigt in Familien mit 
zunehmender Kinderzahl und ist (unabhängig von der Kin-
derzahl) in Alleinerziehendenhaushalten besonders groß. 
Von letzteren sind 42,7% von Armut gefährdet, während 
dies nur auf 8,8% der Paarhaushalte mit 1 Kind zutriƩ . Von 
den Familien mit mindestens 3 Kindern ist knapp jede drit-
te von Armut betroff en oder gefährdet (30,9%). 

 • Der Anteil unter 18-Jähriger, für die Existenzsicherungs-
leistungen gezahlt werden und die daher entsprechend 
der Defi niƟ on als arm bezeichnet werden, betrug 2019 
14,8%. Seit 2016 hat sich der Anteil konƟ nuierlich um 
insgesamt knapp zwei Prozentpunkte verringert. Dieser 
Rückgang hängt vor allem mit der zurückgehenden Anzahl 
an Kindern zusammen, für die Leistungen über das Asyl-
bewerberleistungsgesetz gezahlt werden.

 • Trotz des leicht zurückgegangenen Anteils an unter 18-jäh-
rigen Transferleistungsempfänger/-innen und einer ge-
sƟ egenen Erwerbsbeteiligung der Eltern hat sich die öko-
nomische SituaƟ on unter 18-Jähriger (gemessen an der 
Armutsgefährdung) insgesamt tendenziell verschlechtert. 
Dies gilt in besonderem Ausmaß für Kinder, die in Alleiner-
ziehendenhaushalten und in großen Familien aufwachsen. 
Der Kinder- und Jugendhilfe kommt hier eine wichƟ ge Rol-
le zu, um die Teilhabechancen der ökonomisch schlechter 
gestellten jungen Menschen zu erhöhen und somit Be-
nachteiligungen entgegenzuwirken.

Melanie Böwing-Schmalenbrock/
Jonas Detemple/ChrisƟ ane Meiner-Teubner 
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2. Kinder- und Jugendhilfe im Überblick

Die Kinder- und Jugendhilfe erfüllt gesellschaŌ liche Aufga-
ben, die vor allem im Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB 
VIII) und ihren Ausführungsgesetzen der Länder geregelt 
werden. Hierin enthalten sind vielfälƟ ge Leistungsbereiche 
und Angebote, angefangen bei der Kindertagesbetreuung 
über die Kinder- und Jugendarbeit sowie die Hilfen zur Er-
ziehung bis hin zum Kinderschutz. Sie reagiert in diesem 
Rahmen auf eine Vielzahl gesellschaŌ licher Realitäten und 
Herausforderungen in sehr unterschiedlichen Bereichen, die 
von Bildung und Förderung über Beratung und Unterstüt-
zung bis hin zu Eingriff en wie der Herausnahme von Kindern 
aus ihren Familien reichen. Formal verbindendes Element 
ist das Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII), das unter 
anderem das Recht eines jeden jungen Menschen „auf För-
derung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschaŌ sfähigen Persönlichkeit“ 
(§ 1 Abs. 1 SGB VIII) in den MiƩ elpunkt rückt.

Aktuell steht das SGB VIII mit dem sogenannten „Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetz“ (KJSG) vor einer umfangreichen Re-
form, in der auch zentrale Elemente verändert werden sol-
len. Im Fokus stehen dabei fünf Bereiche: (1) Verbesserung 
des Kinder- und Jugendschutzes, (2) die Stärkung von Kin-
dern und Jugendlichen, die in Pfl egefamilien oder in Einrich-
tungen der Erziehungshilfe aufwachsen, (3) Hilfe aus einer 
Hand für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung 
(im Sinne einer schriƩ weisen Weiterentwicklung hin zu ei-
ner inklusiven Kinder- und Jugendhilfe), (4) die PrävenƟ on 
vor Ort sowie (5) die Stärkung von Beteiligungschancen von 
jungen Menschen, Eltern und Familien. Auf die verschiede-
nen Arbeitsfelder der Kinder- und Jugendhilfe werden die-
se Veränderungen in ganz unterschiedlicher Weise Einfl uss 
haben. Darüber hinaus ist eine umfangreiche Änderung der 
SGB VIII-StaƟ sƟ k vorgesehen, über die die Einrichtungen 
und das Personal in der Kinder- und Jugendhilfe außerhalb 
des Arbeitsfeldes der Kindertagesbetreuung besser abgebil-
det werden können.

Neben diesen bereits seit Jahren vorbereiteten Verände-
rungen der gesetzlichen Regelungen steht die Kinder- und 
Jugendhilfe seit dem Frühjahr 2020 vor zusätzlichen Her-
ausforderungen durch die Coronapandemie. Die Kontaktbe-
schränkungen, die Schließungen von Kitas, Schulen und Frei-
zeiteinrichtungen sowie die teilweise starke Verlagerung der 
Arbeitswelt in die Haushalte der Familien stellt die Kinder- 
und Jugendhilfe in ihren verschiedenen Arbeitsfeldern vor 
ganz unterschiedliche Herausforderungen. Aufseiten der Ad-
ressat(inn)en stellen sich vielfach Fragen nach veränderten 
Kontaktmöglichkeiten (beispielsweise über digitale Medien), 
die Erreichbarkeit der Zielgruppen sowie die Erhöhung von 
Belastungen, die bei allen jungen Menschen und Familien 
zu beobachten sind. Damit einher gehen Prozesse, die zu 
Veränderungen in der Umsetzung der Unterstützungen (z.B. 
der Reduzierung von Betreuungsumfängen in der Kinderta-
gesbetreuung) und der Hilfegewährung führen. Aufseiten 
der FachkräŌ e stehen beispielsweise Fragen nach Einsatz-
möglichkeiten von Gruppen mit erhöhtem InfekƟ onsrisiko 
im MiƩ elpunkt. Bei den Jugendämtern und den Trägern zeigt 
sich ein erhöhter Arbeitsaufwand, da kurzfrisƟ g Veränderun-
gen im Rahmen des Öff nungs- und Schließungsgeschehens 
umgesetzt sowie Hygienekonzepte angepasst werden müs-
sen und dadurch auch ein verstärkter Kontakt mit den ver-
schiedenen Akteuren im System der Kinder- und Jugendhilfe 
erfolgen sollte.

Diese Entwicklungen werden in der kommenden Zeit von 
großer Relevanz für die Kinder- und Jugendhilfe sein. Gleich-
zeiƟ g deutet sich bereits heute an, dass die Bedeutung der 
Kinder- und Jugendhilfe in der GesellschaŌ  gewonnen hat 
und ihre Leistungen stärker in den Fokus geraten (sind). Auf 
der Grundlage der bislang verfügbaren amtlichen Daten 
lässt sich die Zeit der Pandemie allerdings noch nicht abbil-
den. Gezeigt werden kann, welche Relevanz die Kinder- und 
Jugendhilfe bis Ende 2018/Anfang 20191 in ihrer Gänze in 
der GesellschaŌ  eingenommen hat.

1 Abweichend zu einzelnen Handlungsfeldkapiteln werden in diesem Ka-
pitel nicht generell die aktuellsten Daten berichtet, sondern die Ergeb-
nisse für das Jahr, für das handlungsfeldübergreifend die aktuellsten Er-
gebnisse vorliegen. Damit wird sichergestellt, dass die GesamtsituaƟ on 
in der Kinder- und Jugendhilfe vergleichend abgebildet werden kann.

Kontext
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2. Kinder- und Jugendhilfe im Überblick
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2002-2015 2016/2017 2018/2019
Stand Stand Stand

Adressat(inn)en der Kinder- und Jugendhilfe
2.1 Anzahl der Kinder in Kitas/Kindertagespfl ege 3.015.492 2007 3.614.642 2017 3.793.838 2019

2.2 Anzahl der Stammbesuchenden der off enen Kinder-/ 
Jugendarbeit 753.182 2015 881.219 2017 950.155 2019

2.3 Anzahl der jungen Menschen in Hilfen zur Erziehung 
(unter 27 J.) 904.221 2008 1.083.177 2016 1.145.991 2018

2.4 Anzahl der jungen Menschen in Eingliederungshilfen 
(§ 35a SGB VIII) (unter 27 J.) 43.360 2008 94.166 2016 114.735 2018

2.5 Anzahl der Minderjährigen in Inobhutnahme (§ 42 SGB VIII) 31.890 2008 84.230 2016 46.205 2018

2.6 Anzahl der „8a-Verfahren“ mit akuter/latenter Gefährdung 
des Kindeswohls 38.283 2013 45.777 2016 50.412 2018

Infrastruktur und Träger
2.7 Anzahl der Einrichtungen insgesamt 79.837 2006/07 92.047 2016/17 93.858 2018/19

2.7.1 darunter: Anzahl der Kitas 48.652 2007 55.293 2017 56.708 2019

2.8 Anzahl der Plätze in Einrichtungen 3.509.677 2006/07 4.121.787 2016/17 4.301.561 2018/19

2.8.1 darunter: Anzahl in Kitas 3.218.983 2007 3.822.837 2017 3.992.203 2019

2.9 DurchschniƩ liche Plätze pro Kita 66 2007 69 2017 70 2019

2.10 Anteil der Einrichtungen in freier TrägerschaŌ 68,4% 2006/07 71,3% 2016/17 71,7% 2018/19

Personal
2.11 Anzahl des Personals insgesamt 618.647 2006/07 955.930 2016/17 1.031.833 2018/19

2.11.1 Anzahl des pädagogischen Personals einschl. Verwaltung 
und Leitung 535.350 2006/07 836.214 2016/17 906.776 2018/19

2.12 VZÄ des pädagogischen Personals pro unter 18-Jährige in 
der Bevölkerung 35 2006/07 21 2016/17 19 2018/19

2.13 Anteil des weiblichen pädagogischen Personals 88,1% 2006/07 87,8% 2016/17 87,5% 2018/19

2.14 Anteil des pädädagogischen Personals mit 32 Wochen-
stunden und mehr in Kitas 55,2% 2007 58,7% 2017 59,1% 2019

2.14.1 … in anderen Arbeitsfeldern 56,6% 2006 56,4% 2016 55,9% 2018

2.15 Anteil der pädagogischen Angestellten mit befristeten 
Arbeits verträgen 14,9% 2002 15,1% 2016/17 13,5% 2018/19

2.16 Anteil des pädagogischen Personals im Alter von unter 
30 Jahren in Kitas 23,5% 2007 25,7% 2017 25,9% 2019

2.16.1 … in anderen Arbeitsfeldern 17,8% 2006 22,6% 2016 22,4% 2018

2.16.2 Anteil des pädagogischen Personals im Alter von 55 Jahren 
und älter in Kitas 7,9% 2007 17,0% 2017 17,5% 2019

2.16.3 … in anderen Arbeitsfeldern 11,2% 2006 19,4% 2016 20,7% 2018

Ausgaben
2.17 Reine Ausgaben der öff entlichen Hand in EUR 18,8 Mrd. 2006 41,9 Mrd. 2016 47,5 Mrd. 2018

2.18 Ausgaben pro unter 18-Jährigem/-r in EUR1 1.352 2006 3.087 2016 3.467 2018

2.19 Geringste Landesausgaben pro unter 18-Jährigem/-r in EUR 1.020 2006 2.598 2016 3.026 2018

2.19.1 Höchste Landesausgaben pro unter 18-Jährigem/-r in EUR 2.381 2006 4.435 2016 4.5772 2018

1 In der Berechnung der Ausgaben pro unter 18-Jährigem/-r in EUR werden die Ausgaben des Bundes nicht berücksichƟ gt.
2 Hierbei handelt es sich um den zweithöchsten Landeswert. In Bremen lagen die Ausgaben pro unter 18-Jährigem/-r im Jahr 2018 deutlich über den 
üblichen Werten, da es zu einer Umstellung des Buchungssystems kam und Nachzahlungen aus Vorjahren getäƟ gt wurden. Vor diesem Hintergrund wird 
dieser Wert nicht als Vergleichswert aufgeführt.
Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Angebote der Jugendarbeit; Ausgaben und Einnahmen; Einrichtungen und 
täƟ ge Personen; Erzieherische Hilfen, Eingliederungshilfe, Hilfe für junge Volljährige; Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII; Kinder und täƟ ge 
Personen in Tageseinrichtungen; Vorläufi ge Schutzmaßnahmen; Bevölkerungsfortschreibung; verschiedene Jahrgänge; FDZ der StaƟ sƟ schen Ämter des 
Bundes und der Länder: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Einrichtungen und täƟ ge Personen; Kinder und täƟ ge Personen in Tageseinrichtungen 
und öff entlich geförderter Tagespfl ege; verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dort-
mund.de

Kennzahlen
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A. Welche Bedeutung hat die Kinder- und Jugendhilfe als 
Versorgungs- und Unterstützungssystem für die Bevölke-
rung? Wie viele junge Menschen nehmen Angebote und 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Anspruch?

 • Die Zahlen zur Inanspruchnahme von Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe machen eindrucksvoll deutlich, wie 
umfangreich und diff erenziert die Kinder- und Jugendhilfe 
auf die vielfälƟ gen Förder- und Hilfebedarfe von Kindern, 
Jugendlichen und jungen Volljährigen reagiert. Dadurch 
wird deutlich, dass die Kinder- und Jugendhilfe nicht nur 
in absoluten NotsituaƟ onen hilŌ , sondern in vielfälƟ gen 
Lebensbereichen der jungen Menschen präsent ist.

 • Dies beginnt bereits im frühen Kindesalter. So nehmen 
immer mehr und immer jüngere Kinder Angebote der Kin-
dertagesbetreuung in Anspruch, was sich unter anderem 
in dem hohen AnsƟ eg der Kinder in diesen Angeboten be-
merkbar macht. Die Anzahl der Kinder in Kindertagesbe-
treuung ist zwischen 2007 und 2019 um mehr als 25% von 
3,0 auf 3,8 Mio. gesƟ egen. 

 • Für ältere Altersgruppen sind die Angebote der off enen 
Kinder- und Jugendarbeit ein wichƟ ges Angebot der Kin-
der- und Jugendhilfe. Für das Jahr 2019 wurden durch die 
Träger 950.155 Stammbesuchende gemeldet. Das bedeu-
tet, dass bis zu 5,5% der 6- bis unter 27-Jährigen zuletzt 
eines dieser Angebote über einen längeren Zeitraum re-
gelmäßig genutzt haben. Der starke AnsƟ eg der Stamm-
besuchenden seit der ersten Erhebung im Jahr 2015 (fast 
200.000 bzw. 26%) ist vermutlich auf eine umfassendere 
Erfassung zurückzuführen. Bedenkt man, dass zu dieser 
Anzahl noch unregelmäßige oder vereinzelte Teilnahmen 
an Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit hinzukom-
men, unterstreicht diese Größenordnung, dass dieses Ar-
beitsfeld für breite Bevölkerungsgruppen Potenziale bie-
tet – etwa zur Bildung, IntegraƟ on, VergemeinschaŌ ung 
oder zur Verantwortungsübernahme.

 • Treten Schwierigkeiten bei der Erziehung auf, können Fa-
milien für Kinder aller Altersgruppen Hilfen zur Erziehung 
in Anspruch nehmen. Im Jahr 2018 wurden 1.145.991 sol-
cher Hilfen gewährt. Seit 2008 ist deren Anzahl deutlich 
von damals 904.221 in Anspruch genommenen Hilfen ge-
sƟ egen. 

 • Die Kinder- und Jugendhilfe stellt weiterhin Hilfen für 
Kinder mit Behinderung zur Verfügung. Allein die Ein-
gliederungshilfen für junge Menschen mit seelischer Be-
hinderung nach § 35a SGB VIII haben sich innerhalb von 
10 Jahren weit mehr als verdoppelt – von 43.360 im Jahr 
2008 auf 114.735 im Jahr 2018.

 • Wenn Kinder oder Jugendliche von einer Gefährdung be-
droht sind, besteht die Möglichkeit der Inobhutnahme 
gemäß § 42 SGB VIII als vorläufi ge Schutzmaßnahme. An 
dieser Stelle verlässt die Kinder- und Jugendhilfe in den 
meisten Fällen ihren Dienstleistungscharakter und nimmt 
ihre FunkƟ on des staatlichen Wächteramtes wahr. Im Jahr 
2018 kam es zu 46.205 Inobhutnahmen. Dies sind zwar 
deutlich mehr als im Jahr 2008, im Vergleich zum Höchst-
wert des Jahres 2016, in dem besonders viele ausländi-
sche Minderjährige aufgrund einer unbegleiteten Einreise 
in Obhut genommen wurden, hat sich deren Anzahl aber 
nahezu halbiert.

 • SteƟ g steigend sind hingegen die Fälle, in denen Ju-
gendämter im Rahmen einer Gefährdungseinschätzung 
gemäß § 8a SGB VIII – einem sogenannten „8a-Verfahren“ 
– eine Gefährdung des Kindeswohls entweder festgestellt 
haben oder diese zumindest nicht ausgeschlossen wer-
den konnte. Im Jahr 2018 kam dies 50.412-mal vor. Solche 
Verfahren führt das Jugendamt dann durch, wenn ihm 
gewichƟ ge Anhaltspunkte für eine mögliche Gefährdung 
bekannt werden. Dazu ist es auf die Aufmerksamkeit von 
Personen und Stellen angewiesen, die in Kontakt mit dem 
Kind oder dem bzw. der Jugendlichen stehen. Dies können 
Personen aus dem privaten Umfeld sein, aber auch Lehr-
kräŌ e, Erzieher/-innen oder Personen aus dem Gesund-
heitswesen.

B. Wie viele Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe gibt 
es und welche OrganisaƟ onen/Träger betreiben diese 
Einrichtungen?

 • Die Anzahl der Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
ist inzwischen auf nahezu 94.000 mit mehr als 4,3 Mio. 
Plätzen gesƟ egen. In den Jahren 2006/07 waren es noch 
fast 80.000 Einrichtungen mit über 3,5 Mio. Plätzen. Die-
ser AnsƟ eg hängt in großen Teilen mit dem enormen Aus-
bau der Kindertagesbetreuung zusammen.

 • Die Träger der freien Kinder- und Jugendhilfe betreiben 
mit zuletzt 71,7% den Großteil der Einrichtungen.

C. Wie groß ist der Teilarbeitsmarkt der Kinder- und Jugend-
hilfe – auch im Vergleich zu anderen pädagogisch-sozia-
len Arbeitsmärkten? Wie setzen sich die BeschäŌ igten 
in der Kinder- und Jugendhilfe zusammen, wie sind ihre 
Arbeitsbedingungen?

 • Die Anzahl des Personals erreicht von Jahr zu Jahr einen 
neuen Höchstwert. In 2018/2019 waren in der Kinder- 
und Jugendhilfe über 900.000 Personen pädagogisch täƟ g 
(einschl. Verwaltung und Leitung). 

 • Durch den erheblichen Personalmehrbedarf und die Aus-
weitung der einschlägigen Ausbildungen der letzten Jahre 
ist der Anteil des jüngeren Personals bis unter 30 Jahre 
im Vergleich zu 2006/2007 gesƟ egen, zuletzt jedoch bei 
rund einem Viertel etwa konstant geblieben. Allerdings 
sind auch die älteren Altersgruppen inzwischen stark be-
setzt, sodass mit einer hohen Anzahl von Übergängen in 
die Rente in den nächsten Jahren zu rechnen ist.

 • Das Personal ist mit 87,5% überwiegend weiblich, aller-
dings mit deutlichen Unterschieden in den einzelnen Ar-
beitsfeldern. Seit 2006/2007 hat es dabei nur einen kaum 
nennenswerten Rückgang dieses Anteils gegeben.

 • Mit Blick auf die BeschäŌ igungsbedingungen des Perso-
nals zeigt sich, dass nach wie vor ein hoher Anteil teilzeit-
beschäŌ igt ist, was aufgrund des hohen Frauenanteils we-
nig erstaunt. Der Anteil der befristeten Arbeitsverhältnisse 
lag viele Jahre konstant auf einem Niveau von rund 15%. 
Zuletzt ist dieser Anteil leicht zurückgegangen auf 13,5%.

Befunde
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D. Welche Gesamtausgaben entstehen durch die verschie-
denen Angebote und Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe?

 • Vor allem aufgrund des starken AnsƟ egs der Anzahl tä-
Ɵ ger Personen in der Kinder- und Jugendhilfe, aber bei-
spielsweise auch wegen des Ausbaus der Angebote in der 
Kindertagesbetreuung, sind die öff entlichen Ausgaben für 
die Kinder- und Jugendhilfe erheblich gesƟ egen. Innerhalb 
von 12 Jahren sind die reinen Ausgaben von etwa 19 Mrd. 
EUR im Jahr 2006 auf nahezu 48 Mrd. EUR im Jahr 2018 
gesƟ egen. Das heißt, miƩ lerweile werden im SchniƩ  nicht 
mehr 1.352 EUR pro unter 18-Jährigem/-r in der Bevölke-
rung für die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe ausge-
geben, wie noch im Jahr 2006, sondern 3.467 EUR im Jahr. 

E. Welchen gesellschaŌ lichen Stellenwert nimmt die Kin-
der- und Jugendhilfe inzwischen ein?

 • Das Leistungsspektrum der Kinder- und Jugendhilfe wur-
de in den letzten 20 Jahren in Deutschland erheblich 
ausgeweitet. Damit reagiert die Kinder- und Jugendhilfe 
auf veränderte Realitäten des Aufwachsens in Deutsch-
land. Familien stellen zwar immer noch die Keimzellen 
der GesellschaŌ  dar, aber sie nehmen erheblich mehr 
Unterstützung in der Erziehung und Bildung ihrer Kin-
der in Anspruch. Diese Entwicklung wurde im 11. wie im 
14. Kinder- und Jugendbericht prägnant mit der Aussage 
„Aufwachsen in öff entlicher Verantwortung“ beschrieben 
(vgl. Deutscher Bundestag 2002; Deutscher Bundestag 
2013). Und dies gilt insbesondere für den Bereich der Kin-
dertagesbetreuung, aber auch im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung, im Kinderschutz und sicherlich auch in der Kin-
der- und Jugendarbeit. Insbesondere in Zeiten der Coro-
napandemie ist die gesellschaŌ liche Relevanz der Kinder- 
und Jugendhilfe noch einmal mehr in den Fokus gerückt: 
Die Bedeutung der Kindertagesbetreuung wurde dabei 
nicht nur für die Familien und die Gestaltung ihres Alltags 
in veränderter Weise sichtbar, sondern vor allem auch für 
Arbeitgeber/-innen. 

 • Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespfl ege: Die aktuelle gesellschaŌ liche Lage 
in Deutschland ist dadurch gekennzeichnet, dass Eltern 
vielfälƟ ge Unterstützung bei der Bildung, Erziehung und 
Betreuung ihrer Kinder oŌ mals bereits ab deren ers-
tem, zumeist aber spätestens ab dem driƩ en Geburtstag 
nachfragen und in Anspruch nehmen. Dies ist einerseits 
deshalb der Fall, damit beiden Elternteilen die Ausübung 
ihres Berufs bzw. ihrer Ausbildung ermöglicht wird; ande-
rerseits eröff nen diese Angebote den Kindern soziale Er-
fahrungsräume, die im privaten nicht ohne Weiteres mög-
lich sind. Somit gibt es eine enorme Ausweitung der zuvor 
privaten/familiären Bildung, Erziehung und Betreuung hin 
zu Seƫ  ngs, die in öff entlicher Verantwortung staƪ  inden. 
Die Kennzahlen zu Umfang und Art der Angebote der Kin-
dertagesbetreuung sind somit deutliche Hinweise für das 
Aufwachsen in öff entlicher Verantwortung.

 • Hilfen zur Erziehung: Eltern stoßen in der Erziehung bis-
weilen an Grenzen, besonders in eigenen belastenden 
SituaƟ onen. Wurden diese in früheren Zeiten vielfach 
im familiären und sozialen Umfeld – oŌ mals aber wenig 
professionell – aufgefangen, fehlen diese informellen Un-
terstützungssysteme zunehmend. Beratung und Unter-

stützung in Erziehungsfragen gewinnt somit gesamtgesell-
schaŌ lich an Bedeutung, und die Kinder- und Jugendhilfe 
reagiert mit der Ausweitung der Angebote der professi-
onellen Erziehungsberatung, ambulanten Erziehungshil-
fen oder auch Frühen Hilfen. In besonders schwierigen 
KonstellaƟ onen reicht dies aber auch von familienunter-
stützenden Hilfen wie der sozialpädagogischen Famili-
enhilfe, familienergänzenden Hilfen oder Tagesgruppen 
bis hin zu familienersetzenden Hilfen in Pfl egefamilien, 
Wohngruppen oder Heimen. Dies sind Anzeichen für eine 
gesellschaŌ liche Veränderung, in der die Erziehung und 
Förderung von Kindern nicht mehr auf den privaten, fami-
liären Raum beschränkt bleibt, sondern zunehmend durch 
eine gesellschaŌ liche Verantwortung mit einem umfang-
reichen Repertoire an professionellen Hilfsangeboten er-
gänzt wird.

 • Schutz von Kindern und Jugendlichen: Die Maßnahmen 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gefahren 
für ihr Wohl haben in den letzten Jahren eine hohe Auf-
merksamkeit in der Fachöff entlichkeit erfahren; sie wur-
den daher sukzessive ausgebaut. Auch in diesem Bereich 
zeigt sich, dass die öff entliche Verantwortung zugenom-
men hat.

 • Kinder- und Jugendarbeit: Die Zunahme des Aufwachsens 
in öff entlicher Verantwortung, was nicht nur die Angebote 
der Kindertagesbetreuung und Erziehungshilfen, sondern 
auch durch die Ausweitung der schulischen Ganztagsan-
gebote und die zeitweilige Verdichtung der Schulzeit (G8) 
gekennzeichnet ist, führen dazu, dass AlternaƟ ven zum 
klassischen Feld der Kinder- und Jugendarbeit entstehen 
und die zeitlichen Möglichkeitsräume neu ausgehandelt 
werden müssen. Hier ist zu fragen, ob die sich abzeichnen-
de StagnaƟ on der Kinder- und Jugendarbeit nur ein wei-
terer Hinweis für das Aufwachsen in öff entlicher Verant-
wortung ist oder ob dies nicht zugleich auch eine kriƟ sche 
Anfrage an die Kinder- und Jugendarbeit ist, sich neuen 
Herausforderungen in einem veränderten gesellschaŌ li-
chen Umfeld zu stellen.

 • Unter dem Strich ist die Kinder- und Jugendhilfe zu ei-
nem zentralen gesellschaŌ lichen Dienstleistungsangebot 
geworden, die aus der heuƟ gen modernen GesellschaŌ  
nicht mehr wegzudenken ist. Als personenbezogene 
Dienstleistung ist sie mit ihren über 900.000 BeschäŌ ig-
ten und mit einer öff entlichen Förderung von fast 48 Mrd. 
EUR pro Jahr in den letzten Jahrzehnten enorm gewach-
sen und zu einem bedeutenden gesellschaŌ lichen Dienst 
für vor allem junge Menschen geworden.

 • Allerdings ist es schwierig, die Vielfalt der Kinder- und Ju-
gendhilfe „unter einen Hut“ zu bringen. Hierbei geht es 
um die Einheit der Kinder- und Jugendhilfe. Die einzelnen 
Arbeitsfelder zeichnen sich durch verschiedene Ausrich-
tungen aus und sind zahlenmäßig ganz unterschiedlich 
ausgestaƩ et. Auch die WissenschaŌ  tut sich schwer, eine 
integraƟ ve Idee zur BesƟ mmung der Einheit der Kinder- 
und Jugendhilfe zu entwickeln, in der die Ambivalenzen 
von Förderung und Eingriff  bzw. von Hilfe und Kontrolle 
zusammengeführt werden. Umso wichƟ ger ist es, dass 
die verschiedenen Aspekte und Ausrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe hier zusammenfassend dargestellt 
werden.

ChrisƟ ane Meiner-Teubner/Ninja Olszenka
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3. Kindertagesbetreuung (§§ 22 bis 24 SGB VIII)

Das Feld der Kindertagesbetreuung ist seit mehreren Jahr-
zehnten einem massiven Wandel ausgesetzt. Die Einführung 
der beiden Rechtsansprüche – zunächst für Kinder zwischen 
3 Jahren und dem SchuleintriƩ  im Jahr 1996 sowie für Kin-
der ab dem vollendeten ersten Lebensjahr zum 01.08.2013 
– zogen einen massiven Ausbau der Kindertagesbetreu-
ungsangebote nach sich. Dieser Ausbau wurde zusätzlich 
dadurch dynamisiert, dass Familien diese Angebote immer 
häufi ger und für immer jüngere Kinder nachfragen und nut-
zen, was unter anderem auch dazu führt, dass die Gruppe 
der Kinder, die diese Angebote in Anspruch nehmen, immer 
heterogener wird. Dadurch bedarf es nicht nur zusätzlichem 
Personal, um die noch fehlenden Plätze zu schaff en, sondern 
auch qualifi zierter FachkräŌ e, die mit immer höheren Anfor-
derungen an ihre pädagogische Arbeit konfronƟ ert werden.

Darüber hinaus gilt die Kindertagesbetreuung heutzutage 
nicht mehr nur als ein Betreuungsangebot für Kinder von 
erwerbstäƟ gen Eltern, sondern sie verkörpert mehr denn 
je den ersten insƟ tuƟ onellen Bildungsort im Leben eines 
Kindes. Beide Faktoren – sowohl die Entlastung von Fami-

lien durch die Sicherstellung einer Betreuung als auch die 
Bedeutung der Kindertagesbetreuung mit Blick auf Prozesse 
der frühen Bildung, die dort geleistet wird – zeigen ihre hohe 
gesellschaŌ liche Relevanz während der Coronapandemie in 
besonderem Maße.

Der verstärkte Bildungsanspruch, der in den vergangenen 
Jahren immer stärker in den Vordergrund gerückt wurde, 
ist ebenfalls mit steigenden Anforderungen an das gesamte 
System der Kindertagesbetreuung, vor allem aber an das pä-
dagogische Personal, verbunden. Dies wurde spätestens mit 
der Einführung der Bildungspläne Anfang der 2000er-Jahre 
in allen Ländern off enkundig, in denen Themenfelder und 
pädagogische Zielsetzungen beschrieben worden sind, die in 
der Kindertagesbetreuung umgesetzt werden sollen.

Diese zentralen Veränderungen sowie eine Vielzahl damit in 
Verbindung stehender Entwicklungen haben dazu geführt, 
dass sich das Feld der Kindertagesbetreuung in einem nach-
halƟ gen Veränderungsprozess befi ndet, der sich in absehba-
rer ZukunŌ  noch weiter fortsetzen wird.

3. Kindertagesbetreuung (§§ 22 bis 24 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2005-2012 2016/2017 2018/2019 2019/2020
Stand Stand Stand Stand

Inanspruchnahme
3.1 Anzahl der Kinder in Kindertagesbetreuung 3.015.492 2007 3.614.642 2017 3.793.838 2019 3.888.732 2020

3.2 Anzahl der Kinder unter 3 Jahren in Kinder-
tagesbetreuung1 320.217 2007 762.361 2017 818.427 2019 829.163 2020

3.2.1 Quote der Inanspruchnahme 15,5% 2007 33,1% 2017 34,3% 2019 35,0% 2020

3.2.2 Anteil der Eltern von unter 3-Jährigen mit 
Betreuungswunsch 35% 2006 45% 2017 49% 2019 /

3.2.3 Anteil der Kinder mit Ganztagsplätzen 47,3% 2007 53,9% 2017 54,4% 2019 54,3% 2020

3.2.4 Quote der Inanspruchnahme von Kindern mit 
MigraƟ onshintergrund 11% 2009 20% 2017 21% 2019 /

3.2.5 Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Familien-
sprache an Kindern mit MigraƟ onshintergrund 
in Kindertagesbetreuung

51,2% 2007 58,5% 2017 60,6% 2019 60,1% 2020

3.3 Anzahl der Kinder zwischen 3 Jahren und 
SchuleintriƩ  in Kindertagesbetreuung 1 2.329.209 2007 2.374.877 2017 2.488.613 2019 2.564.715 2020

3.3.1 Quote der Inanspruchnahme der 3- bis 
5-Jährigen 89,5% 2007 93,7% 2017 93,3% 2019 92,8% 2020

3.3.2 Anteil der Eltern von 3- bis 5-Jährigen mit 
Betreuungswunsch / 97% 2017 97% 2019 /

3.3.3 Anteil der Kinder mit Ganztagsplätzen 27,3% 2007 50,1% 2017 51,9% 2019 52,8% 2020

3.3.4 Quote der Inanspruchnahme von Kindern mit 
MigraƟ onshintergrund 84% 2009 84% 2017 81% 2019 /

3.3.5 Anteil der Kinder mit nichtdeutscher Familien-
sprache an Kindern mit MigraƟ onshintergrund 
in Kindertagesbetreuung

60,2% 2007 66,2% 2017 68,0% 2019 68,1% 2020

Kennzahlen

Kontext
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3. Kindertagesbetreuung (§§ 22 bis 24 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2005-2012 2016/2017 2018/2019 2019/2020
Stand Stand Stand Stand

3.4 Grundschulkinder in Ganztagsbetreuung
3.4.1 Anzahl der Grundschulkinder in Hort-

angeboten1 366.066 2007 477.404 2017 486.798 2019 494.854 2020

3.4.2 Quote der Inanspruchnahme von Hort-
angeboten 11,3% 2007 16,5% 2017 16,6% 2019 16,8% 2020

3.4.3 Anzahl der Grundschulkinder in schulischen 
Ganztagsangeboten 399.666 2007 1.106.432 2017 1.177.104 2019 /

3.4.4 Quote der Inanspruchnahme von schulischen 
Ganztagsangeboten 12,6% 2007 38,2% 2017 40,2% 2019 /

3.4.5 Anteil der Eltern von Grundschulkindern mit 
Betreuungswunsch / 73% 2017 74% 2019 /

Einrichtungen und Träger
3.5 Träger

3.5.1 Anteil der unter 3-Jährigen bei frei-gemeinnüt-
zigen Trägern 62,1% 2007 64,7% 2017 64,6% 2019 64,8% 2020

3.5.2 Anteil der unter 3-Jährigen bei öff entlichen 
Trägern 35,6% 2007 31,1% 2017 31,3% 2019 31,2% 2020

3.5.3 Anteil der unter 3-Jährigen bei privat-
gewerblichen Trägern 2,3% 2007 4,2% 2017 4,1% 2019 4,0% 2020

3.6 Anzahl der Kindertageseinrichtungen 48.652 2007 55.293 2017 56.708 2019 57.594 2020

3.7 Einrichtungsarten
3.7.1 Anteil der Krippen 3,5% 2007 7,9% 2017 7,8% 2019 7,7% 2020

3.7.2 Anteil der Kindergärten 23,4% 2007 10,1% 2017 10,6% 2019 10,7% 2020

3.7.3 Anteil der Horte 6,4% 2007 6,9% 2017 6,8% 2019 6,7% 2020

3.7.4 Anteil der erweiterten Kindergärten 28,4% 2007 20,8% 2017 19,9% 2019 19,5% 2020

3.7.5 Anteil der altersgemischten Kitas 38,4% 2007 54,3% 2017 55,0% 2019 55,4% 2020

3.8 Öff nungsdauer von Kindertageseinrichtungen
3.8.1 Anteil der Kitas mit täglich mehr als 10 Std. 

Öff nungsdauer in Ostdeutschland 74,7% 2012 74,7% 2017 75,5% 2019 74,7% 2020

3.8.2 Anteil der Kitas mit täglich mehr als 10 Std. 
Öff nungsdauer in Westdeutschland 7,3% 2012 7,6% 2017 7,3% 2019 6,9% 2020

3.9 Leitung von Kindertageseinrichtungen
3.9.1 Anteil der Kitas ohne ausgewiesenes Leitungs-

personal 31,6% 2011 10,5% 2017 9,8% 2019 8,5% 2020

3.9.2 Anteil der Kitas mit anteiliger Leitung 30,7% 2011 47,7% 2017 46,0% 2019 45,9% 2020

3.9.3 Anteil der Kitas mit eigenständiger Leitung 34,1% 2011 32,4% 2017 32,5% 2019 32,8% 2020

3.9.4 Anteil der Kitas mit einem Leitungsteam 3,7% 2011 9,3% 2017 11,6% 2019 12,8% 2020

3.10 Anzahl der Kindertagespfl egepersonen 33.136 2007 43.955 2017 44.722 2019 44.782 2020

3.11 Anzahl der Großtagespfl egestellen 1.863 2012 3.368 2017 4.082 2019 4.486 2020

Personal
3.12 Anzahl des Personals in der Kinder-

tagesbetreuung 458.683 2007 736.598 2017 796.942 2019 830.452 2020

3.12.1 Anzahl des pädagogischen Personals in Kitas2 363.115 2007 593.897 2017 646.945 2019 675.645 2020

3.12.2 Anzahl des hauswirtschaŌ lichen/technischen 
und Verwaltungspersonals in Kitas 62.432 2007 98.746 2017 105.275 2019 110.025 2020

3.12.3 Anzahl der Kindertagespfl egepersonen 33.136 2007 43.955 2017 44.722 2019 44.782 2020

3.13 Altersstruktur des pädagogischen Personals2 in Kitas
3.13.1 Anteil des Personals im Alter von unter 

30 Jahren 23,7% 2007 25,9% 2017 26,1% 2019 26,2% 2020

3.13.2 Anteil des Personals im Alter von 30 bis unter 
55 Jahren 68,5% 2007 57,1% 2017 56,5% 2019 56,3% 2020

3.13.3 Anteil des Personals im Alter von 55 Jahren 
und älter 7,8% 2007 16,9% 2017 17,4% 2019 17,5% 2020
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3. Kindertagesbetreuung (§§ 22 bis 24 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2005-2012 2016/2017 2018/2019 2019/2020
Stand Stand Stand Stand

3.14 Anteil des pädagogischen Personals2 mit einem BeschäŌ igungsumfang von ...
3.14.1 ... unter 19 Wochenstunden 7,0% 2007 8,7% 2017 8,4% 2019 8,5% 2020

3.14.2 ... 19 bis unter 32 Wochenstunden 37,5% 2007 32,1% 2017 32,0% 2019 31,7% 2020

3.14.3 ... 32 bis unter 38,5 Wochenstunden 15,8% 2007 19,0% 2017 19,7% 2019 20,0% 2020

3.14.4 ... 38,5 Wochenstunden und mehr 39,7% 2007 40,1% 2017 39,9% 2019 39,8% 2020

3.15 Anteil der Angestellten mit befristeten Arbeits-
verträgen 14,9% 2014 14,5% 2017 13,3% 2019 12,3% 2020

3.16 Qualifi kaƟ on des pädagogischen Personals2

3.16.1 Anteil des Personals mit fachbezogenem 
Hochschulabschluss 3,4% 2007 5,4% 2017 5,7% 2019 5,7% 2020

3.16.2 Anteil des Personals mit fachbezogenem 
Fachschulabschluss 72,8% 2007 70,3% 2017 69,0% 2019 68,3% 2020

3.16.3 Anteil des Personals mit fachbezogenem 
Berufsfachschulabschluss 14,2% 2007 13,4% 2017 13,2% 2019 13,3% 2020

3.16.4 Anteil des Personals mit sonsƟ gem oder ohne 
Abschluss oder noch in Ausbildung 9,6% 2007 11,0% 2017 12,1% 2019 12,7% 2020

3.17 Qualifi kaƟ on der Kindertagespfl egepersonen
3.17.1 Anteil mit einer einschlägigen Berufs-

ausbildung 34,4% 2007 30,8% 2017 31,4% 2019 30,9% 2020

3.17.2 Anteil mit fachpäd. Abschluss oder mind. ei-
nem Qualifi zierungskurs mit 160 Std. und mehr 42,5% 2007 84,7% 2017 88,2% 2019 88,9% 2020

3.18 Personalschlüssel 
3.18.1 für Gruppen mit Kindern im Alter von unter 

3 Jahren 1:4,5 2012 1:4,0 2017 1:3,9 2019 1:3,8 2020

3.18.2 für Gruppen mit Kindern im Alter zwischen 
3 Jahren und SchuleintriƩ 1:9,1 2012 1:8,5 2017 1:8,2 2019 1:8,1 2020

3.19 DurchschniƩ liche Anzahl der betreuten Kinder 
pro Tagespfl egeperson 2,2 2007 3,7 2017 3,8 2019 3,9 2020

Ausgaben und Finanzierung3

3.20 Ausgaben für die Kindertagesbetreuung in EUR 12,3 Mrd. 2005 30,7 Mrd. 2016 37,8 Mrd. 2018 41,7 Mrd. 2019

3.20.1 Ausgaben des Bundes, inkl. Zuschuss über 
Umsatzsteuerpunkte in EUR / 1,6 Mrd. 2016 2,5 Mrd. 2018 2,0 Mrd. 2019

3.20.2 Ausgaben der Länder (ohne „Bundeszuschuss“) 
in EUR 3,9 Mrd. 2005 9,6 Mrd. 2016 11,3 Mrd. 2018 14,0 Mrd. 2019

3.20.3 Ausgaben der Kommunen in EUR 5,6 Mrd. 2005 12,5 Mrd. 2016 15,3 Mrd. 2018 16,2 Mrd. 2019

3.20.4 Private Ausgaben (insbes. von freien Trägern 
und Eltern) in EUR 2,8 Mrd. 2005 7,0 Mrd. 2016 8,6 Mrd. 2018 9,5 Mrd. 2019

3.21 Anzahl der Länder mit Elternbeitragsbefreiung 
für mindestens einen Altersjahrgang 5 2007 8 2017 10 2019 10 2020

1 Es ist für das Jahr 2020 von einer Untererfassung von ca. 2.000 Kindern in NRW auszugehen, deren Verteilung auf die Altersgruppen unbekannt ist. 
Darüber hinaus signalisieren die staƟ sƟ schen Ämter trotz des Lockdowns in der Kindertagesbetreuung ab MiƩ e März eine gewohnt hohe Datenqualität 
für die Erhebung der StaƟ sƟ ken zu Kindern und täƟ gen Personen in Tageseinrichtungen und öff entlich geförderter Kindertagespfl ege zum SƟ chtag 1. 
März 2020.
2 Ab dem Jahr 2019 wurde die Defi niƟ on des pädagogischen Personals angepasst. Dadurch sind die Ergebnisse nicht unmiƩ elbar mit den Vorjahren 
vergleichbar. Die Diff erenz aufgrund der unterschiedlichen Defi niƟ onen betrug im Jahr 2019 233 Personen (0,04%) und ist somit äußerst gering.
3 Die Ausgaben für Schulkinder in Kindertagesbetreuung (Hort) wurden nicht berücksichƟ gt.
Quellen: FDZ der StaƟ sƟ schen Ämter des Bundes und der Länder: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Kinder und täƟ ge Personen in Tageseinrichtun-
gen und öff entlich geförderter Tagespfl ege 2019 und 2020; StaƟ sƟ sches Bundesamt: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Kinder und täƟ ge Personen 
in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege; Ausgaben und Einnahmen der Kinder- und Jugendhilfe; Bevölkerungsfortschreibung; Bildungsfi nanz-
bericht; verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de.
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A. In welchem Umfang erfolgte der Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung und welche Adressat(inn)engruppen konn-
ten davon besonders profi Ɵ eren?

 • Im Jahr 2020 gab es 57.594 Kindertageseinrichtungen. 
Dies entspricht einem Zuwachs von 18% seit 2007.

 • Der Ausbau der Kindertagesbetreuungsangebote für un-
ter 3-Jährige ist zwischen 2007 und 2020 deutlich voran-
geschriƩ en. Zuletzt nahmen knapp 830.000 Kinder dieser 
Altersgruppe ein Angebot der Kindertagesbetreuung in 
Anspruch, was mehr als dem 2,5-Fachen des Wertes aus 
2007 entspricht. Zwischen 2014 und 2019 konnte die 
Quote der Inanspruchnahme trotz des starken Ausbaus 
aufgrund der demografi schen Entwicklungen allerdings 
nur leicht gesteigert werden. Im Jahr 2019 sank die Anzahl 
der unter 3-Jährigen in der Bevölkerung, sodass auch bei 
einem vergleichsweise geringen Ausbau die Inanspruch-
nahmequote erneut leicht zugenommen hat (auf zuletzt 
35,0%). Nichtsdestotrotz besteht nach wie vor eine Lücke 
zwischen den Elternwünschen und der Inanspruchnah-
me, sodass auch bei voraussichtlich rückläufi gen Bevölke-
rungszahlen zukünŌ ig ein starker Ausbau nöƟ g sein wird 
(vgl. Rauschenbach et al. 2020).

 • Nach einem demografi sch bedingten Rückgang der Ange-
bote für Kinder zwischen 3 Jahren und dem SchuleintriƩ  
mussten diese Angebote seit 2012 wieder ausgebaut wer-
den. Seither werden jährlich immer mehr Plätze für diese 
Altersgruppe ausgebaut, wenngleich sich die Inanspruch-
nahmequote auf einem hohen Niveau leicht verringert 
hat. 

 • Zusätzlich zum Platzausbau fand auch eine Ausweitung 
der Betreuungsumfänge, also den Betreuungszeiten pro 
Tag, staƩ . Diese ist bei den Kindern zwischen 3 Jahren und 
dem SchuleintriƩ  noch deutlicher zu beobachten als bei 
den unter 3-Jährigen, sodass es miƩ lerweile kaum noch 
Unterschiede bei den Betreuungsumfängen in den beiden 
Altersgruppen gibt.

 • Die Anzahl der Kinder mit MigraƟ onshintergrund in Kin-
dertagesbetreuung ist im Beobachtungszeitraum deut-
lich gesƟ egen. Vor allem der Anteil derjenigen Kinder, die 
zu Hause vorrangig nicht Deutsch sprechen, hat dabei 
überdurchschniƩ lich zugenommen. Zwar konnte die In-
anspruchnahmequote von Kindern mit MigraƟ onshinter-
grund im Alter von unter 3 Jahren deutlich gesteigert wer-
den, jedoch bestehen nach wie vor (große) Unterschiede 
in der Inanspruchnahmequote von Kindern mit und ohne 
MigraƟ onshintergrund.

 • Entgegen früherer Annahmen wurden die Hortangebote 
im Beobachtungszeitraum ebenfalls ausgebaut. Zuletzt 
besuchten etwa 495.000 Kinder im Grundschulalter ein 
Hortangebot. Rund 1,18 Mio. Kinder nahmen ein schuli-
sches Ganztagsangebot in Anspruch. Da die beiden Ergeb-
nisse aus unterschiedlichen StaƟ sƟ ken gewonnen wurden 
und in einigen Bundesländern Kinder für beide Angebots-
formen gemeldet werden, kann nicht abschließend ge-
klärt werden, wie viele Kinder Ganztagsangebote in der 
Summe nutzen.

B. Zu welchen Veränderungen innerhalb der Adressat(inn)en-
gruppe hat der Ausbau beigetragen?

 • MiƩ lerweile besuchen immer mehr Kinder immer früher 
und über einen immer längeren Zeitraum am Tag die früh-
kindlichen Bildungsangebote. Dadurch ist auch die He-
terogenität in den Einrichtungen gesƟ egen. Konkret heißt 
das: Immer mehr jüngere Kinder nutzen miƩ lerweile ein 
Angebot der Kindertagesbetreuung. Während 2007 noch 
knapp 11% aller Kinder in Kindertagesbetreuung unter 3 
Jahre alt waren, waren es zuletzt schon 21%. Darüber hi-
naus sprechen immer mehr Kinder mit MigraƟ onshinter-
grund, die ein Angebot der Kindertagesbetreuung besu-
chen, zu Hause vorrangig kein Deutsch. Waren es bei den 
unter 3-Jährigen im Jahr 2007 noch 51,2%, so sind es miƩ -
lerweile 60,1%. Bei den Kindern zwischen 3 Jahren und 
dem SchuleintriƩ  hat sich der Anteil im gleichen Zeitraum 
sogar von 60,2 auf 68,1% erhöht.  Nicht nur diese beiden 
Veränderungen tragen zusätzlich zu einer Ausweitung der 
Anforderungen an die FachkräŌ e in den Einrichtungen 
und das Tagespfl egepersonal bei.

C. Welche strukturellen, personellen und fi nanziellen Ver-
änderungen lassen sich beobachten?

 • Das Konzept altershomogener Kitas ist nur noch selten zu 
fi nden. MiƩ lerweile stellen drei von vier Kitas ihr Angebot 
für mehrere Altersgruppen zu Verfügung. 2007 waren es 
noch zwei DriƩ el aller Kitas. 

 • Obwohl immer wieder eine Flexibilisierung der Öff nungs-
zeiten in der Kindertagesbetreuung gefordert wird, haben 
sich die Anteile der Kitas mit langen Öff nungszeiten (von 
täglich mehr als 10 Stunden) weder in Ost- noch in West-
deutschland zwischen 2012 und 2020 sichtbar verändert. 
In Ostdeutschland sind dies etwa 75% der Kindertages-
einrichtungen während das in Westdeutschland lediglich 
auf knapp 7% zutriŏ  . Während der Coronapandemie gab 
es hierbei allerdings immer wieder Einschränkungen und 
Kitas mussten in den Zeiten hoher InfekƟ onszahlen ihre 
Öff nungszeiten teilweise verringern. Zugleich gab es – zu-
mindest in Einzelfällen – Kitas, die ihre Öff nungszeiten zu 
Beginn des ersten Lockdowns deutlich ausgeweitet haben, 
und damit fl exibel auf die Notwendigkeit der Betreuung 
einzelner Kinder von Eltern aus sogenannten systemrele-
vanten Berufen (wie Personal in Kliniken) reagiert haben.

 • Auch das Thema Leitung hat durch den öff entlichen Dis-
kurs und den Ausbau der Kindertagesbetreuung deutlich 
an Bedeutung gewonnen. Zuletzt gab es nur noch wenige 
Einrichtungen, für die in der KJH-StaƟ sƟ k kein Personal 
gemeldet wurde, das für Leitungsaufgaben angestellt ist 
(2007: 31,6%; 2020: 8,5%). GleichzeiƟ g sind die Anteile 
der Einrichtungen, in denen eine Person neben anderen 
Aufgaben auch für Leitungsaufgaben angestellt ist (2007: 
30,7%; 2020: 45,9%), sowie Einrichtungen mit Leitungs-
teams (2007: 3,7%; 2020: 12,8%) deutlich gesƟ egen.

 • Zu Beginn der Ausbauphase konnte die Kindertagespfl ege 
ihren Stellenwert erhöhen, seit einigen Jahren bleibt die 
Anzahl der Tagespfl egepersonen jedoch verhältnismäßig 
konstant. Allerdings wird die Tagespfl ege in den letzten 

Befunde
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Jahren immer häufi ger in Form der Großtagespfl ege ange-
boten und dadurch kleinen Kitas immer ähnlicher.

 • Mit der zunehmenden Anzahl an Kindern in der Kinder-
tagesbetreuung ist auch die Anzahl der BeschäŌ igten 
sowohl in den Kitas als auch bei den Kindertagespfl ege-
personen innerhalb des Beobachtungszeitraums enorm 
gesƟ egen. Im Jahr 2020 waren 675.645 pädagogisch TäƟ -
ge in Kitas beschäŌ igt, zusätzlich gab es 44.782 Kinderta-
gespfl egepersonen. 

 • Anhand der Altersstruktur wird deutlich, dass in den Kitas 
nicht nur pädagogisch TäƟ ge am Berufsbeginn hinzuge-
kommen sind. Vielmehr sind auch Frauen nach einer Fa-
milienphase (frühzeiƟ g) wieder in ihren Beruf zurückge-
kehrt und älteres Personal bleibt miƩ lerweile länger im 
Beruf als noch im Jahr 2007. So waren im Jahr 2020 knapp 
18% des pädagogischen Personals in Kitas mindestens 55 
Jahre alt, 2007 waren es noch knapp 8%. Dieser Aspekt 
war vor allem zu Beginn der Pandemie sehr bedeutsam, 
da altersbedingt ein erheblicher Anteil des Personals zur 
Risikogruppe gehört, für welchen geklärt werden musste, 
ob er weiter im Gruppendienst täƟ g sein kann.

 • Die pädagogisch TäƟ gen in den Kitas verfügen nach wie 
vor in aller Regel über einen einschlägigen Fachschulab-
schluss, allerdings geht deren Anteil seit 2007 leicht zu-
rück, während sowohl der Anteil der einschlägig akade-
misch Qualifi zierten als auch der Anteil der Personen mit 
sonsƟ gen Abschlüssen, ohne Abschluss oder noch in Aus-
bildung leicht steigen. 

 • In der Kindertagespfl ege zeigt sich eine deutliche Verbes-
serung des Qualifi kaƟ onsniveaus: 9 von 10 Tagespfl ege-
personen verfügen über einen mindestens 160 Stunden 
umfassenden Qualifi zierungskurs und/oder eine fachpä-
dagogische Ausbildung. Dieser Anteil hat sich seit 2007 
mehr als verdoppelt.

 • Der enorme Platzausbau der vergangenen Jahre hat in 
den Kitas – entgegen anfänglicher Befürchtungen – nicht 
zu einer Verschlechterung der Personalschlüssel geführt; 
in der Tendenz haben sie sich sogar leicht verbessert. Im 
Jahr 2020 kamen in Gruppen für unter 3-Jährige rechne-
risch im MiƩ el 3,8 ganztagsbetreute Kinder auf eine in 
Vollzeit täƟ ge Person, in Gruppen für Kinder ab 3 Jahren 
bis zum SchuleintriƩ  lag das Verhältnis bei 1 : 8,1. In der 
Kindertagespfl ege ist das Personal miƩ lerweile für deut-
lich mehr Kinder zuständig als noch im Jahr 2007, sodass 
diese immer stärker berufsmäßig ausgeübt wird. Zuletzt 
kamen im MiƩ el 3,9 Kinder auf eine Tagespfl egeperson.

 • Die Ausgaben für die Angebote der Kindertagesbetreu-
ung sind in den vergangenen Jahren erheblich gesƟ egen, 
was vor allem mit dem Ausbau der Angebote und der 
zunehmenden Heterogenität der Kinder und den damit 
verbundenen erhöhten Förderbedarfen zusammenhängt. 
Die entstehenden Kosten werden durch unterschiedliche 
Akteure übernommen. Dabei sind die Ausgaben bei allen 

Akteuren gesƟ egen. Allerdings ist seit einigen Jahren eine 
hohe Dynamik bei der Ausweitung von Elternbeitragsbe-
freiungen zu beobachten, sodass miƩ lerweile in 10 Län-
dern für mindestens einen Altersjahrgang eine Beitrags-
befreiung besteht. Hinzu kommt, dass einige Länder und 
Kommunen Elternbeiträge für die Zeit zurückgezahlt ha-
ben, als ein Betretungsverbot oder eine Schließung der 
Einrichtungen aufgrund der Coronapandemie ausgespro-
chen wurde. Dadurch dürŌ en die Ausgaben der Länder 
und Kommunen im Jahr 2020 noch einmal zusätzlich ge-
sƟ egen sein.

D. Wie wird sich die Kindertagesbetreuung in naher ZukunŌ  
weiterentwickeln?

 • Auch zuletzt sƟ eg die Anzahl der Kinder in Kitas und Ta-
gespfl ege deutlich an. Dennoch zeichnet sich seit einigen 
Jahren eine Verschiebung des Schwerpunkts des Ausbaus 
ab: Nach einem Fokus auf die Angebote für unter 3-Jähri-
ge, rückten zuletzt wieder Kinder im Alter von 3 Jahren bis 
zum SchuleintriƩ  in den Vordergrund. Seit 2016 werden 
jährlich mehr Plätze für sie als für die unter 3-Jährigen aus-
gebaut. Um das voraussichtliche Bevölkerungswachstum 
der Gruppe der 3-Jährigen bis zum SchuleintriƩ  auszuglei-
chen, müssen in den kommenden Jahren weiterhin zu-
sätzliche Plätze für diese Altersgruppe geschaff en werden.

 • Darüber hinaus zeigt die Lücke zwischen der Inanspruch-
nahme und den Elternwünschen vor allem bei den unter 
3-Jährigen sowie bei den Grundschulkindern in West-
deutschland, dass zukünŌ ig noch eine Vielzahl an Plätzen 
geschaff en werden muss.

 • Aufgrund des geplanten Rechtsanspruchs auf einen Ganz-
tagsplatz im Grundschulalter sowie der demografi schen 
Entwicklungen ist davon auszugehen, dass sich der Aus-
bau im Bereich der ganztägigen Angebote für Kinder im 
Grundschulalter auch in den kommenden Jahren fortset-
zen wird und fortsetzen muss (vgl. Rauschenbach et al. 
2021). 

 • Darüber hinaus zeigen sich vor allem bei den Personal-
schlüsseln, aber auch bei weiteren Qualitätsmerkmalen 
erhebliche Unterschiede zwischen den Ländern. Der mit 
dem „Gute-Kita-Gesetz“ verbundene Wunsch nach einer 
Angleichung der Qualität zwischen den Ländern führt zu-
sätzlich dazu, dass zukünŌ ig nicht nur für den quanƟ taƟ -
ven, sondern auch für den qualitaƟ ven Ausbau eine Viel-
zahl zusätzlicher FachkräŌ e benöƟ gt wird.

ChrisƟ ane Meiner-Teubner/Ninja Olszenka
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4. Hilfen zur Erziehung (§§ 27 bis 35, 41 SGB VIII)

Bei Hilfen zur Erziehung gem. §§ 27ff . SGB VIII handelt es 
sich um ein ebenso tradiƟ onelles wie zentrales Handlungs-
feld der Kinder- und Jugendhilfe. Es bietet jungen Menschen 
und deren Familien Unterstützung bei einem breiten Spek-
trum an familiären Problemen und Schwierigkeiten im Kin-
des- und Jugendalter. Das diff erenzierte und fl exible Instru-
mentarium sozialpädagogischer Handlungsformen, das zur 
Verfügung steht, verfügt über (kurzzeiƟ ge) familienunter-
stützende bzw. familienergänzende Hilfen, aber ermöglicht 
auch langfrisƟ ge Unterbringungen außerhalb der eigenen 
Familie (vgl. zum Leistungsspektrum der Hilfen zur Erziehung 
u.a. Richter 2019).1 

Mit dem InkraŌ treten des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
(SGB VIII) in den Jahren 1990/91, welches zentrale Neue-
rungen im Sinne einer stärkeren DienstleistungsorienƟ erung 
und Beteiligungskultur im Hilfeplanprozess (§ 36 SGB VIII) 
kodifi zierte, haben sich die Hilfen zur Erziehung erheblich 
ausdiff erenziert und zugleich quanƟ taƟ v etabliert. Mit Blick 
auf das Ausgabenvolumen der öff entlichen Kinder- und Ju-
gendhilfe handelt es sich bei den erzieherischen Hilfen um 
das zweitgrößte Arbeitsfeld nach der Kindertagesbetreuung 
(vgl. Fendrich/Pothmann/Tabel 2021).

Aktuell ist das Feld der Hilfen zur Erziehung u.a. mit zwei 
Herausforderungen konfronƟ ert. Zum einen sind zentrale 
Änderungen bei der rechtlichen Rahmung und damit ver-
bunden der Ausgestaltung der Hilfen absehbar (vgl. BMFSFJ 
2020a). Mit dem neuen Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 
(KJSG) ist eine Zusammenführung der Zuständigkeiten der 
Leistungen für Kinder und Jugendliche mit und ohne Be-
hinderungen unter dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe 
vorgesehen (vgl. hierzu auch detaillierter Kap. 5). Darüber 
hinaus werden die im KJSG aufgenommenen Veränderun-
gen mit Blick auf den Kinderschutz auch die Hilfen zur Erzie-
hung betreff en. Außerdem sind Änderungen hinsichtlich der 
Hilfen für junge Volljährige geplant sowie bei der Unterbrin-
gung junger Menschen in Pfl egefamilien und in Einrichtun-
gen. Und schließlich ist eine Weiterentwicklung der StaƟ sƟ k 
vorgesehen, die in größerem Umfang die TrägerstaƟ sƟ k zu 
den Einrichtungen und zum Personal der Kinder- und Ju-
gendhilfe betriŏ  . Auch im Rahmen der FallzahlenstaƟ sƟ k zu 
den Hilfen zur Erziehung sind Änderungen vorgesehen, bei-

1 Die Hilfen zur Erziehung zeichnen sich durch ein diff erenziertes Unter-
stützungsangebot aus, worauf PersonensorgeberechƟ gte einen Rechts-
anspruch gem. §§ 27ff . SGB VIII haben, „wenn eine dem Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist 
und die Hilfe für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist“ (§ 27 
Abs. 1 SGB VIII). Der Paragraf verweist auf ein breites Leistungsangebot, 
insbesondere gem. §§ 28-35 SGB VIII, die sich nach dem erzieherischen 
Bedarf richten. Flexible Hilfen können auch gem. § 27 Abs. 2 SGB VIII 
gewährt werden. Diese Leistungen, sogenannte „27,2er-Hilfen“, werden 
seit 2007 in der amtlichen Kinder- und JugendhilfestaƟ sƟ k (KJH-StaƟ sƟ k) 
erfasst. Die einzelnen Hilfearten können grob in Leistungssegmente hin-
sichtlich ihres IntervenƟ onsgrads unterschieden werden (vgl. Ritzmann/
Wachtler 2008: 27). Zur Diff erenzierung der Hilfen zur Erziehung im 
KJH-Report vgl. ausführlicher Fendrich/Tabel (2019).

spielsweise die Abfrage zum Schulabschluss und zum Ausbil-
dungsverhältnis bei jungen Menschen (vgl. BMFSFJ 2020b).

Zum anderen sind die Auswirkungen der Coronapandemie 
auch in den Arbeitsbereichen der erzieherischen Hilfen 
spürbar. Hier wurden Anpassungen in der Ausgestaltung der 
Hilfen notwendig. Ein Beispiel ist die Zunahme von Beratun-
gen in digitalen Beratungsseƫ  ngs und die hierfür notwen-
digen konzepƟ onellen und organisatorischen Weiterent-
wicklungen. Aber auch andere Leistungsbereiche sind von 
coronabedingten Veränderungen der Gestaltung des Hilfe-
seƫ  ngs oder der Intensität der Leistungen betroff en, z.B. 
ErziehungsbeistandschaŌ en oder die Sozialpädagogische 
Familienhilfe im Rahmen ambulanter Leistungen. Und ins-
besondere für Soziale Gruppenarbeiten und Tagesgruppen 
hat sich die SituaƟ on angesichts der Schulschließungen be-
sonders erschwert (vgl. Mairhofer et al. 2020). Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass diese Veränderungen Einfl uss auf die 
Erfassung der Leistungen in der amtlichen StaƟ sƟ k haben 
werden. Beispielsweise ist zu erwarten, dass sich Auswir-
kungen auf die Meldungen zu den Orten der Durchführung 
der Hilfe insbesondere ambulanter Leistungen zeigen. Darü-
ber hinaus werden derzeit beispielsweise Anpassungen bei 
der Erfassung von Erziehungsberatungen diskuƟ ert, u.a. mit 
Blick auf Möglichkeiten und Art der Erhebung von reinen Te-
lefonberatungen bzw. Videoberatungen.

Die amtliche KJH-StaƟ sƟ k liefert umfassende und diff eren-
zierte InformaƟ onen zu den jungen Menschen und ihren 
Familien, die Hilfen zur Erziehung in Anspruch nehmen. Die 
Erhebung umfasst einzelfallbezogene Angaben sowie Infor-
maƟ onen zur gewährten Leistung selber. Darüber hinaus 
liegen Angaben zu den Einrichtungen und den täƟ gen Per-
sonen des Arbeitsfeldes vor, sodass auch Aussagen zu den 
Strukturen des Arbeitsfeldes möglich sind. Zudem beinhaltet 
die Kinder- und JugendhilfestaƟ sƟ k in einer weiteren Teiler-
hebung Angaben zu den fi nanziellen Aufwendungen für die 
Hilfen zur Erziehung.

Kontext
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4. Hilfen zur Erziehung (§§ 27 bis 35, 41 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2002-2008 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Inanspruchnahme und Adressat(inn)en
4.1 Anzahl der Hilfen zur Erziehung (HzE) pro Jahr 797.692 2008 956.268 2016 1.003.117 2018 1.016.594 2019

4.2 Anzahl der jungen Menschen unter 27 Jahren 
in HzE 904.228 2008 1.083.177 2016 1.145.991 2018 1.167.805 2019

4.2.1 Junge Menschen unter 27 Jahren in HzE pro 
10.000 der unter 21-J. in der Bevölkerung1 544 2008 672 2016 708 2018 721 2019

4.2.2 Anzahl der jungen Menschen unter 18 Jahren 
in HzE 820.735 2008 965.889 2016 999.232 2018 1.026.882 2019

4.2.3 Junge Menschen unter 18 Jahren in HzE pro 
10.000 der unter 18-J. in der Bevölkerung 600 2008 717 2016 735 2018 751 2019

4.2.4 Anzahl der jungen Menschen im Alter von 
18 bis unter 27 Jahren in HzE 83.493 2008 117.288 2016 146.759 2018 140.923 2019

4.2.5 Junge Menschen im Alter von 18 bis unter 27 
Jahren in HzE pro 10.000 der 18- bis unter 
21-J. in der Bevölkerung2 

284 2008 443 2016 567 2018 557 2019

4.3 Anzahl junger Menschen unter 27 Jahren in 
Erziehungsberatung 441.848 2008 448.693 2016 466.038 2018 476.855 2019

4.4 Anzahl junger Menschen unter 27 Jahren in 
ambulanten Hilfen 306.444 2008 398.073 2016 439.386 2018 458.213 2019

4.5 Anzahl junger Menschen unter 27 Jahren in 
staƟ onären Hilfen 155.936 2008 236.411 2016 240.567 2018 232.737 2019

4.6 Anteil weiblicher junger Menschen in HzE 43,7% 2008 43,3% 2016 44,5% 2018 44,1% 2019

4.7 Anteil junger Menschen in HzE mit allein-
erziehenden Eltern bei Hilfebeginn 39,6% 2008 38,7% 2016 40,5% 2018 40,9% 2019

4.8 Anteil junger Menschen in HzE, deren Familien 
Transferleistungen bei Hilfebeginn beziehen 31,5% 2008 31,0% 2016 30,9% 2018 30,5% 2019

4.9 Anteil junger Menschen in HzE mit nichtdeut-
scher Familiensprache bei Hilfebeginn 10,7% 2008 19,4% 2016 17,5% 2018 17,6% 2019

Hilfeverläufe
4.10 WichƟ gste Gründe für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung

4.10.1 Anteil aufgrund von Belastungen der jungen 
Menschen durch familiäre Konfl ikte 23,8% 2008 24,9% 2016 36,9% 2018 37,3% 2019

4.10.2 Anteil aufgrund eingeschränkter Erziehungs-
kompetenz der Eltern 15,2% 2008 15,1% 2016 27,5% 2018 27,8% 2019

4.10.3 Anteil aufgrund von Entwicklungs auff älligkeiten 
des jungen Menschen 11,9% 2008 12,4% 2016 25,5% 2018 25,9% 2019

4.11 DurchschniƩ liche Dauer der beendeten Hilfen 
in Monaten 9 2008 10 2016 10 2018 11 2019

4.12 DurchschniƩ liche Anzahl der Fachleistungs-
stunden pro Woche bei andauernden Hilfen 
zum 31.12.

6 2008 6 2016 6 2018 6 2019

4.13 Anteil der beendeten Hilfen gemäß Hilfeplan 69,6% 2008 69,3% 2016 66,3% 2018 66,3% 2019

Personal
4.14 Anzahl des Personals 62.304 2006 102.537 2016 109.207 2018 /

4.14.1 darunter: Anteil bei freien Trägern 89,9% 2006 93,2% 2016 93,4% 2018 /
4.14.2 Anzahl der Vollzeitäquivalente 46.948 2006 75.543 2016 80.212 2018 /

4.15 Alter des Personals
4.15.1 Anteil des Personals in Alter von 

unter 30 Jahren 19,8% 2006 28,1% 2016 27,7% 2018 /

4.15.2 Anteil des Personals im Alter von 
55 Jahren und älter 9,3% 2006 15,7% 2016 17,2% 2018 /

Kennzahlen
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4. Hilfen zur Erziehung (§§ 27 bis 35, 41 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2002-2008 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Personal
4.16 Anteil des weiblichen Personals 70,3% 2006 70,8% 2016 71,1% 2018 /
4.17 Anteil des Personals mit fachbezogenem 

Hochschulabschluss 40,7% 2006 37,7% 2016 37,9% 2018 /

4.18 Anteil des Personals mit 32 Wochenstunden 
und mehr 61,8% 2006 59,0% 2016 59,0% 2018 /

4.19 Anteil der Angestellten mit befristeten 
Arbeitsverträgen 10,9% 2002 15,4% 2016 16,6% 2018 /

Ausgaben
4.20 Ausgaben für HzE insgesamt in EUR 5,96 Mrd. 2008 10,00 Mrd. 2016 10,73 Mrd. 2018 10,91 Mrd. 2019

4.21 Pro-Kopf-Ausgaben pro unter 21-Jährigem/-r in 
der Bevölkerung in EUR 360 2008 620 2016 663 2018 673 2019

1 Für die Berechnung der Inanspruchnahmequoten von Hilfen zur Erziehung wird auf die altersrelaƟ vierten Bezugsgrößen der unter 21-Jährigen bzw. 
der 18- bis unter 21-Jährigen und nicht der unter 27-Jährigen zurückgegriff en, da ein Großteil der Hilfen eher die erstgenannten Altersgruppen betriŏ  , 
was mit dem regelhaŌ en Ende von erzieherischen Hilfen spätestens mit 21 Jahren zusammenhängt.
2 Vgl. Anmerkung 1
Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Erzieherische Hilfen, Eingliederungshilfe, Hilfe für junge Volljährige; Einrich-
tungen und täƟ ge Personen in der Kinder- und Jugendhilfe; Ausgaben und Einnahmen der Kinder- und Jugendhilfe; Bevölkerungsfortschreibung; verschie-
dene Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de

Befunde

A. Wie viele Kinder, Jugendliche und junge Volljährige wer-
den von Hilfen zur Erziehung gem. § 27ff . SGB VIII er-
reicht? 

 • Über eine Mio. junge Menschen und deren Familien er-
halten Unterstützung durch die Hilfen zur Erziehung. Die 
Zahl der in Anspruch genommenen erzieherischen Hilfen 
steigt seit Jahren. 2019 wurden 1.016.594 Hilfen gezählt, 
damit wurden knapp 13.500 Leistungen mehr als im Vor-
jahr gemeldet (+1%). Das ist ein neuer Höchstwert, wenn-
gleich der AnsƟ eg im Vergleich zu den Vorjahren geringer 
ausfi el. Im Zeitraum von 2008 bis 2019 sind 218.902 Fälle 
mehr gezählt worden; das entspricht einem AnsƟ eg von 
27%.

 • Erzieherische Hilfen haben im Jahr 2019 1.167.805 junge 
Menschen unter 27 Jahren in Anspruch genommen. Ge-
genüber dem Vorjahr (2018: 1.145.991) entspricht das 
einem Zuwachs von 2%. Setzt man diese Zahl in RelaƟ on 
zur Bevölkerung, wurden 2019 – staƟ sƟ sch betrachtet – 
721 junge Menschen pro 10.000 erreicht, also 7% dieser 
Altersgruppe. Betrachtet man die längere Entwicklung seit 
2008, wurden 2019 263.577 junge Menschen in erziehe-
rischen Hilfen mehr gezählt, was einem Zuwachs von rund 
29% entspricht. Die Wachstumsdynamik hat sich nach der 
zwischenzeitlich deutlichen Fallzahlenzunahme zwischen 
2015 und 2017 aufgrund des stark gesƟ egenen Hilfe- und 
Unterstützungsbedarfs von unbegleiteten ausländischen 
Minderjährigen (UMA) seit 2018 wieder abgeschwächt. 
Die aktuelle Steigerungsquote im letzten Jahr knüpŌ  so-
mit eher wieder an die Entwicklung davor, also zwischen 
2013 und 2015 an (vgl. Fendrich/Pothmann/Tabel 2020).

 • Der Großteil der jungen Menschen in den Hilfen zur Er-
ziehung ist minderjährig (88%). 2019 wurde für 1.026.882 
unter 18-Jährige eine erzieherische Hilfe notwendig, da 

eine dem Wohl des Kindes entsprechende Erziehung nicht 
mehr gewährleistet werden konnte. Das sind 25% oder 
206.147 mehr als 2008. BevölkerungsrelaƟ viert entspricht 
diese Zahl 751 von 10.000 Minderjährigen und damit 
mehr als 7% der altersentsprechenden Bevölkerung. 12% 
oder 140.923 der jungen Menschen in erzieherischen Hil-
fen im Jahr 2019 waren junge Volljährige im Alter von 18 
bis unter 27 Jahren. Auch wenn diese Altersgruppe quan-
Ɵ taƟ Ɵ v geringer vertreten ist als Minderjährige, sind die 
Hilfen für junge Volljährige jedoch in den letzten Jahren 
deutlich angesƟ egen, zwischen 2008 und 2019 um 69%.

 • In den über die Allgemeinen Sozialen Dienste (ASD) or-
ganisierten ambulanten2 und staƟ onären3 Hilfen wurden 
2019 rund 691.000 junge Menschen gezählt, 10.997 mehr 
als 2018 (+2%). Für den Zeitraum zwischen 2008 und 2019 
beträgt der Zuwachs der jungen Menschen in über den 
ASD organisierten Hilfen 49% (ohne Erziehungsberatung). 
Der AnsƟ eg zwischen den Jahren ist zwischen 2008 und 
2009 mit 11% am höchsten, darüber hinaus wurden Ver-
änderungen zwischen +1% und +5% beobachtet.  

 • Die Erziehungsberatung war 2019 mit 476.855 Fällen die 
mit Abstand am häufi gsten in Anspruch genommene Hil-
feform. Alle sonsƟ gen ambulanten Hilfeformen zählten zu-
sammengerechnet 458.213 Fälle. Deutlich seltener wur-
den im Vergleich dazu staƟ onäre Hilfen eingeleitet. Von 
den 232.737 Hilfen im Jahr 2019 handelt es sich in knapp 
141.561 Fällen um Unterbringungen in Einrichtungen und 
in 91.176 Fällen in Pfl egefamilien.  

2 Hilfen gem. § 27 in Verbindung mit §§ 29-32, 35 SGB VIII inklusive der 
„27,2er-Hilfen – ambulant“ sowie einschließlich der entsprechenden Hil-
fen für junge Volljährige gem. § 41 SGB VIII.

3 Hilfen gem. § 27 in Verbindung mit §§ 33, 34 SGB VIII inklusive der 
„27,2er-Hilfen – staƟ onär“ sowie einschließlich der Hilfen für junge Voll-
jährige gem. § 41 SGB VIII.
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B. Welche Zugangsmöglichkeiten zu den erzieherischen Hil-
fen zeigen sich für junge Menschen? Aus welchen Lebens-
lagen kommen Adressat(inn)en der Hilfen zur Erziehung?

 • Je nach Leistungssegment bestehen große Unterschiede 
bei der Altersverteilung. Die Inanspruchnahme einer Be-
ratung, einer ambulanten oder staƟ onären Hilfe korres-
pondiert mit dem Alter der Adressat(inn)en. Ambulante 
Leistungen werden häufi ger von Familien mit jüngeren 
Kindern in Anspruch genommen. Demgegenüber sind in 
den Hilfen, die im Kontext von staƟ onären Unterbringun-
gen angeboten werden, erheblich mehr Jugendliche als 
Kinder zu fi nden.

 • Mit Blick auf das Geschlechterverhältnis von Jungen und 
Mädchen in den erzieherischen Hilfen zeigen sich Unter-
schiede. 2019 sind mehr Jungen und junge Männer (56%) 
als Mädchen und junge Frauen in den Hilfen zur Erziehung 
zu fi nden. An dieser Verteilung hat sich in den letzten Jah-
ren kaum etwas verändert. Der höhere Anteil von Jungen 
und jungen Männern gegenüber ihren Altersgenossin-
nen (44%) betriŏ   alle Hilfearten. Die Leistungen mit den 
höchsten Jungenanteilen sind unter den ambulanten Hil-
fen zu verorten, und zwar bei der Tagesgruppenerziehung 
(74%), der Sozialen Gruppenarbeit (71%), bei Betreuungs-
hilfen (68%) und der intensiven sozialpädagogischen Ein-
zelbetreuung (66%).

 • Die Lebensumstände der Familien haben einen Einfl uss 
auf das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen (vgl. 
Autorengruppe BildungsberichterstaƩ ung 2020: 40ff .). 
Hilfen zur Erziehung werden überzufällig häufi g in An-
spruch genommen von Familien in prekären Lebenslagen, 
vor allem bei Transfergeldbezug (2019: 31%) und bei al-
leinerziehenden Personen (2019: 41%). Zudem war die 
Fallzahlenzunahme zwischen 2015 und 2017 auf einen 
stark gesƟ egenen Hilfe- und Unterstützungsbedarf von 
unbegleiteten ausländischen Minderjährigen (UMA) in 
staƟ onären Einrichtungen zurückzuführen, der sich seit 
2018 wieder abgeschwächt hat (vgl. Tabel 2020).

C. Bei welchen Problemlagen werden junge Menschen und 
ihre Familien durch Erziehungshilfen unterstützt?

 • Blickt man zunächst auf das gesamte Spektrum der Haupt-
gründe für die Gewährung von Hilfen zur Erziehung (inkl. 
Erziehungsberatung), so zeigt sich, dass bei dem Großteil 
der Fälle Belastungen des jungen Menschen durch Pro-
blemlagen als Grund für die Hilfegewährung mit ange-
geben werden (37%), gefolgt von der eingeschränkten 
Erziehungskompetenz der Eltern bzw. Personensorgebe-
rechƟ gten (28%). Das ist auf den ersten Blick nicht weiter 
überraschend, wenn man sich die Rechtsgrundlage verge-
genwärƟ gt, in der dies als Voraussetzung für die Gewäh-
rung einer erzieherischen Hilfe formuliert wird. 

 • Diff erenziert man jedoch zwischen der Erziehungsbera-
tung (§ 28 SGB VIII) sowie den ambulanten und staƟ onä-
ren Hilfen, die vom ASD organisiert werden, so zeichnen 
sich deutliche Diff erenzen ab. Erziehungsberatungen und 
ambulante Hilfen werden hauptsächlich aufgrund von fa-
miliären Problemlagen in Anspruch genommen. Demge-
genüber spielt die unzureichende Förderung/Betreuung/
Versorgung eine besonders große Rolle bei der Gewäh-
rung staƟ onärer Hilfen.  

D. Wie verlaufen Hilfen zur Erziehung und wie zielgenau 
sind sie?

 • Die Dauer und die Intensität auf der Grundlage von Fach-
leistungsstunden4 einer erzieherischen Maßnahme sind 
nicht nur wesentliche Kriterien im Kontext der Ausgestal-
tung einer Hilfe und somit im Rahmen des Hilfeplanpro-
zesses. Über diese Angaben können auch Rückschlüsse 
auf die IntenƟ on und die Ziele, die mit einer Hilfe ver-
bunden sind, gezogen werden. Eine Hilfe zur Erziehung 
gem. §§ 27ff . SGB VIII (inkl. Erziehungsberatung) dauert 
im DurchschniƩ  11 Monate. Allerdings variiert die duch-
schniƩ liche Dauer zwischen den Hilfearten deutlich. Wäh-
rend eine Erziehungsberatung durchschniƩ lich bereits 
nach 5 Monaten beendet wird, dauern ambulante Hilfen 
bis zu 15 Monate, staƟ onäre Hilfen sogar 23 Monate. Das 
heißt: je höher der IntervenƟ onsgrad, umso länger die 
Dauer der Hilfe.

 • Etwa zwei DriƩ el aller Hilfen zur Erziehung (inkl. Erzie-
hungsberatung) (66%) werden planmäßg beendet.5 Damit 
fällt die Quote ähnlich hoch aus wie die für die Eingliede-
rungshilfen gem. § 35a SGB VIII (vgl. Kap. 5). Gleichwohl 
zeichnen sich hier deutliche Unterschiede zwischen den 
Hilfearten ab. Erziehungsberatungen und ambulante Hil-
fen werden überwiegend planmäßig beendet. Heimerzie-
hung ist die einzige Hilfeart, die mehrheitlich unplanmäßig 
endet.

E. Welche personellen Ressourcen werden in den Arbeits-
bereichen der Hilfen zur Erziehung eingesetzt? Wie setzt 
sich das Personal zusammen?

 • Die Personalressourcen in den Hilfen zur Erziehung sind 
seit 2006 deutlich ausgebaut worden. Vor allem zwischen 
2014 und 2016 hat sich die Wachstumsdynamik noch ein-
mal aufgrund des starken Ausbaus in der Heimerziehung 
durch die unbegleiteten ausländischen Minderjährigen 
verstärkt. Die Personal- und EinrichtungsstaƟ sƟ k zählte 
zuletzt für das Jahr 2018 109.207 BeschäŌ igte, die insge-
samt in den Aufgabenbereichen der erzieherischen Hilfen 
täƟ g und mehrheitlich bei einem freien Träger (93%) be-
schäŌ igt waren. Das Personalvolumen nahm im Vergleich 
zu 2016 (102.537 BeschäŌ igte) weiter zu (+7%). Ausge-
baut wurden insbesondere Stellen in VollzeitbeschäŌ i-
gung. Diese Entwicklung bildet sich im AnsƟ eg der (rech-
nerischen) Vollzeitstellen (Vollzeitäquivalente) ab: Deren 
Zahl hat sich gegenüber 2016 um knapp 4.670 erhöht und 
lag im Jahr 2018 bei 80.212; dies entspricht einem Plus 
von 6%.

 • Der aktuelle prozentuale Zuwachs der Mitarbeitenden 
zwischen 2016 und 2018 ist bei der Erziehungsberatung, 
den ambulanten und den staƟ onären Leistungen ähnlich 
und bewegt sich zwischen 6% und 7%. Der AnsƟ eg im am-

4 Das gilt hauptsächlich für die ambulanten Hilfen. Die Vollzeitpfl ege wird 
ausschließlich über Pfl egetage abgerechnet. In der Heimerziehung und 
den staƟ onären „27,2er-Hilfen“ gibt es zwar Hilfen, die auch über Fach-
leistungsstunden abgerechnet werden, allerdings spielen sie im gesam-
ten Hilfespektrum keine große Rolle, sodass sie hier unberücksichƟ gt 
bleiben.

5 Hinweise zur Beantwortung der Frage der Zielerreichung von Hilfen zur 
Erziehung eröff net die amtliche StaƟ sƟ k seit 2007 durch die Erfassung 
der Gründe für die Beendigung der Hilfen. Erhoben wird hier generell, ob 
die Hilfen gemäß den Hilfeplanzielen beendet worden sind oder hiervon 
abweichen.
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bulanten Leistungsbereich geht im Wesentlichen auf die 
Entwicklungen in der Sozialpädagogischen Familienhilfe 
und den intensiven sozialpädagogischen Einzelbetreuun-
gen zurück.

 • Seit Jahren zeigt sich eine Verschiebung der Altersstruktur 
zugunsten der jüngeren BeschäŌ igten, welche vor allem in 
der Heimerziehung deutlich wird. 2006 machte die Grup-
pe der unter 30-jährigen BeschäŌ igten noch einen Anteil 
von 20% aus; miƩ lerweile ist dieser bis auf 28% (2018) ge-
sƟ egen. Unterstützt werden die jungen Angestellten wie-
der zunehmend durch ältere, erfahrene FachkräŌ e, denen 
eine besondere Bedeutung in Sachen Wissenstransfer 
zukommt. Der Anteil der über 55-Jährigen lag 2018 bei 
17%. Nach wie vor ist das Thema der Gewinnung neuer 
FachkräŌ e und die Einarbeitung von BeschäŌ igten am Be-
rufseinsƟ eg auch im Arbeitsfeld der Hilfen zur Erziehung 
von zentraler Bedeutung (vgl. Heynen/Pluto/van Santen 
2019). GleichzeiƟ g ist mit der Vielfalt der Mitarbeitenden 
für die Verantwortlichen in den Hilfen zur Erziehung die 
Herausforderung verbunden, einen geeigneten Rahmen 
für einen guten kollegialen Austausch zu gestalten. Das 
gilt nicht nur mit Blick auf das Alter, sondern auch vor 
dem Hintergrund der unterschiedlichen PerspekƟ ven und 
Vorstellungen mit Blick auf das TäƟ gkeitsfeld (vgl. Merchel 
2019).  

 • Im Gegensatz zur Altersstruktur zeichnen sich bei einer 
geschlechtsspezifi schen Betrachtung kaum Veränderun-
gen ab. Etwa 3 von 4 BeschäŌ igten sind Frauen. Ihr Anteil 
lag im Jahr 2018 bei 71%.

 • Gut jede/-r driƩ e BeschäŌ igte (38%) im Arbeitsfeld der 
Hilfen zur Erziehung verfügt über eine fachlich einschlä-
gige akademische Ausbildung6 mit Unterschieden in den 
Arbeitsbereichen: Der Anteil der FachkräŌ e mit dieser 
Qualifi kaƟ on in der Heimerziehung lag 2018 bei rund 30% 
und damit nach wie vor deutlich unter der Quote im am-
bulanten Leistungsbereich (57%) und bei der Erziehungs-
beratung (54%).7

6 Anteil der Akademiker/-innen mit einem (sozial-)pädagogischen (Fach-)
Hochschulabschluss

7 Bei der Erziehungsberatung gilt die Besonderheit, dass hier mit weite-
ren 35% ein besonders großer Teil der BeschäŌ igten über einen anderen 
Hochschulabschluss verfügt, zumeist in psychologischen Fachrichtun-
gen.

 • Der Anteil vollzeitnaher BeschäŌ igungsverhältnisse mit 
mindestens 32 vertraglich vereinbarten Arbeitsstunden 
pro Woche betrug 2018 59% und hat sich in den letzten 
Jahren kaum verändert.

 • Der Anteil befristeter Anstellungsverhältnisse ist im Beob-
achtungszeitraum angesƟ egen und lag 2018 bei 17%.  

F. Mit welchen fi nanziellen Aufwendungen der öff entlichen 
Hand ist diese Form der Unterstützungsleistung verbun-
den?

 • Die Ausgaben der öff entlichen Hand für erzieherische Hil-
fen beliefen sich zuletzt (2019) auf nominal 10,91 Mrd. 
EUR. Zwischen 2008 und 2019 sind die fi nanziellen Auf-
wendungen der öff entlichen Hand um 4,93 Mrd. EUR 
(+82%) gesƟ egen. 

 • Im Verhältnis zur Zahl der unter 21-jährigen jungen Men-
schen haben die sogenannten „Pro-Kopf-Ausgaben“, also 
die Aufwendungen pro jungem Menschen in der besagten 
Altersgruppe, im angegebenen Zeitraum von 360 EUR auf 
673 EUR zugenommen und sich damit um 87% erhöht. 

 • Seit vielen Jahren ist ein konƟ nuierlicher AusgabenansƟ eg 
zu beobachten, der vor allem auf die Ausgabenentwick-
lung bei den staƟ onären Hilfen, insbesondere der Heimer-
ziehung zurückgeht. Generell wird mehr als jeder zweite 
Euro für Leistungen der Heimerziehung und betreute 
Wohnformen eingesetzt. Die damit verbundenen 5,3 Mrd. 
EUR sind mit Abstand der größte Einzelposten in den Hil-
fen zur Erziehung.

Sandra Fendrich/Agathe Tabel



26

5. Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII und 6. Kapitel SGB XII)

Die Eingliederungshilfen für junge Menschen mit einer (dro-
henden) seelischen Behinderung gem. § 35a SGB VIII sind 
ein komplexes Handlungsfeld in der Kinder- und Jugend-
hilfe, über das seit Jahrzehnten – sei es über den Behinde-
rungsbegriff , die Abgrenzungen zu den Hilfen zur Erziehung 
oder über Fragen der Zuständigkeiten – diskuƟ ert wird (vgl. 
Münder/Meysen/Trenczek 2019: 416ff .). Das Spektrum 
bei Eingliederungshilfen ist breit gefächert und reicht von 
schulbezogenen Unterstützungsformen bei Lese- und Recht-
schreibschwäche bis hin zu spezialisierten Borderline-Grup-
pen oder Einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit 
Suchterkrankungen (vgl. Kurz-Adam 2015).

Bei den Fragen der Zuständigkeiten haben sich vor allem 
zwei herausfordernde Arbeitszusammenhänge entwickelt. 
Zum einen stehen die Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB 
VIII mit einem starken Ausbau ambulanter Seƫ  ngs seit Jah-
ren vor dem Hintergrund des gesƟ egenen Unterstützungs-
bedarfs an Schulbegleitung im Fokus des KooperaƟ onsfeldes 
der Kinder- und Jugendhilfe mit der Schule und Modellen 
von sogenannten „Pool-Lösungen“ (vgl. Pothmann/Tabel 
2018). Zum anderen bewegt das Feld insbesondere die an-
haltende Diskussion um eine „Inklusive Lösung“, wonach die 
Kinder- und Jugendhilfe für alle jungen Menschen mit und 
ohne Behinderung zuständig sein soll (vgl. BMFSFJ 2020a). 

Mit dem neuen Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) 
ist nach jahrelangen Diskussionen eine Zusammenführung 
der Zuständigkeiten der Leistungen für Kinder und Jugend-
liche mit und ohne Behinderungen unter dem Dach der 
Kinder- und Jugendhilfe vorgesehen. Diese soll endgülƟ g 
bis zum Jahr 2028 erfolgen, wobei der Zusammenführung 
ein Übergangszeitraum mit einer Verankerung eines inklusi-
ven Leitgedankens in der Kinder- und Jugendhilfe (ab 2021) 
sowie dem Einsatz von sogenannten „Verfahrenslotsen“ 
im Jugendamt als SchniƩ stelle zwischen den unterschied-
lichen Leistungsträgern und Unterstützung für die betrof-
fenen Familien (2024-2027) vorausgehen soll (vgl. BMFSFJ 
2020b). Das Thema der Inklusion wird mithin die Kinder- 
und Jugendhilfe im Allgemeinen und das Handlungsfeld der 
„35a-Hilfen“ im Besonderen in den nächsten Jahren mehr 
denn je bewegen. 

Hinzu kommen die aktuellen Herausforderungen, bedingt 
durch die Coronapandemie. Zwar werden sich mit den hier 
zugrundegelegten jüngsten Daten aus dem Jahr 2019 noch 
keine Spuren der Pandemie idenƟ fi zieren lassen. Dennoch 
werden aufgrund der Erfahrungen aus der Fachpraxis und 
erster empirischer Erkenntnisse zumindest Fragestellungen 
mit Blick auf coronabedingte Auswirkungen auf die StaƟ sƟ k 
formuliert.  

Vor dem Hintergrund der Entwicklungen und um ein ge-
samtes Bild der Eingliederungshilfen für junge Menschen 
mit einer Behinderung zu bekommen, ist sowohl der Blick in 
die Daten zu den „35a-Hilfen“ in der amtlichen Kinder- und 
JugendhilfestaƟ sƟ k als auch der zu den Eingliederungshilfen 
nach SGB XII von zentraler Bedeutung. Die Leistungen der 
Eingliederungshilfen für Minderjährige mit einer körperli-
chen oder geisƟ gen Behinderung wurden bis 2019 jährlich 
im Rahmen der EmpfängerstaƟ sƟ k der SozialhilfestaƟ sƟ k 
nach den gesetzlich geregelten Leistungs- und Hilfearten er-
hoben.1

1 Seit Januar 2020 werden die Eingliederungshilfen im Teil 2 des SGB IX 
(RehabilitaƟ on und Teilhabe), dem sogenannten Eingliederungshilfe-
recht, geregelt. Damit erfolgte eine Trennung der Fachleistungen der 
Eingliederungshilfen von den existenzsichernden Leistungen. Zuvor 
wurden diese noch als Leistungen der Sozialhilfe im SGB XII – speziell 
im Kapitel 6 §§ 53-60 – aufgeführt, mit einem Verweis auf das SGB IX. 
Für die Jahre vor 2020 werden deshalb noch die Daten zu den Einglie-
derungshilfen gem. SGB XII dargestellt (vgl. methodische Hinweise und 
InformaƟ onen zu den Leistungen in Fendrich/Schilling/Tabel 2019). Die 
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX werden ab dem 
Berichtsjahr 2020 nicht mehr in der StaƟ sƟ k der Empfänger/-innen von 
Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII, sondern separat in der 
neuen StaƟ sƟ k der Empfänger/-innen von Eingliederungshilfe nach dem 
SGB IX erfasst (vgl. StaƟ sƟ sches Bundesamt 2020).

Kontext
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5. Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII und 6. Kapitel SGB XII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2008/2010 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Inanspruchnahme und Adressat(inn)en von Eingliederungshilfen (EGH) gem. § 35a SGB VIII insgesamt
5.1 Anzahl der jungen Menschen mit Eingliede-

rungshilfe (unter 27 Jahre) 43.360 2008 94.166 2016 114.735 2018 124.336 2019

5.1.1 Junge Menschen (U27) mit EGH pro 10.000 der 
unter 21-Jährigen in der Bevölkerung1 26,1 2008 58,4 2016 70,9 2018 76,7 2019

5.2 Anzahl der jungen Menschen mit Eingliede-
rungshilfe (unter 18 Jahre) 37.220 2008 82.265 2016 100.489 2018 109.151 2019

5.2.1 Junge Menschen (U18) mit EGH pro 10.000 der 
unter 18-Jährigen in der Bevölkerung 27,2 2008 61,1 2016 73,9 2018 79,8 2019

Ambulante Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII
5.3 Anzahl der jungen Menschen mit ambulanten 

Eingliederungshilfen (unter 27 Jahre) 30.634 2008 75.403 2016 93.613 2018 101.765 2019

5.3.1 Junge Menschen (U27) mit ambulanten EGH 
pro 10.000 der unter 21.-J. in der Bevölkerung1 18,4 2008 46,8 2016 57,8 2018 62,8 2019

5.4 DurchschniƩ salter der jungen Menschen bei 
Hilfebeginn 10,6 J. 2008 10,8 J. 2016 10,8 J. 2018 10,8 J. 2019

5.5 Anteil weiblicher junger Menschen (j. M.) mit 
ambulanten EGH 31,3% 2008 27,1% 2016 26,8% 2018 26,6% 2019

5.6 Anteil j. M. mit ambulanten EGH mit allein-
erziehenden Eltern bei Hilfebeginn 27,9% 2008 31,0% 2016 30,3% 2018 30,6% 2019

5.7 Anteil j. M. mit ambulanten EGH, deren Famili-
en Transferleistungen beziehen, bei Hilfebeginn 21,6% 2008 25,0% 2016 24,2% 2018 24,0% 2019

5.8 Anteil j. M. mit ambulanten EGH mit nichtdeut-
scher Familiensprache bei Hilfebeginn 7,8% 2008 11,0% 2016 11,4% 2018 12,2% 2019

Sta  onäre Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII
5.9 Anzahl der jungen Menschen mit staƟ onären 

Eingliederungshilfen (unter 27 J.) 12.726 2008 18.763 2016 21.122 2018 22.571 2019

5.9.1 Junge Menschen (U27) mit staƟ onären EGH 
pro 10.000 der unter 21-J. in der Bevölkerung1 7,7 2008 11,8 2016 13,0 2018 13,9 2019

5.10 DurchschniƩ salter der jungen Menschen bei 
Hilfebeginn 14,5 J. 2008 14,8 J. 2016 14,8 J. 2018 14,7 J. 2019

5.11 Anteil weiblicher junger Menschen (j. M.) mit 
staƟ onären EGH 34,1% 2008 36,6% 2016 37,6% 2018 37,9% 2019

5.12 Anteil j. M. mit staƟ onären EGH mit allein-
erziehenden Eltern bei Hilfebeginn 36,6% 2008 40,0% 2016 41,0% 2018 40,2% 2019

5.13 Anteil j. M. mit staƟ onären EGH, deren Familie 
Transferleistungen beziehen, bei Hilfebeginn 34,2% 2008 41,0% 2016 40,0% 2018 39,4% 2019

5.14 Anteil j. M. mit staƟ onären EGH mit nichtdeut-
scher Familiensprache bei Hilfebeginn 6,4% 2008 8,0% 2016 8,9% 2018 9,3% 2019

Hilfeverläufe der ambulanten Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII
5.15 WichƟ gste Gründe für die Gewährung von ambulanten Eingliederungshilfen:

5.15.1 Anteil aufgrund von Entwicklungsauff ällig-
keiten des jungen Menschen 36,8% 2008 41,9% 2016 44,1% 2018 43,2,% 2019

5.15.2 Anteil aufgrund von schulischen/berufl ichen 
Problemen des jungen Menschen 40,2% 2008 33,3% 2016 31,3% 2018 31,7% 2019

5.15.3 Anteil aufgrund von Auff älligkeiten im sozialen 
Verhalten des jungen Menschen 11,8% 2008 15,2% 2016 16,1% 2018 16,0% 2019

5.16 DurchschniƩ liche Dauer der beendeten 
EGH in Monaten 20 2008 22 2016 23 2018 24 2019

5.17 DurchschniƩ liche Anzahl der Fachleistungs-
stunden pro Woche bei andauernden EGH zum 
31.12.

5 2008 9 2016 10 2018 10 2019

5.18 Anteil beendeter EGH gemäß Hilfeplan 77,0% 2008 72,4% 2016 67,0% 2018 66,4% 2019

Kennzahlen
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5. Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII und 6. Kapitel SGB XII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2008/2010 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Hilfeverläufe der sta  onären Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII
5.19 WichƟ gste Gründe für die Gewährung von staƟ onären Eingliederungshilfen:

5.19.1 Anteil aufgrund von Entwicklungsauff ällig-
keiten des jungen Menschen 43,0% 2008 40,4% 2016 43,4% 2018 41,5% 2019

5.19.2 Anteil aufgrund von Auff älligkeiten im sozialen 
Verhalten des jungen Menschen 20,5% 2008 16,7% 2016 16,2% 2018 16,6% 2019

5.19.3 Anteil aufgrund von schulischen/berufl ichen 
Problemen des jungen Menschen 11,5% 2008 9,8% 2016 8,8% 2018 10,4% 2019

5.20 DurchschniƩ liche Dauer der beendeten 
EGH in Monaten 25 2008 24 2016 23 2018 23 2019

5.21 DurchschniƩ liche Anzahl der Fachleistungs-
stunden pro Woche bei andauernden EGH 
zum 31.12.

5 2008 8 2016 8 2018 6 2019

5.22 Anteil beendeter EGH gemäß Hilfeplan 47,7% 2008 45,7% 2016 40,5% 2018 40,0% 2019

Eingliederungshilfen für Menschen mit Behinderung gemäß 6. Kapitel SGB XII in Verbindung mit SGB IX2

5.23 Anzahl der Eingliederungshilfen für Minder-
jährige mit Behinderung (teilweise Mehrfach-
nennungen)3

226.569 2010 251.917 2016 276.045 2018 278.974 2019

5.23.1 Anzahl der Hilfen außerhalb von Einrichtungen 145.695 2010 172.748 2016 200.626 2018 198.972 2019

5.23.2 Anzahl der Hilfen in Einrichtungen 99.585 2010 99.579 2016 101.858 2018 103.537 2019

5.24 Anzahl der heilpädagogischen Leistungen für 
Kinder 158.946 2010 171.781 2016 185.822 2018 188.416 2019

5.25 Anzahl der Hilfen zum selbstbesƟ mmten Leben 
in betreuten Wohnmöglichkeiten 6.552 2010 6.464 2016 6.888 2018 7.382 2019

5.26 Anzahl der Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung 55.941 2010 68.111 2016 74.441 2018 77.354 2019

Ausgaben für Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII insgesamt
5.27 Ausgaben für EGH gem. § 35a SGB VIII für 

Minderjährige in EUR 0,57 Mrd. 2008 1,40 Mrd. 2016 1,69 Mrd. 2018 1,93 Mrd. 2019

5.28 Pro-Kopf-Ausgaben pro unter 18-Jährigen in 
der Bevölkerung in EUR 42 2008 104 2016 125 2018 141 2019

5.29 Ausgaben pro Hilfefall in EUR 15.294 2008 17.005 2016 16.854 2018 17.688 2019

Ausgaben für Eingliederungshilfen für Menschen mit Behinderung gemäß 6. Kapitel SGB XII in Verbindung mit SGB IX
5.30 Ausgaben für Eingliederungshilfen für Minder-

jährige mit Behinderung in EUR 1,97 Mrd. 2010 2,72 Mrd. 2016 3,11 Mrd. 2018 3,39 Mrd. 2019

5.30.1 Ausgaben für Hilfen außerhalb von Einrichtun-
gen in EUR 0,57 Mrd. 2010 1,02 Mrd. 2016 1,28 Mrd. 2018 1,46 Mrd. 2019

5.30.2 Ausgaben für Hilfen in Einrichtungen in EUR 1,40 Mrd. 2010 1,70 Mrd. 2016 1,83 Mrd. 2018 1,94 Mrd. 2019

5.31 Ausgaben für heilpädagogische Leistungen für 
Kinder in EUR 0,91 Mrd. 2010 1,21 Mrd. 2016 1,32 Mrd. 2018 1,41 Mrd. 2019

5.32 Ausgaben für Hilfen zum selbstbesƟ mmten 
Leben in betreuten Wohnmöglichkeiten in EUR 0,16 Mrd. 2010 0,20 Mrd. 2016 0,21 Mrd. 2018 0,23 Mrd. 2019

5.33 Ausgaben für Hilfen zu einer angemessenen 
Schulbildung in EUR 0,79 Mrd. 2010 1,18 Mrd. 2016 1,40 Mrd. 2018 1,56 Mrd. 2019

1 Mit Blick auf die Berechnung der Inanspruchnahmequoten von Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII wird auf die altersrelaƟ vierten Bezugsgrößen 
der unter 21-Jährigen und nicht der unter 27-Jährigen zurückgegriff en, da ein Großteil der Eingliederungshilfen eher die erstgenannten Altersgruppen 
betriŏ  , was mit dem regelhaŌ en Ende von Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII spätestens mit 21 Jahren zusammenhängt. 
2 Ab der Kennzahl 5.24 unterscheidet sich die Nummerierung von der in der Kennzahlentabelle im KJH-Report 2018. Die Nummerierung wurde hier 
angepasst, um Teilmengen besser kenntlich zu machen. Die Bezeichnungen sind – bis auf die Anpassung der ambulanten Hilfen gem. SGB XII in Hilfen 
außerhalb von Einrichtungen – idenƟ sch geblieben. Bei der Aufsummierung der Ausgaben von Teilsummen kann es aufgrund von Rundungen zu Abwei-
chungen zu den Gesamtwerten kommen.
3 Vgl. Fußnote 2 in diesem Text (siehe S. 30) 
Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Erzieherische Hilfe, Eingliederungshilfe, Hilfe für junge Volljährige; Ausgaben 
und Einnahmen der Kinder- und Jugendhilfe; Bevölkerungsfortschreibung; Sozialleistungen – Empfänger/-innen in Form von Leistungen nach dem 5. bis 9. 
Kap. SGB XII; Sozialleistungen – Ausgaben der Sozialhilfe; verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.
akjstat.tu-dortmund.de
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A. Wie viele Kinder, Jugendliche und junge Volljährige wer-
den von Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII er-
reicht? 

 • 2019 erhielten 124.336 junge Menschen und deren Fa-
milien Unterstützung durch eine Eingliederungshilfe gem. 
§ 35a SGB VIII. 

 • Die Fallzahlen der „35a-Hilfen“ sind seit 2008 steƟ g gesƟ e-
gen und haben sich seitdem um den Faktor 2,9 erhöht. 
Gegenüber 2018 zeigt sich ein FallzahlenansƟ eg von 8%. 
Die steigende Dynamik fällt deutlicher aus als bei den Hil-
fen zur Erziehung (vgl. Kap. 4). Vor dem Hintergrund die-
ser Entwicklung sind die Leistungen gem. § 35a SGB VIII 
in den letzten Jahren zu einem relevanten Aufgabenfeld 
innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe geworden. 

 • Die Zunahme hat sich im Zeitraum zwischen 2008 und 
2019 hauptsächlich bei den unter 18-Jährigen mit einem 
Zuwachs von 71.931 Hilfen ergeben. Damit hat sich das 
Fallzahlenvolumen für die Minderjährigen fast verdrei-
facht. Die relaƟ ve Inanspruchnahme pro 10.000 der unter 
18-Jährigen ist von 27 auf 80 pro 10.000 angesƟ egen.

 • Bei dem Großteil der Eingliederungshilfen (82%) handelt 
es sich um ambulante Hilfen, die womöglich oŌ  als Inte-
graƟ onshilfen für junge Menschen rund um die Schule 
eingesetzt werden (vgl. Fendrich/Pothmann/Tabel 2018: 
47ff .). 

 • Sowohl die ambulanten als auch die staƟ onären Einglie-
derungshilfen sind seit 2008 konƟ nuierlich gesƟ egen, 
wenn auch auf einem unterschiedlichen Niveau und mit 
einer unterschiedlichen Dynamik. Seit 2008 haben sich die 
Fallzahlen im ambulanten Bereich bis 2019 auf 101.765 
Hilfen mehr als verdreifacht. Die staƟ onären Hilfen sind 
im gleichen Zeitraum auf 22.571 um den Faktor 1,8 ge-
sƟ egen. Während im Jahr 2008 das Verhältnis zwischen 
ambulanten und staƟ onären Hilfen 2:1 betrug, fällt das 
Fallzahlenvolumen im ambulanten Bereich im Vergleich zu 
den staƟ onären Hilfen im Jahr 2019 fünfmal höher aus. 
Vor diesem Hintergrund zeigt sich ein eindeuƟ ger Trend 
einer „AmbulanƟ sierung“.  

B. Welche Zugangsmöglichkeiten zu den Eingliederungshil-
fen gem. § 35a SGB VIII zeigen sich für junge Menschen? 
Aus welchen Lebenslagen kommen Adressat(inn)en der 
Eingliederungshilfen?

 • Bei der Gewährungspraxis von Eingliederungshilfen gem. 
§ 35a SGB VIII zeigen sich große Unterschiede zwischen 
den beiden Leistungssegmenten. Ambulante Eingliede-
rungshilfen erhalten hauptsächlich Jungen, die sich im 
Übergang von der Grundschule auf die weiterführende 
Schule bzw. zu Beginn der weiterführenden Schule befi n-
den. Das DurchschniƩ salter bei den ambulanten Eingliede-
rungshilfen beträgt 10,8 Jahre. Bei 27% der Adressat(inn)
en handelt es sich um Mädchen bzw. junge Frauen, deren 
Anteil seit 2008 sogar rückläufi g ist.  

 • Bei staƟ onären Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII 
gestaltet sich die Altersverteilung anders als in ambulan-
ten Seƫ  ngs. Mit einem DurchschniƩ salter von 14,7 Jah-
ren sind die jungen Menschen bei Beginn der Hilfe älter. 

Hier fällt der Anteil der Mädchen bzw. jungen Frauen mit 
38% im Jahr 2019 wesentlich höher aus als im ambulanten 
Leistungssegment, welcher seit 2008 zudem leicht ange-
sƟ egen ist.

 • Bei den Lebenslagen junger Menschen weisen Eingliede-
rungshilfen hinsichtlich der FamiliensituaƟ on, des Bezugs 
von Transferleistungen und des MigraƟ onshintergrundes 
jeweils Unterschiede im Vergleich zu den Adressat(inn)
en der Hilfen zur Erziehung auf. Das heißt grundsätzlich, 
dass die Anteile von Familien mit einem Alleinerziehen-
denstatus, Transferleistungsbezug oder solchen, die zu 
Hause vorrangig nicht die deutsche Sprache sprechen, im 
Vergleich zu den Hilfen zur Erziehung bei den „35a-Hilfen“ 
jeweils geringer ausfallen (vgl. Kap. 4).

 • Bei einer diff erenzierten Betrachtung der Lebenslagen zei-
gen sich wiederum Unterschiede zwischen dem ambulan-
ten und dem staƟ onären Bereich der Eingliederungshilfen. 
Die Anteile von Alleinerziehendenfamilien sowie Familien, 
die auf staatliche fi nanzielle Unterstützung angewiesen 
sind, sind im ambulanten Leistungssegment deutlich ge-
ringer als im staƟ onären Bereich. Mit einem Anteil von 
12% (ambulant) bzw. 9% (staƟ onär) bei Familien, die zu 
Hause nicht deutsch sprechen, fallen die Unterschiede 
hingegen geringer aus. An dieser Stelle deuten sich Paral-
lelen zur Erziehungsberatung an (12%). 

C. Bei welchen Problemlagen leisten Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII Hilfestellungen für junge Menschen 
und ihre Familien?

 • Eingliederungshilfen gem. § 35 SGB VIII werden haupt-
sächlich aufgrund von individuellen Problemlagen ge-
währt. Darunter sind Entwicklungsauff älligkeiten bzw. 
seelische Probleme des jungen Menschen die häufi gsten 
Ursachen. Schulische bzw. berufl iche Probleme spielen 
eine besonders große Rolle. Gleichwohl ist der Anteil bei 
Problemen im Kontext von Schule und Beruf seit 2008 als 
Hauptgrund rückläufi g, während die Auff älligkeiten im so-
zialen Verhalten des jungen Menschen anteilig an Bedeu-
tung gewonnen haben.

 • Trotz der rückläufi gen Entwicklung bei den schulischen 
Problemen werden diese noch als zweithäufi gster Grund 
für die Gewährung einer ambulanten Eingliederungshilfe 
gem. § 35a SGB VIII sowie als driƩ häufi gster im staƟ onä-
ren Bereich genannt. Eine „Schulnähe“ der Hilfe ist un-
verkennbar. Gerade im ambulanten Bereich sind dahinter 
die IntegraƟ onshelfer/-innen für die Begleitung junger 
Menschen zu vermuten, die in den letzten Jahren an Be-
deutung gewonnen haben (vgl. ism 2019: 76f.; Fendrich/
Pothmann/Tabel 2018: 47ff .). Markiert wird hierüber ein 
zentrales KooperaƟ onsfeld von Schule und Jugendhilfe, 
welches mitunter großes Konfl iktpotenzial um Bedarfe, 
Zuständigkeiten, unterschiedliche Wahrnehmungs- und 
Defi niƟ onsmuster sowie Arbeitsabläufe in sich birgt. 

Befunde
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D. Wie verlaufen Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII 
und wie zielgenau sind sie?

 • Bei den Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII wird 
nicht nur der Trend eines quanƟ taƟ ven, sondern auch ei-
nes qualitaƟ ven Ausbaus deutlich. Das triŏ   vor allem auf 
den ambulanten Bereich zu. Die Eingliederungshilfen ha-
ben in den letzten Jahren nicht nur an Intensität in Form 
einer Erhöhung der wöchentlichen Anzahl an Fachleis-
tungsstunden zugenommen. Es zeigt sich zudem ein Trend 
zu länger andauernden ambulanten Eingliederungshilfen. 
Womöglich sind diese Trends vor dem Hintergrund gesƟ e-
gener Anforderungen im Zuge der 2009 von Deutschland 
raƟ fi zierten UN-BehindertenrechtskonvenƟ on einzuord-
nen.

 • Gleichwohl stellt sich im Zuge der Coronapandemie seit 
Anfang März 2020 die Frage der Auswirkungen auf die 
Entwicklung der Fallzahlen im Allgemeinen, aber auch 
mit Blick auf deren Ausgestaltung (z.B. bei der Intensität, 
Ort der Durchführung) im Besonderen. Das gilt speziell im 
Kontext von Schule. Es gibt Hinweise, dass zwischenzeit-
liche Schulschließungen gravierende Veränderungen im 
Arbeitsalltag von Schulbegleitungen zur Folge haƩ en, die 
von modifi zierten Kontaktgestaltungen (z.B. über digitale 
Medien) bis hin zu reduzierten BeschäŌ igungsumfängen/
Kurzarbeit oder gar eingestellten Hilfen reichen (vgl. Henn 
et al. 2020). 

 • Die ambulanten Eingliederungshilfen werden überwie-
gend planmäßig beendet, und zwar in 2 von 3 Fällen. Da-
mit fällt die Quote der Eingliederungshilfen, die nach Plan 
abgeschlossen werden, höher aus als die für die Hilfen 
zur Erziehung, die über den Allgemeinen Sozialen Dienst 
organisiert werden (vgl. Kap. 4). Die Mehrzahl der staƟ -
onären Hilfen endet hingegen nicht nach Plan. Für beide 
Leistungsbereiche gilt aber ein rückläufi ger Trend bei den 
planmäßig beendeten Eingliederungshilfen. 

 • Die Unterschiede zwischen den beiden Leistungssegmen-
ten hinsichtlich der planmäßigen Beendigung lassen kei-
ne direkten Rückschlüsse auf die unterschiedliche Qua-
lität der Hilfen zu. Vielmehr ist zu berücksichƟ gen, dass 
die Problemlagen bei staƟ onären Eingliederungshilfen, 
wie z.B. Suchterkrankungen oder psychische Störungen 
wie „Borderline“, schwerwiegender sind als z.B. eine Le-
se-Rechtschreib-Schwäche, die im ambulanten Hilfespek-
trum zu verorten ist. Die relaƟ v hohen Abbruchquoten im 
staƟ onären Bereich liefern Indizien für ein weiteres mögli-
ches Konfl ikƞ eld im Bereich der Eingliederungshilfen, und 
zwar im Kontext der KooperaƟ on mit dem Gesundheits-
wesen im Allgemeinen und der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie im Besonderen. Darauf hat nicht zuletzt der 13. 
Kinder- und Jugendbericht hingewiesen (vgl. Deutscher 
Bundestag 2009). 

E. Mit welchen fi nanziellen Aufwendungen der öff entlichen 
Hand sind die Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII 
verbunden?

 • Die Ausgaben der öff entlichen Haushalte für Eingliede-
rungshilfen für Minderjährige mit (drohender) seelischer 
Behinderung (§ 35a SGB VIII) beliefen sich im Jahr 2019 
auf 1,93 Mrd. EUR. Analog zu der Fallzahlenentwicklung 
sind die Ausgaben für diese Leistung seit 2008 stark ge-

sƟ egen. Zwischen 2008 und 2019 haben sich die fi nanziel-
len Aufwendungen mehr als verdreifacht.

 • Pro Minderjährigem/-r wurden im Jahr 2019 141 EUR aus-
gegeben, während es im Jahr 2008 noch 42 EUR gewesen 
sind. 

F. Wie viele Kinder und Jugendliche erhalten Eingliede-
rungshilfen im Bereich der Sozialhilfe? Wie viel wird für 
diese Leistung für Minderjährige ausgegeben?

 • Im Jahr 2019 erhielten insgesamt 278.974 Minderjährige 
Leistungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Be-
hinderungen gemäß Kapitel 6 SGB XII. Von diesen erhiel-
ten 198.972 eine Eingliederungshilfe außerhalb von Ein-
richtungen und 103.537 eine Hilfe in einer Einrichtung.2 

 • Die heilpädagogischen Leistungen für Kinder, worunter 
unterschiedliche Unterstützungleistungen im Rahmen der 
Frühförderung zu fassen sind, nehmen den größten Anteil 
bei den Eingliederungshilfen bei einer körperlichen oder 
geisƟ gen Behinderung ein. Im Jahr 2019 wurden 188.416 
Leistungen gezählt. Das sind 19% mehr als 2008. 

 • Die Hilfen zum selbstbesƟ mmten Leben in betreuten 
Wohnmöglichkeiten als eine ebenfalls quanƟ taƟ v bedeu-
tende Leistungsart – wenn auch nicht in der Größenord-
nung wie die heilpädagogischen Leistungen und die Hilfen 
zu einer angemessenen Schulbildung – haben sich seit 
2010 um 13% auf 7.382 erhöht. In den Jahren 2018 und 
2019 sind die Fallzahlen besonders angesƟ egen (jeweils 
+7%).

 • Besonders ausgebaut wurden die Hilfen zu einer angemes-
senen Schulbildung, deren Spektrum von Unterstützung 
beim Schulbesuch bis hin zu Internatsunterbringungen 
für Gehörlose und Blinde reicht. Das Fallzahlenvolumen 
hat sich zwischen 2010 und 2019 um 38% erhöht. Diese 
Entwicklung betriŏ   allerdings ausschließlich die Hilfen, 
die außerhalb von Einrichtungen, also im Kontext von 
Schule staƪ  inden (vgl. Fendrich/Pothmann/Tabel 2021). 
Auch im Bereich der Eingliederungshilfe bei einer kör-
perlichen und geisƟ gen Behinderung zeichnet sich ein 
steigender Unterstützungsbedarf im schulischen Bereich 
ab. Mit Blick auf die zukünŌ ige inklusive Lösung und der 
damit einhergehenden Überführung der Leistungen unter 
das Dach der Kinder- und Jugendhilfe wird das Koopera-
Ɵ onsfeld Jugendhilfe und Schule damit noch weiter an 
Bedeutung gewinnen. Gleichwohl werden die aktuellen 
Herausforderungen der Coronapandemie auch in diesem 
Handlungsfeld – ähnlich wie in der Kinder- und Jugendhil-
fe im Allgemeinen und im Bereich der Schulbegleitung im 
Besonderen – erst einmal ihre Spuren hinterlassen.

Agathe Tabel/Sandra Fendrich

2 Da nicht alle Mehrfachnennungen bei mehreren unterschiedlichen Hil-
fearten desselben Minderjährigen in einem Jahr ausgeschlossen werden 
konnten, ist die Gesamtanzahl geringer als die Summe der Meldungen 
für Hilfen in und außerhalb von Einrichtungen (vgl. auch Fendrich/Poth-
mann/Tabel 2021). 



31

6. Kinder- und Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII)

Die Kinder- und Jugendarbeit (KJA) zeichnet sich gegenüber 
anderen Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe durch 
ein besonderes Maß an Heterogenität aus. Sie kann zumin-
dest für Außenstehende, aber mitunter auch für Insider viel-
schichƟ g, unübersichtlich und wenig geordnet wirken. „Mit 
Blick auf das Themenspektrum und die FaceƩ en ihrer Ange-
bote ist die Kinder- und Jugendarbeit von einer Breite und 
Vielfalt gekennzeichnet, die ihresgleichen sucht (…). In der 
Summe wird hier mit Blick auf die Jugendarbeit eine Vielfalt 
erkennbar, die fast schon damit zu kämpfen hat, überhaupt 
noch typische Gemeinsamkeiten beschreiben zu können“ 
(Rauschenbach 2009: 185).

Mit Verweis darauf hat sich die Kinder- und Jugendarbeit 
immer wieder besonders sperrig vor allem gegenüber einer 
quanƟ taƟ ven Erfassung gezeigt. Dennoch sind in den letzten 
beiden Jahrzehnten diesbezüglich Änderungen zu beobach-
ten. StaƟ sƟ ken werden vermehrt genutzt, um notwendige 
Prozesse einer Vergewisserung nach innen wie nach außen 
zu untermauern. Sie werden gebraucht für den wissen-
schaŌ lichen Erkenntnisgewinn, für die Unterstützung von 
Praxisentwicklung, aber auch für StandortbesƟ mmungen im 
poliƟ schen Raum – beispielsweise, um die behauptete ge-
sellschaŌ spoliƟ sche Relevanz belegen oder zumindest plau-
sibilisieren zu können (vgl. Corsa/Lindner/Pothmann 2018).

Daher ist auch die Kinder- und Jugendarbeit auf Formen ei-
ner konƟ nuierlichen empirischen Beobachtung angewiesen. 
Die amtliche Kinder- und JugendhilfestaƟ sƟ k (KJH-StaƟ sƟ k) 

ist hierzu inzwischen besser denn je in der Lage, einen Bei-
trag zu leisten. Erfasst werden über drei Erhebungen (a) die 
Ausgaben der öff entlichen GebietskörperschaŌ en, (b) die 
Einrichtungen und die dort täƟ gen Personen sowie (c) die 
öff entlich geförderten Angebote der Kinder- und Jugendar-
beit. Da die letztgenannte StaƟ sƟ k erst ab dem Berichtsjahr 
2015 eingeführt wurde, ist der Vergleichszeitraum hier kür-
zer als bei den anderen TeilstaƟ sƟ ken.

Die letztgenannte Erhebung nimmt eine wichƟ ge Dimension 
des Arbeitsfeldes neu in den Blick, auch wenn zu beachten 
ist, dass auch diese nur einen defi nierten Wirklichkeitsaus-
schniƩ  erfasst. „Kinder- und Jugendarbeit“ im Sinne dieser 
Erhebung meint nur einen Teil der Bildungs-, Freizeit-, Erho-
lungs- und Betreuungsangebote, die Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen unterbreitet werden: Gezählt 
werden nur öff entlich geförderte Angebote von anerkann-
ten Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, die inhaltlich § 11 
SGB VIII zugeordnet werden können. Nicht erfasst werden 
daher die zahlreichen weiteren Angebote von insbesondere 
zivilgesellschaŌ lich-gemeinnützigen, aber auch kommerzi-
ellen Akteuren, die ohne diese strukturelle und fi nanzielle 
Verankerung in der öff entlich verantworteten Kinder- und 
Jugendhilfe auskommen. Das können beispielsweise rein 
ehrenamtliche Jugendgruppen sowie vollständig selbst or-
ganisierte Jugendtreff s ohne eigene Förderung, aber auch 
Ministrantengruppen, gewerbliche Indoor-Spielplätze und 
vieles Weitere mehr sein.

6. Kinder- und Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2002/2006 2015/2016 2017/2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Inanspruchnahme von Angeboten
6.1     Off ene Angebote

6.1.1    Anzahl der Stammbesuchenden / 753.182 2015 881.219 2017 950.155 2019

6.1.2   Stammbesuchende pro 100 der 6- bis unter 
27-Jährigen in der Bevölkerung / 4,3% 2015 5,1% 2017 5,5% 2019

6.1.3 Median der Stammbesuchenden pro Angebot / 20 2015 18 2017 / 
6.1.4 Anteil der Angebote, die auch von unter 

10-Jährigen genutzt werden / 46,6% 2015 47,0% 2017 46,3% 2019

6.1.5 Anteil der Angebote, die auch von 18- bis unter 
27-Jährigen genutzt werden / 39,3% 2015 37,2% 2017 39,5% 2019

6.2 Gruppenbezogene Angebote
6.2.1 Anzahl der Teilnehmenden / 619.983 2015 841.363 2017 805.536 2019

6.2.2 Median der Teilnehmenden pro Angebot / 12 2015 13 2017 / 
6.2.3 Anteil der Teilnehmenden unter 10 Jahren / 26,5% 2015 29,7% 2017 31,1% 2019

6.2.4 Anteil der Teilnehmenden ab 18 Jahren / 17,3% 2015 16,4% 2017 16,1% 2019

Kennzahlen

Kontext
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6. Kinder- und Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2002/2006 2015/2016 2017/2018 2019
Stand Stand Stand Stand

6.3     Veranstaltungen und Projekte
6.3.1 Anzahl der Teilnehmenden von Freizeiten / 1.361.106 2015 1.514.364 2017 1.473.999 2019

6.3.2 Anzahl der Teilnehmenden an Fortbildungen 
und Seminaren / 669.404 2015 583.888 2017 622.321 2019

6.3.3 Anzahl der Teilnehmenden an (Groß-)Veran-
staltungen und sonsƟ gen Projekten / 4.019.106 2015 4.680.793 2017 4.735.948 2019

Angebote, Einrichtungen und Träger
6.4 Merkmale off ener Angebote

6.4.1 Anzahl der einrichtungsbezogenen Angebote / 16.815 2015 19.591 2017 19.730 2019

6.4.2 Anzahl der mobilen/aufsuchenden Angebote / 2.524 2015 2.839 2017 4.593 2019

6.4.3 Anzahl der 6- bis unter 27-Jährigen in der 
Bevölkerung pro Angebot / 904 2015 769 2017 704 2019

6.4.4 Anteil der Angebote mit mindestens 
5 Öff nungstagen pro Woche / 27,5% 2015 25,2% 2017 21,5% 2019

6.4.5 Anteil mit Themenschwerpunkt Spiel 
(ggf. neben anderen) / 48,2% 2015 46,9% 2017 44,8% 2019

6.4.6 Anteil mit mehr als einem Themen-
schwerpunkt / 67,4% 2015 66,6% 2017 / 

6.4.7 Anteil ohne festgelegten Themenschwerpunkt / 9,4% 2015 9,5% 2017 8,0% 2019

6.4.8 Anteil mit SchulkooperaƟ onen / 30,0% 2015 29,0% 2017 28,0% 2019

6.5 Merkmale gruppenbezogener Angebote
6.5.1 Anzahl der gruppenbezogenen Angebote / 23.841 2015 26.444 2017 26.475 2019

6.5.2 DurchschniƩ liche Anzahl der Gruppentreff en 
pro Monat / 4,4 2015 4,3 2017 4,4 2019

6.5.3 Anteil mit Themenschwerpunkt Spiel (ggf. 
neben anderen) / 34,3% 2015 37,0% 2017 33,8% 2019

6.5.4 Anteil mit mehr als einem Themen-
schwerpunkt / 60,1% 2015 61,6% 2017 / 

6.5.5 Anteil ohne festgelegten Themenschwerpunkt / 2,8% 2015 2,6% 2017 2,6% 2019

6.5.6 Anteil mit SchulkooperaƟ onen / 15,0% 2015 21,8% 2017 23,9% 2019

6.6 Merkmale von Veranstaltungen und Projekten
6.6.1 Anzahl der Freizeiten / 30.282 2015 34.486 2017 35.291 2019

6.6.2 Anzahl der Fortbildungen und Seminare / 26.182 2015 22.506 2017 23.655 2019

6.6.3 Anzahl sonsƟ ge Projekte und (Groß-)Veranstal-
tungen / 40.884 2015 41.398 2017 46.918 2019

6.6.4 Anteil der Veranstaltungen und Projekte mit 
SchulkooperaƟ onen / 15,0% 2015 14,5% 2017 14,6% 2019

6.6.5 Anteil der Angebote internaƟ onaler Jugend-
arbeit / 2,1% 2015 2,7% 2017 1,9% 2019

6.7 Träger von Angeboten
6.7.1 Anteil der off enen Angebote in freier Träger-

schaŌ / 59,5% 2015 57,9% 2017 59,0% 2019

6.7.2 Anteil der gruppenbezogenen Angebote in 
freier TrägerschaŌ / 74,9% 2015 71,2% 2017 70,8% 2019

6.7.3 Anteil der Veranstaltungen und Projekte in 
freier TrägerschaŌ / 74,3% 2015 71,8% 2017 70,0% 2019

6.7.4 Anzahl der öff entlichen Träger / 3.732 2015 4.795 2017 4.132 2019

6.7.5 Anzahl der freien Träger / 13.041 2015 14.143 2017 14.210 2019

Personal
6.8 Berufl iches Personal in Handlungsfeldern der Kinder- und Jugendarbeit

6.8.1 Anzahl des (berufl ichen) Personals 33.631 2006 30.302 2016 32.132 2018 /
6.8.2 Anteil  des Personals im Alter von unter 

30 Jahren 24,6% 2006 28,0% 2016 28,7% 2018 /

6.8.3 Anteil des Personals im Alter von 55 Jahren 
und älter 7,9% 2006 16,6% 2016 17,1% 2018 /

6.8.4 Anteil des weiblichen Personals 57,7% 2006 58,4% 2016 58,5% 2018 /
6.8.5 BeschäŌ igungsanteil ≥32 Wochenstunden 45,2% 2006 45,3% 2016 44,9% 2018 /



6. Kinder- und Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII) 

33

A. In welchem Umfang werden die öff entlich geförderten 
Angebote der Kinder- und Jugendarbeit genutzt?

 • Auch wenn längst nicht alle in Deutschland aufwachsen-
den 6- bis unter 27-Jährigen von den öff entlich geför-
derten Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit erreicht 
werden, zählt die KJH-StaƟ sƟ k alles in allem immerhin 8,6 
Mio. Teilnahmen pro Jahr. Dies schließt allerdings sehr un-
terschiedliche Teilnahmeformen ein, beispielsweise den 
einmaligen Besuch einer Großveranstaltung oder die spo-
radische Teilnahme an einem zeitlich befristeten Projekt 
(4,7 Mio. Teilnahmen), die im Jahresverlauf konƟ nuierli-
che Inanspruchnahme eines Gruppenangebots (805.536) 
oder auch den regelmäßigen Besuch eines off enen Ange-
bots (950.155). Letzteres nahmen im Jahr 2019 immerhin 
5,5% der 6- bis unter 27-Jährigen als sogenannte „Stamm-
besucher/-innen“ in Anspruch. 

 • Der Kreis der regelmäßig Nutzenden von Angeboten ist 
mit abhängig von der Art des Angebots. So ist die durch-
schniƩ liche Zahl von Stammbesuchenden off ener Ange-
bote (Median im Jahr 2017: 18 Personen) höher als die 
durchschniƩ liche Teilnehmendenzahl eines Gruppenan-
gebots (Median: 13), aber wiederum deutlich geringer als 
bei Projekten, Sportveranstaltungen oder auch Konzerten.

 • Die Gruppen junger Menschen, die Angebote der Kinder- 
und Jugendarbeit in Anspruch nehmen, sind unterschied-
lich. Jugendliche bilden nur einen Teil der Nutzenden von 
Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit. Mindestens 
ebenso bedeutend sind Kinder, und zwar nicht erst ab 10 
Jahren, sondern auch bereits im Grundschulalter. Von den 
off enen Angeboten werden 46,3% auch von unter 10-Jäh-
rigen genutzt. Bei gruppenbezogenen Angeboten lässt 
sich der Anteil der unter 10-Jährigen genau besƟ mmen: 
er beträgt 31,1%. Dies belegt einmal mehr, dass die gele-

gentlich noch verwende Kurzbezeichnung „Jugendarbeit“ 
für dieses Arbeitsfeld einen großen Teil der Nutzer/-innen 
unterschlägt und die Kinder mit zu bedenken sind. 

 • Darüber hinaus machen die Resultate deutlich, dass mit 
der Volljährigkeit eines jungen Menschen Angebote der 
Kinder- und Jugendarbeit weiterhin aƩ rakƟ v bleiben 
können: Bei 38,2% der off enen Angebote gehörten zu 
den Stammbesuchenden auch 18-Jährige und Ältere, bei 
Gruppenangeboten sind immerhin 16,1% der Mitglieder 
bereits volljährig.

B. Welche öff entlich geförderten Angebote machen die Trä-
ger der Kinder- und Jugendarbeit?

 • Die bemerkenswert große Zahl von 14.210 freien und 
4.132 öff entlichen Trägern führte im Jahr 2019 öff entlich 
geförderte Angebote der Kinder- und Jugendarbeit durch. 
Der Anteil der von freien Trägern durchgeführten Grup-
penangeboten sowie Veranstaltungen und Projekten liegt 
bei rund 70%. Für die off enen Angebote fällt die Quote 
freier Träger mit 59% etwas niedriger aus. Für diesen Be-
reich lässt sich also noch davon sprechen, dass öff entliche 
Träger vielfach noch die Verantwortung für ein eigenes 
„Regelangebot“ übernommen haben. 

 • Die Gesamtheit der in der StaƟ sƟ k erfassten anerkannten 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe hat im Jahre 2019 mit 
öff entlichen FördermiƩ eln 19.730 einrichtungsbezogene 
off ene Angebote im Rahmen der Kinder- und Jugendar-
beit durchgeführt sowie 4.593 mobile bzw. aufsuchende 
Angebote. Ferner fanden 26.475 regelmäßige gruppen-
bezogene Angebote staƩ . Hinzu kommen 35.291 Ferien-
freizeiten, 23.655 Aus- und Fortbildungen sowie 46.918 
sonsƟ ge Projekte, aber auch Feste, Konzerte und andere 

6. Kinder- und Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2002/2006 2015/2016 2017/2018 2019
Stand Stand Stand Stand

6.8.6 Anteil des Personals mit fachbezogenem 
Hochschulabschluss 40,7% 2006 45,9% 2016 45,2% 2018 /

6.8.7 Anteil der Angestellten mit befristeten 
Arbeitsverträgen 27,1% 2002 18,1% 2016 16,7% 2018 /

6.9 Ehrenamtliches Engagement in der Kinder- und Jugendarbeit
6.9.1 Anteil der Angebote mit Beteiligung von 

Ehrenamtlichen / 60,0% 2015 56,0% 2017 55,1% 2019

6.9.2 Anteil der Angebote, die ausschließlich von 
Ehrenamtlichen erbracht werden / 27,6% 2015 25,6% 2017 /

Ausgaben und Finanzierung
6.10            Öff entliche  Ausgaben für Kinder- und Jugendarbeit

6.10.1 Ausgaben insgesamt (in EUR) 1,4 Mrd. 2006 1,8 Mrd. 2016 1,9 Mrd. 2018 2,1 Mrd. 2019

6.10.2 Ausgaben pro 6- bis unter 27-J. in der 
Bevölkerung (in EUR) 74 2006 106 2016 115 2018 120 2019

6.10.3 Finanzierungsanteil Bund 11,0% 2006 16,1% 2016 21,3% 2018 21,3% 2019

Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt und FDZ der StaƟ sƟ schen Ämter des Bundes und der Länder: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Angebote der 
Jugendarbeit, Einrichtungen und täƟ ge Personen (ohne Tageseinrichtungen für Kinder), DOI: 10.21242/22531.2017.00.00.1.1.0; StaƟ sƟ sches Bundesamt: 
StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Ausgaben und Einnahmen; Bevölkerungsfortschreibung, Bildungsfi nanzberichterstaƩ ung; verschiedene Jahrgän-
ge; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de

Befunde
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(Groß-)Veranstaltungen. Einerseits eröff nen sich hierüber 
Potenziale für eine Förderung und Unterstützung junger 
Menschen, andererseits aber auch für Möglichkeiten der 
MitbesƟ mmung bis hin zu verbindlichen Engagement-For-
men. 

 • Die Ergebnisse der KJH-StaƟ sƟ k deuten allerdings auch 
darauf hin, dass vor allem die einrichtungsbezogenen 
Angebote der Kinder- und Jugendarbeit eine knappe Res-
source sind, die sich viele junge Menschen teilen müssen 
(704 der 6- bis unter 27-Jährigen in der Bevölkerung pro 
Angebot) und die oŌ  nur zu stark eingeschränkten Zei-
ten zur Verfügung steht. So haƩ e im Jahr 2019 nur etwas 
mehr als ein FünŌ el dieser Angebote (21,5%) mindestens 
5 Öff nungstage pro Woche. 

 • Die KooperaƟ onen mit Schulen haben für die Träger bei 
der Durchführung von Angeboten der Kinder- und Jugend-
arbeit eine hohe Bedeutung. Gleichwohl zeigen sich hier 
Unterschiede zwischen off enen Angeboten und Gruppen-
angeboten, aber auch Projekten und Veranstaltungen. Am 
häufi gsten wird im Rahmen der off enen Angebote mit 
mindestens einer Schule kooperiert – immerhin bei 28,0% 
der Angebote. Für Veranstaltungen und Projekte ist dieser 
Anteil mit 14,6% nur etwa halb so hoch, während er für 
Gruppenangebote zwischen 2015 und 2019 von 15% auf 
23,9% gesƟ egen ist. 

 • Die Angebote der Kinder- und Jugendarbeit sind in der Re-
gel nicht monothemaƟ sch. Vielmehr wird sowohl bei off e-
nen als auch bei gruppenbezogenen Angeboten für über 
60% mehr als ein Themenschwerpunkt angegeben. Am 
häufi gsten genannt werden spielbezogene Schwerpunkte. 
Angebote ohne eine themaƟ sche Schwerpunktsetzung 
sind sowohl bei off enen als auch bei gruppenbezogenen 
Angeboten die Ausnahme. 

 • Angebote der internaƟ onalen Jugendarbeit haƩ en mit 
1,9% einen niedrigen Anteil an allen öff entlich geförder-
ten Projekten und Veranstaltungen.

C. Welche personellen und fi nanziellen Ressourcen setzen 
öff entliche und freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
für die Kinder- und Jugendarbeit ein?

 • Die fi nanziellen Aufwendungen der öff entlichen Gebiets-
körperschaŌ en für die Kinder- und Jugendarbeit sind zwi-
schen 2006 und 2019 konƟ nuierlich auf zuletzt 2,1 Mrd. 
EUR gesƟ egen – teilweise auch aufgrund eines höheren 
fi nanziellen Beitrags des Bundes, der mit zuletzt 21,3% 
im Jahr 2019 fast doppelt so hoch war wie im Jahr 2006. 
Diese AnsƟ ege sind allerdings geringer als in anderen Ar-
beitsbereichen der Kinder- und Jugendhilfe (vgl. Kap. 2).

 • Rechnet man die Gesamtausgaben für die Angebote und 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit auf die Bevöl-
kerung der 6- bis unter 27-Jährigen um, entsprechen diese 
einem Betrag von 120 EUR, der von Bund, Ländern und 
Kommunen pro jungem Mensch und Jahr für diese Zwe-
cke verausgabt wurde. 

 • Die Zahl der BeschäŌ igten hat sich bis 2016 zunächst re-
duziert. Zwischen 2016 und 2018 ist allerdings wieder ein 
AnsƟ eg des Personals auf 32.212 zu beobachten. Das Ni-
veau des Referenzjahres 2006 (33.631) wurde aber zuletzt  
nicht mehr erreicht. 

 • Der Anteil vollzeitnaher BeschäŌ igungsverhältnisse mit 
mindestens 32 vertraglich vereinbarten Arbeitsstunden 
pro Woche betrug in allen hier betrachteten Jahren etwa 
45%.

 • Der Anteil befristeter Anstellungsverhältnisse ist im Beob-
achtungszeitraum steƟ g gesunken und betrug 2018 noch 
16,7%. 

 • Hinsichtlich der Zusammensetzung des Personals nach Al-
ter, Geschlecht und fachlicher Qualifi kaƟ on sind zwischen 
2016 und 2018 nur geringfügige Veränderungen festzu-
stellen.

 • Mit der StaƟ sƟ k zu den öff entlich geförderten Angeboten 
liegen miƩ lerweile auch Angaben zum ehrenamtlichen 
Engagement in der Kinder- und Jugendarbeit vor. Diese 
Angaben bestäƟ gen die hohe Bedeutung von Ehrenamt-
lichkeit bzw. Freiwilligenarbeit für das Arbeitsfeld. Bei 
immerhin 55,1% der in der StaƟ sƟ k erfassten Angebote 
wird die Mitwirkung von Ehrenamtlichen seitens der Trä-
ger angegeben. Mehr als jedes vierte Angebot ist sogar 
ausschließlich nur durch ein solches Engagement möglich 
gemacht worden.

D. Wie haben sich Angebote und Strukturen der Kinder- und 
Jugendarbeit im Kontext der Coronapandemie verän-
dert?

 • Erste Studien weisen auf Herausforderungen hin, denen 
sich öff entliche und freie Träger stellen mussten, um ihre 
Angebote an die Bedingungen von Kontaktbeschränkun-
gen anzupassen (vgl. Deinet/Sturzenhecker 2021). 

 • In zukünŌ igen Auswertungen der StaƟ sƟ ken zur Kinder- 
und Jugendarbeit werden sich einige Auswirkungen der 
Pandemie auch auf einer breiten und bundesweit einheit-
lichen Datenbasis nachzeichnen lassen, beispielsweise mit 
Blick auf das am 31.12.2020 beschäŌ igte Personal im Ver-
gleich zu 2018.

 • Besonders im Fokus dürŌ e außerdem zukünŌ ig auch die 
Frage nach neuen, digitalen oder hybriden Angebotsfor-
maten stehen. Diese werden durch die StaƟ sƟ k der An-
gebote der Kinder- und Jugendarbeit bisher nicht explizit 
erfasst. Umso wichƟ ger werden bei Analysen der Daten 
des Berichtsjahres 2021 Mikroanalysen werden, bei de-
nen – beispielsweise über das Merkmal des Ortes der 
Durchführung des Angebots, der bei digitalen Angeboten 
typischerweise „ortsungebunden“ sein dürŌ e – gezielt 
Veränderungen der Angebotsstrukturen untersucht wer-
den können.

Thomas Mühlmann
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7.  Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII)

Die Ausgestaltung von Aufgaben und Strukturen der Jugend-
sozialarbeit als Leistung der Kinder- und Jugendhilfe bezieht 
sich auf Regelungen des § 13 SGB VIII. Demnach werden im 
Rahmen der Jugendsozialarbeit sozialpädagogische Hilfen 
für junge Menschen zum Ausgleich sozialer Benachteiligun-
gen oder zur Überwindung individueller BeeinträchƟ gungen 
angeboten (vgl. Pringel 2018). Die Hilfen beziehen sich dabei 
auf die Förderung der schulischen und berufl ichen Ausbil-
dung, der Eingliederung in die Arbeitswelt sowie auf die För-
derung der sozialen IntegraƟ on (§ 13 Abs. 1 SGB VIII). Durch 
diese eher allgemeine Leistungsbeschreibung wird deutlich, 
dass die Jugendsozialarbeit zwischen allgemeiner Jugendför-
derung gemäß § 11 SGB VIII und den Hilfen zur Erziehung 
gemäß §§ 27ff . SGB VIII angesiedelt ist (vgl. Wiesner 2015, 
§ 13 RZ 1).

Für die Jugendsozialarbeit sind neben dem SGB VIII weite-
re Rechtskreise für die InsƟ tuƟ onalisierung einer Förderung 
und Unterstützung junger Menschen im Rahmen der ein-
schlägigen Handlungsfelder von zentraler Bedeutung: Im 
Rahmen der Berufsausbildung und des EinsƟ egs in den Ar-
beitsmarkt die Arbeitsverwaltung und das SGB III, im Bereich 
der Grundsicherung das SGB II und im Bereich der Schule 
– hier insbesondere der Schulsozialarbeit – greiŌ  zum Teil 
auch die Zuständigkeit der Schulämter bzw. die der Kultus-
ministerien und der entsprechenden Schulgesetze. 

Somit ist die Jugendsozialarbeit nicht ausschließlich auf die 
Kinder- und Jugendhilfe beschränkt, sondern reicht auch in 
die Bereiche der Schule, der Sozialhilfe und der Arbeitsför-
derung hinein. Aufgrund der unterschiedlichen Rechtskreise 
gibt es auch keine umfassende staƟ sƟ sche Erhebung aller 
Leistungsbereiche der Jugendsozialarbeit (vgl. Pothmann 
2014). 

Da sich der Kinder- und Jugendhilfereport vor allem auf die 
Datengrundlage der KJH-StaƟ sƟ k stützt, werden im Folgen-
den Strukturen und Leistungen der Jugendsozialarbeit im 
Zuständigkeitsbereich der Kinder- und Jugendhilfe, genauer 
des Rechtskreises SGB VIII berücksichƟ gt. Dabei werden al-
lerdings Überschneidungsbereiche und Anschlussstellen zu 
den Bereichen jenseits der Kinder- und Jugendhilfe zumin-
dest benannt, soweit das in diesem Rahmen möglich ist.

Geht man von der KJH-StaƟ sƟ k aus, so setzt sich das Arbeits-
feld Jugendsozialarbeit im Sinne des § 13 SGB VIII aus fol-
genden Aufgaben respekƟ ve Arbeitsbereichen der Beschäf-

Ɵ gten zusammen: „ausbildungsbezogene Jugendsozialarbeit 
gemäß § 13 Abs. 1 und 2 SGB VIII, unterkunŌ sbezogene 
Jugendsozialarbeit gemäß § 13 Abs. 3 SGB VIII, Schulsozial-
arbeit an Schulen, Eingliederungsarbeit für Migranten und 
MigranƟ nnen“ (StaƟ sƟ sche Ämter des Bundes und der Län-
der 2020: 9). Auch wenn zum Teil die exakte Bezeichnung 
der Merkmalsausprägungen diskussionswürdig ist, bei-
spielsweise mit Blick auf die Tautologie „Schulsozialarbeit an 
Schulen“ oder auch die Bedeutung der Formulierung einer 
Eingliederungsarbeit für Migrant(inn)en staƩ  beispielsweise 
Angebote und Projekte für Zugewanderte zur Unterstützung 
der IntegraƟ on oder zur Ermöglichung von Teilhabe für jun-
ge Menschen mit einem MigraƟ onshintergrund, so umfasst 
die KJH-StaƟ sƟ k mit den oben genannten Diff erenzierungen 
zwar nicht alle, aber zentrale Handlungsfelder (vgl. dazu z.B. 
Pringel 2018: 741ff .).

Innerhalb der KJH-StaƟ sƟ k spielt die Jugendsozialarbeit inso-
fern eine untergeordnete Rolle, als dass sich die Datenbasis 
für das Arbeitsfeld im Vergleich zu anderen – beispielsweise 
Kinder- und Jugendarbeit oder auch Hilfen zur Erziehung – 
schmal darstellt. So fehlen nicht nur relevante Handlungs-
felder wie die mobilen Angebote, sondern beispielsweise 
auch Angaben zu den konkreten Angeboten und Leistungen 
sowie InformaƟ onen über die jungen Menschen, die diese 
Angebote und Leistungen in Anspruch nehmen. Die KJH-Sta-
Ɵ sƟ k beschränkt sich auf die Erfassung der Einrichtungen, 
Plätze und der täƟ gen Personen sowie die Ausgaben der 
öff entlichen Haushalte für Leistungen gemäß § 13 SGB VIII. 
Da hierzu die aktuellsten Daten für das Jahr 2018 vorliegen, 
können an dieser Stelle bislang – wie für die meisten ande-
ren Arbeitsfelder der Kinder- und Jugendhilfe auch – auch 
keine Aussagen zu etwaigen Entwicklungen zu Beginn der 
Coronapandemie getroff en werden.

Die über die KJH-StaƟ sƟ k erfassten zentralen Aufgabenbe-
reiche der Jugendsozialarbeit sind sowohl in der konkreten 
Ausgestaltung der Angebote als auch hinsichtlich ihrer Ad-
ressat(inn)en sehr heterogen. Gesamtbetrachtungen sind 
daher stets mit dem Risiko verbunden, dass diesbezüglich 
zu beobachtende Veränderungen zu einem großen Teil oder 
sogar vollständig auf Entwicklungen in einzelnen Bereichen 
zurückzuführen sind. Deshalb werden für die kennzahlenge-
stützte Darstellung auch einzelne Bereiche der Jugendsozial-
arbeit, die über die KJH-StaƟ sƟ k erfasst werden, präsenƟ ert.

Kontext
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7. Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2006 2016 2018
Stand Stand Stand

Jugendsozialarbeit im Überblick
7.1 Anzahl des Personals 6.190 2006 11.069 2016 12.731 2018

7.2 Anzahl der Vollzeitäquivalente (VZÄ) 4.448 2006 7.866 2016 8.979 2018

7.2.1 Anteil der ausbildungsbezogenen Jugendsozialarbeit 
(§ 13 Abs. 1 und 2 SGB VIII) 55,4% 2006 29,1% 2016 25,7% 2018

7.2.2 Anteil der Schulsozialarbeit 11,9% 2006 51,0% 2016 52,4% 2018

7.2.3 Anteil der unterkunŌ sbezogenen Jugendsozialarbeit 
(§ 13 Abs. 3 SGB VIII) 25,6% 2006 11,4% 2016 12,3% 2018

7.2.4 Anteil der Eingliederungsarbeit für Migrant(inn)en 6,9% 2006 8,6% 2016 9,5% 2018

7.3 Anzahl der 6- bis unter 25-Jährigen in der Bevölkerung pro VZÄ 3.553 2006 1.827 2016 1.626 2018

Ausbildungsbezogene Jugendsozialarbeit
7.4 Anzahl des Personals 3.186 2006 3.088 2016 3.275 2018

7.4.1 Anteil des weiblichen Personals 55,6% 2006 60,9% 2016 63,5% 2018

7.4.2 Anteil des Personals im Alter von 55 Jahren und älter 13,7% 2006 24,1% 2016 25,7% 2018

7.4.3 Anteil des Personals mit fachbezogenem Hochschulabschluss 41,6% 2006 52,5% 2016 53,9% 2018

7.4.4 Anteil des Personals mit 32 Wochenstunden und mehr 64,5% 2006 57,7% 2016 56,8% 2018

7.5 Anzahl der Vollzeitäquivalente 2.467 2006 2.286 2016 2.480 2018

Schulsozialarbeit
7.6 Anzahl des Personals 1.751 2006 5.600 2016 6.676 2018

7.6.1 Anteil des weiblichen Personals 73,2% 2006 77,1% 2016 77,5% 2018

7.6.2 Anteil des Personals im Alter von 55 Jahren und älter 6,7% 2006 12,6% 2016 13,5% 2018

7.6.3 Anteil des Personals mit fachbezogenem Hochschulabschluss 67,7% 2006 86,4% 2016 85,1% 2018

7.6.4 Anteil des Personals mit 32 Wochenstunden und mehr 43,9% 2006 44,4% 2016 42,6% 2018

7.7 Anzahl der Vollzeitäquivalente 1.140 2006 4.008 2016 4.615 2018

Unterkun  sbezogene Jugendsozialarbeit
7.8 Anzahl des Personals 751 2006 1.372 2016 1.570 2018

7.8.1 Anteil des weiblichen Personals 63,1% 2006 61,3% 2016 57,6% 2018

7.8.2 Anteil des Personals im Alter von 55 Jahren und älter 15,4% 2006 27,6% 2016 27,1% 2018

7.8.3 Anteil des Personals mit fachbezogenem Hochschulabschluss 24,6% 2006 25,9% 2016 27,7% 2018

7.8.4 Anteil des Personals mit 32 Wochenstunden und mehr 61,8% 2006 55,8% 2016 55,8% 2018

7.9 Anzahl der Vollzeitäquivalente 532 2006 895 2016 1.055 2018

Eingliederungsarbeit  für Migrant(inn)en
7.10 Anzahl des Personals 502 2006 1.009 2016 1.210 2018

7.10.1 Anteil des weiblichen Personals 70,9% 2006 71,3% 2016 71,7% 2018

7.10.2 Anteil des Personals im Alter von 55 Jahren und älter 12,7% 2006 22,5% 2016 24,5% 2018

7.10.3 Anteil des Personals mit fachbezogenem Hochschulabschluss 53,6% 2006 62,1% 2016 61,7% 2018

7.10.4 Anteil des Personals mit 32 Wochenstunden und mehr 46,6% 2006 49,5% 2016 46,3% 2018

7.11 Anzahl der Vollzeitäquivalente 309 2006 676 2016 829 2018

Ausgaben
7.12 Ausgaben der öff entlichen Hand in EUR 0,24 Mrd. 2006 0,57 Mrd. 2016 0,66 Mrd. 2018

7.13 Anteil an den Gesamtausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe 1,2% 2006 1,3% 2016 1,3% 2018

7.14 Ausgaben pro 6- bis unter 25-Jährigem in EUR 15 2006 39 2016 46 2018

Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Einrichtungen und täƟ ge Personen; Ausgaben und Einnahmen der Kinder- und 
Jugendhilfe; verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de

Kennzahlen
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A. Wie stellen sich die unterschiedlichen Aufgabenbereiche 
der Jugendsozialarbeit in der Zuständigkeit der Kinder- 
und Jugendhilfe aktuell dar, und welche Entwicklungen 
sind zu beobachten? 

 • Die vier zentralen Aufgabenbereiche der Jugendsozialar-
beit stellen sich sehr unterschiedlich dar. Insgesamt bildet 
die Schulsozialarbeit den größten BeschäŌ igungsbereich 
innerhalb der Jugendsozialarbeit. Dieser ist während des 
letzten Jahrzehnts deutlich gewachsen. Wie sich dieser 
Bereich weiter entwickeln wird, wird stark davon abhän-
gen, ob es gelingt, eine einheitliche Zuständigkeit der 
Schulsozialarbeit in der Kinder- und Jugendhilfe zu veran-
kern. Bislang ist die LandschaŌ  der Anstellungsträger der 
Schulsozialarbeit bundesweit (aber z.T. auch innerhalb der 
Länder) äußerst heterogen, was neben einer Aufgaben- 
und Leistungsklärung auch die staƟ sƟ sche Erfassung der 
an Schulen beschäŌ igten Personen außerhalb des Unter-
richtes deutlich erschwert. 

 • Hinzu kommt als zusätzliche Herausforderung für eine 
belastbare Datengrundlage das miƩ lerweile breite Spek-
trum sozialpädagogischer Angebote an Schulen, das nicht 
gleichbedeutend mit dem Handlungsfeld der Schulsozial-
arbeit bzw. einer schulbezogenen Jugendsozialarbeit ist. 

 • Vor dem Hintergrund des geplanten Rechtsanspruchs auf 
einen Ganztagsplatz und der zunehmenden Zeit, die Kin-
der und Jugendliche am Ort Schule verbringen, ist davon 
auszugehen, dass der Bedarf an unterstützendem (sozial)
pädagogisch ausgebildeten Personal an Schulen in den 
kommenden Jahren weiter steigen wird. 

 • Zunehmende personelle Ressourcen sind seit 2006 
auch für den Bereich der Eingliederungsarbeit für 
Migrant(inn)en sowie für die unterkunŌ sbezogene Ju-
gendsozialarbeit zu beobachten, wobei diese Entwicklun-
gen sicherlich auch vor dem Hintergrund der gesƟ egenen 
Zuwanderung insbesondere MiƩ e und in der zweiten 
HälŌ e der 2010er-Jahre zu sehen sind, sich aber in den 
nächsten Jahren zumindest nicht mehr mit der bisherigen 
Dynamik weiter fortsetzen wird.

 • Schließlich zeigt sich – anders als noch zwischen 2006 und 
2016 – zwischen 2016 und 2018 ein BeschäŌ igungszu-
wachs bei der ausbildungsbezogenen Jugendsozialarbeit. 
Dies könnte auf eine Stärkung bzw. bessere Ressourcen-
ausstaƩ ung von Angeboten der Jugendberufshilfe hinwei-
sen.

 • Insgesamt bleibt abzuwarten, welchen Einfl uss die Coro-
napandemie auf die Aufgabenbereiche und Entwicklun-
gen in der Jugendsozialarbeit hat bzw. haben wird. So 
könnten beispielsweise an die ausbildungsbezogene Ju-
gendsozialarbeit zusätzliche Anforderungen entstehen, da 
die Ausbildungssuche und entsprechende Unterstützung 
besondere Herausforderungen darstellen (vgl. z.B. Koope-
raƟ onsverbund Jugendsozialarbeit 2020). Die alltägliche 
Förderung und Unterstützung von (schulpfl ichƟ gen) Kin-

dern und Jugendlichen und deren Schutz vor Gefährdung 
in Zeiten von Schulschließungen haben sicherlich auch die 
Aufgabenbereiche der Schulsozialarbeit verändert. Zwar 
liegen hierzu kaum empirische Befunde vor, jedoch geben 
erste SystemaƟ sierungen von Praxisberichten, Erfahrungs-
berichten und Tools Hinweise zu UmsetzungsalternaƟ ven 
der bestehenden Aufgaben während der Pandemie (vgl. 
z. B. Forum-Transfer 2021) und verdeutlichen derzeiƟ ge 
Herausforderungen.

B. In welchem Umfang sind FachkräŌ e in den Teilgebieten 
der Jugendsozialarbeit beschäŌ igt, und wodurch sind 
diese gekennzeichnet?

 • Die Anzahl der FachkräŌ e hat in den letzten 12 Jahren er-
heblich zugelegt, insbesondere im Bereich der Schulsozial-
arbeit hat sich das Personalvolumen fast vervierfacht. 

 • Im Vergleich zu 2006 zeigt sich dabei ein steigender Anteil 
älterer Mitarbeiter/-innen. Dies deutet darauf hin, dass 
die FachkräŌ e in diesem Berufsfeld verblieben sind bzw. 
verbleiben. 

 • Auff ällig ist, dass die BeschäŌ igten, sieht man einmal von 
der unterkunŌ sbezogenen Jugendsozialarbeit ab, in ho-
hem Maße über einschlägige sozialpädagogische Hoch-
schulabschlüsse verfügen. Im Bereich der Schulsozialar-
beit waren dies 2018 rund 85%, sodass das Lehrpersonal 
an Schulen mit einem gleichermaßen hochschulqualifi -
zierten Personal zusammenarbeiten kann. 

 • Mit Ausnahme der unterkunŌ sbezogenen Jugendsozial-
arbeit zeigt sich aktuell ein leichter Rückgang des Anteils 
der Personen, die 32 und mehr Wochenstunden beschäf-
Ɵ gt sind. Hier gilt es kriƟ sch zu hinterfragen, ob geringe-
re BeschäŌ igungsumfänge seitens der BeschäŌ igten ge-
wünscht sind und den Adressat(inn)en eine ausreichende 
Leistungs- und Angebotsvielfalt zur Verfügung gestellt 
wird.

C. Wie hoch sind aktuell die öff entlichen Ausgaben für die 
Jugendsozialarbeit aus den Etats der Kinder- und Jugend-
hilfe?

 • Die öff entlichen Ausgaben der Kinder- und Jugendhilfe 
für die Jugendsozialarbeit sind steigend, nehmen auch 
überproporƟ onal zu, aber dennoch im Vergleich zu den 
anderen Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe mit 
einem Anteil von 1,3% sehr gering. Dies begründet sich 
aber vor allem durch die dargelegten Abgrenzungs- und 
Überschneidungsprobleme zu anderen Rechtskreisen

Katharina Kopp/Jens Pothmann

Befunde
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8. Gefährdungseinschätzungen zum Schutz von Kindern und 
Jugendlichen (§ 8a SGB VIII)

Für das sichere Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
und die Verwirklichung ihrer Rechte auf Erziehung und Ent-
wicklung sind an erster Stelle ihre Eltern verantwortlich. Der 
Staat unterstützt und fördert dies – unter anderem mit Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe. Dennoch können Kinder 
und Jugendliche Gefahren für ihr Wohl in Form von Vernach-
lässigung, Misshandlung oder sexueller Gewalt ausgesetzt 
sein. Diese können auch von den Eltern oder anderen Per-
sonen ausgehen, die eigentlich für den Schutz des Kindes 
sorgen müssten. Daher ist ein organisierter Kinderschutz im 
engeren Sinne erforderlich, der dort akƟ v wird, wo die priva-
te Verantwortung nicht erfüllt wird oder sie nicht ausreicht. 

Für diese Form des Kinderschutzes, der sich in einem Span-
nungsfeld von Hilfe und Kontrolle bewegt, müssen Anhalts-
punkte für mögliche Kindeswohlgefährdungen erkannt, 
richƟ g eingeschätzt und geeignete Gegenmaßnahmen zum 
Schutz des Kindes oder des/der Jugendlichen ergriff en wer-
den. Alle Personen und InsƟ tuƟ onen, die mit jungen Men-
schen oder deren Umfeld in Kontakt stehen, tragen eine 
Mitverantwortung dafür, Anzeichen für solche Gefährdun-
gen wahrzunehmen und im Sinne des Kinderschutzes akƟ v 
zu werden. Dies können Familienangehörige, Nachbarn, 
ÄrzƟ nnen und Ärzte, LehrkräŌ e, PolizeibeamƟ nnen und -be-
amte, Mitarbeiter/-innen von Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe u.v.m. sein. Allerdings ist die Einschätzung, ob 
Kinder oder Jugendliche gefährdet sind, nicht nur in hohem 
Maße von veränderlichen Werten und Normen abhängig, 
sondern sie erfordert mitunter auch spezielles Fachwissen. 
Anspruchsvoll ist auch die Aufgabe, geeignete Maßnahmen 
zu ergreifen, die die Betroff enen eff ekƟ v schützen und deren 
Interessen am besten wahrnehmen. In diesem Zusammen-
hang sind manchmal auch hoheitliche IntervenƟ onen gegen 
den Willen der PersonensorgeberechƟ gten notwendig.

Dem Jugendamt kommt als Fachbehörde mit hoheitlichen 
Befugnissen daher eine Letztverantwortung im Sinne einer 
Garantenstellung für den Schutz von Kindern und Jugendli-
chen zu. Dies betriŏ   sowohl Minderjährige, die in Familien 
leben, als auch Kinder und Jugendliche, die durch die Kinder- 
und Jugendhilfe außerhalb ihrer Familie in Pfl egefamilien 
oder Einrichtungen betreut werden. Die damit verbundene 
Pfl icht, bei allen gewichƟ gen Anhaltspunkten für Gefährdun-
gen unter 18-Jähriger täƟ g zu werden, das Risiko fachlich im 
Zusammenwirken mehrerer FachkräŌ e einzuschätzen und 
dazu gegebenenfalls weitere InformaƟ onen zu beschaff en 
sowie im Bedarfsfall geeignete Schutzmaßnahmen oder Hil-
fen bereitzustellen, wurde im Jahr 2005 mit Einführung des 
§ 8a SGB VIII gesetzlich noch deutlicher hervorgehoben und 
klargestellt. 

Fachlich zuständig für die Risikoeinschätzung und Entschei-
dung unter Beachtung dieser Regeln ist zumeist der Allge-

meine Soziale Dienst (ASD) im Jugendamt; gelegentlich gibt 
es hierfür auch spezialisierte Kinderschutzdienste. Aber 
auch die Mitverantwortung freier Träger sowie der Perso-
nensorgeberechƟ gten benennt § 8a SGB VIII explizit. Ver-
bunden wurde dies mit – für bundesgesetzliche Regelungen 
– vergleichsweise detaillierten VerfahrensvorschriŌ en. Dies 
sollte verhindern, dass Handlungs- oder Rechtsunsicher-
heit bei FachkräŌ en dazu führt, dass nicht ausreichend zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen gehandelt wird (vgl. 
Deutscher Bundestag 2004: 30). 

Deutlich wird insgesamt, dass der Gesetzgeber von den Ju-
gendämtern erwartet, dass erstens möglichst alle gewichƟ -
gen Anhaltspunkte über mögliche Kindeswohlgefährdungen 
wahr- und ernst genommen werden, zweitens diese Infor-
maƟ onen gemäß etablierter fachlicher Standards bewertet 
werden und driƩ ens durch die anschließenden Maßnahmen 
das Wohl der betroff enen Kinder und Jugendlichen eff ekƟ v 
geschützt wird.

Seit dem Jahr 2012 erfasst die KJH-StaƟ sƟ k die hier kurz als 
„8a-Verfahren“1 bezeichneten TäƟ gkeiten des Jugendamtes, 
die in § 8a Abs. 1 SGB VIII geregelt werden, in einer eigenen 
Erhebung. Ein solches 8a-Verfahren beginnt, sobald dem Ju-
gendamt „gewichƟ ge Anhaltspunkte“ für eine Gefährdung 
bekannt werden. Dass ein Jugendamt Anhaltspunkte als „ge-
wichƟ g“ einschätzt, ist somit eine erste Bedingung für das 
weitere Verfahren. Im weiteren Verlauf des ergebnisoff enen 
8a-Verfahrens schätzt das Jugendamt das Gefährdungsrisiko 
für den oder die betroff ene/n Minderjährige/n im Zusam-
menwirken mehrerer FachkräŌ e ein. Dazu sprechen diese 
beispielsweise mit den Betroff enen und führen in den meis-
ten Fällen auch einen Hausbesuch durch (vgl. Mühlmann/
Pothmann/Kopp 2015: 95f.). Ein 8a-Verfahren endet mit 
der Feststellung des Jugendamtes, ob und inwieweit das 
Wohl des betroff enen Kindes oder Jugendlichen gefährdet 
ist und ob ein Hilfebedarf besteht. Wenn im Folgenden von 
„festgestellten Gefährdungen“ gesprochen wird, meint dies 
das entsprechende Ergebnis dieser Einschätzung durch die 
zuständigen FachkräŌ e des Jugendamtes. Es ist aber auch 
möglich, dass sich die Vermutung nicht bestäƟ gt und das 
8a-Verfahren somit mit der Feststellung endet, dass keine 
akute Gefährdung vorliegt.

1 Die offi  zielle Bezeichnung für das 8a-Verfahren lautet „Gefährdungs-
einschätzung“. Aufgrund der Verwechslungsgefahr mit dem Anteil der 
8a-Verfahren, bei denen ein ursprünglicher Verdacht bestäƟ gt und von 
Amts wegen eine Gefährdung festgestellt wurde, wird im Fließtext zur 
besseren Unterscheidbarkeit der umgangssprachliche Begriff  „8a-Ver-
fahren“ verwendet, der ihre Ergebnisoff enheit verdeutlicht.

Kontext
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8. Gefährdungseinschätzungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen (§ 8a SGB VIII)
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2013 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

8.1     8a-Verfahren durch Jugendämter
8.1.1    Anzahl der 8a-Verfahren 115.687 2013 136.925 2016 157.271 2018 173.029 2019

8.1.2   8a-Verfahren pro 10.000 der unter 18-Jährigen 
in der Bevölkerung 88,5 2013 101,6 2016 115,7 2018 126,5 2019

8.2 Ergebnisse der 8a-Verfahren
8.2.1 Anteil mit akuter Kindeswohlgefährdung 14,9% 2013 15,8% 2016 16,2% 2018 15,9% 2019

8.2.2 Anteil mit latenter Kindeswohlgefährdung 18,5% 2013 17,7% 2016 15,9% 2018 16,2% 2019

8.2.3 Anteil ohne Gefährdung, aber mit Hilfebedarf 32,7% 2013 34,1% 2016 34,2% 2018 33,7% 2019

8.2.4 Anteil weder mit Gefährdung noch mit Hilfe-
bedarf 33,9% 2013 32,5% 2016 33,7% 2018 34,2% 2019

8.3     Festgestellte akute/latente Gefährdungen
8.3.1 Anzahl festgestellter Gefährdungen 38.622 2013 45.777 2016 50.412 2018 55.527 2019

8.3.2 Darunter: Anteil mit Anzeichen für 
Vernachlässigung 64,9% 2013 61,1% 2016 60,4% 2018 58,5% 2019

8.3.3 Darunter: Anteil mit Anzeichen für körperliche 
Misshandlung 23,2% 2013 25,7% 2016 25,9% 2018 27,1% 2019

8.3.4 Darunter: Anteil mit Anzeichen für psychische 
Misshandlung 25,8% 2013 28,4% 2016 30,9% 2018 32,0% 2019

8.3.5 Darunter: Anteil mit Anzeichen für sexuelle 
Gewalt 4,8% 2013 4,4% 2016 4,9% 2018 5,4% 2019

8.3.6 Festgestellte Gefährdungen pro 10.000 der 
unter 18-Jährigen in der Bevölkerung 29,6 2013 34,0 2016 37,1 2018 40,6 2019

8.4     8a-Verfahren bei unter 3-Jährigen
8.4.1 Anteil an allen 8a-Verfahren 24,6% 2013 23,2% 2016 23,2% 2018 21,9% 2019

8.4.2 8a-Verfahren pro 10.000 der unter 3-Jährigen 
in der Bevölkerung 139,7 2013 138,1 2016 153,0 2018 159,3 2019

8.5     MiƩ eilende Personen/InsƟ tuƟ onen
8.5.1 Anteil der 8a-Verfahren aufgrund der IniƟ aƟ ve 

der Betroff enen 9,4% 2013 9,2% 2016 8,9% 2018 9,6% 2019

8.5.2 Anteil der 8a-Verfahren aufgrund der IniƟ aƟ ve 
von Privatpersonen (ohne Betroff ene) 31,4% 2013 27,2% 2016 26,4% 2018 24,9% 2019

8.5.3 Anteil der 8a-Verfahren aufgrund der IniƟ aƟ ve 
von FachkräŌ en und InsƟ tuƟ onen 59,2% 2013 63,6% 2016 64,7% 2018 66,0% 2019

8.6     Anteil der festgestellten akuten/latenten 
Gefährdungen, deren Betroff ene keine 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nutzten

47,1% 2013 49,8% 2016 48,4% 2018 50,3% 2019

8.7     Anteil der festgestellten akuten Gefährdungen, 
die hoheitliche IntervenƟ onen auslösten / 46,4% 2016 44,9% 2018 44,9% 2019

8.8     Festgestellte akute/latente Gefährdungen während Vollzeitpfl ege oder Heimerziehung
8.8.1 Anzahl festgestellter Gefährdungen 1.075 2013 1.224 2016 1.448 2018 1.466 2019

8.8.2 Anteil betroff ener Unterbringungen 0,7% 2013 0,6% 2016 0,6% 2018 0,8% 2019

Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt und FDZ der StaƟ sƟ schen Ämter des Bundes und der Länder: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Gefährdungs-
einschätzungen nach § 8a Abs. 1 SGB VIII, Erzieherische Hilfe, Eingliederungshilfe, Hilfe für junge Volljährige, Bevölkerungsfortschreibung; verschiedene 
Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de

Kennzahlen
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A. Wie häufi g überprüfen Jugendämter vermutete Kindes-
wohlgefährdungen im Rahmen von 8a-Verfahren, und 
wie groß ist der Anteil festgestellter Gefährdungen?

 • Akute oder latente GefährdungssituaƟ onen, die die Ju-
gendämter feststellen, betreff en insgesamt bis zu 40,6 
von 10.000 unter 18-Jährigen, also 0,4% der Minderjäh-
rigen in Deutschland; das entspricht rund 56.000 Gefähr-
dungsfällen. Diese festgestellten Gefährdungen können 
auch als „Hellfeld“ bezeichnet werden, weil sie für öff ent-
liche Akteure sichtbar sind und entsprechenden ReakƟ o-
nen möglich werden. 

 • Da nicht alle Gefährdungen, denen Kinder und Jugendli-
che ausgesetzt sind, dem Jugendamt bekannt und staƟ s-
Ɵ sch erfasst werden, liegt ein nicht näher besƟ mmbarer 
Teil der Gefährdungen im „Dunkelfeld“. Die KJH-StaƟ s-
Ɵ k kann daher keine AussagekraŌ  über das tatsächliche 
Ausmaß an Gefährdungen besitzen, denen Kinder und 
Jugendliche ausgesetzt sind. Aus methodischen Gründen 
kann sie nicht mit anderen Forschungsergebnissen zur 
Prävalenz von Vernachlässigungs-, Misshandlungs- oder 
Missbrauchserfahrungen in Beziehung gesetzt werden.
Die bis 2019 steƟ g steigende Zahl der jährlichen 8a-Ver-
fahren auf zuletzt rund 173.000 Meldungen könnte auf 
eine wachsende Sensibilität in der Bevölkerung, eine ver-
besserte professionelle KooperaƟ on im Kinderschutz und 
auch auf die qualitaƟ ve Weiterentwicklung der Kinder-
schutzpraxis im Jugendamt zurückgehen; allerdings kann 
dies auch einen realen AnsƟ eg der Fälle in der Bevölke-
rung anzeigen. Nicht zuletzt scheint sich auch die Vollstän-
digkeit der staƟ sƟ schen Erfassung zu verbessern, sodass 
ein Teil des AnsƟ egs auch durch die Verringerung von 
Untererfassungen zu erklären ist. Aber auch ein tatsäch-
licher AnsƟ eg von Minderjährigen, die von Gefährdungen 
betroff en sind, kann nicht ausgeschlossen werden.

 • Wenn akute oder latente Gefährdungen festgestellt wur-
den, gaben die Jugendämter als Grund am häufi gsten 
Anzeichen für Vernachlässigung an (58,5%), seltener Hin-
weise auf physische (27,1%) oder psychische Misshand-
lung (32,0%). Anzeichen für sexuelle Gewalt wurden mit 
Abstand am seltensten vermerkt – in rund 5,4% der Fälle, 
in denen eine Gefährdung festgestellt wurde.

 • Mit der aus Sicht des Jugendamtes eindeuƟ gen Feststel-
lung einer Kindeswohlgefährdung – in Tabellenveröff ent-
lichungen des StaƟ sƟ schen Bundesamts als „akute Kin-
deswohlgefährdung“ bezeichnet – endeten 15,9% der 
8a-Verfahren des Jahres 2019. Etwas häufi ger geben die 
Jugendämter an, dass ein 8a-Verfahren kein eindeuƟ ges 
Ergebnis erbrachte: In 16,2% der 8a-Verfahren konnte der 
Verdacht einer Kindeswohlgefährdung weder eindeuƟ g 
bestäƟ gt noch ausgeschlossen werden („latente Kindes-
wohlgefährdung“). Ein DriƩ el aller 8a-Verfahren (33,7%) 
endete mit der Feststellung, dass zwar keine Kindeswohl-
gefährdung, aber ein Hilfe- oder Unterstützungsbedarf der 
Betroff enen bestand. In den übrigen 8a-Verfahren (34,2%) 
stellte das Jugendamt weder eine Gefährdung noch einen 
Hilfebedarf fest. 

B. In welchem Umfang werden auch Kleinkinder unter 3 Jah-
ren von Jugendämtern in den Blick genommen, die be-
sonders schutzbedürŌ ig sind und sich häufi g noch nicht 
in insƟ tuƟ onalisierten Betreuungsseƫ  ngs befi nden, in 
denen mögliche Gefährdungen auff allen könnten?

 • Dass Kleinkinder unter 3 Jahren in immerhin 21,9% der 
8a-Verfahren betrachtet werden und sie mit 158,3 8a-Ver-
fahren pro 10.000 Kindern dieser Altersgruppe in der 
Bevölkerung bei den Gefährdungseinschätzungen über-
repräsenƟ ert sind, obwohl sie überwiegend noch nicht in 
InsƟ tuƟ onen betreut werden, lässt sich als Hinweis darauf 
interpreƟ eren, dass ihre besondere SchutzbedürŌ igkeit 
zu einer erhöhten Aufmerksamkeit für ihren Schutz führt. 
Eine wichƟ ge Rolle spielt dabei in dieser Altersgruppe die 
Sensibilität der FachkräŌ e des Gesundheitswesens. 

C. Inwieweit sind Bevölkerung und InsƟ tuƟ onen sensibel für 
mögliche Gefährdungen?

 • Dass entsprechende mögliche Gefährdungen bekannt 
werden, liegt zu einem erheblichen Anteil an der Auf-
merksamkeit von InsƟ tuƟ onen wie Polizei, JusƟ z oder des 
Bildungs-, Sozial- und Gesundheitswesens, die – je nach 
Alter und Lebensphase des Kindes – in ihren unterschied-
lichen Rollen auf Gefährdungen hinweisen. Zwei DriƩ el 
der Verfahren im Jahr 2019 (66,0%) gingen auf FachkräŌ e 
und InsƟ tuƟ onen zurück. Aber auch Personen aus dem 
privaten Umfeld leisten einen wichƟ gen Beitrag, indem 
ein Viertel der Verfahren (24,9%) auf entsprechende Hin-
weise zurückzuführen ist. Die restlichen 9,6% der 8a-Ver-
fahren gehen auf die IniƟ aƟ ve der Betroff enen selbst bzw. 
ihrer Eltern(-teile) zurück.

 • Etwa die HälŌ e aller festgestellten Gefährdungen (50,3%) 
betriŏ   Kinder und Jugendliche, die zum Verfahrens-
zeitpunkt nicht in Kontakt standen mit der Kinder- und 
Jugendhilfe, also keine entsprechenden Leistungen in 
Anspruch nahmen – ohne entsprechende Hinweise von 
driƩ er Seite wären diese fast 28.000 Gefährdungsfälle im 
Jahr 2019 möglicherweise unentdeckt geblieben. Die Ju-
gendämter nahmen mit den 8a-Verfahren also nicht nur 
die bereits bekannte Klientel in den Blick. 

 • Ein wichƟ ger Teil des Engagements von Personen und In-
sƟ tuƟ onen außerhalb des Jugendamtes wird allerdings 
nicht von der KJH-StaƟ sƟ k erfasst und ist daher nicht bezif-
ferbar, nämlich Schutz und Hilfe, die ohne Beteiligung des 
Jugendamtes geleistet werden (vgl. Discher 2013). Denn 
Kontaktpersonen der Kinder und Jugendlichen – beispiels-
weise Lehrer/-innen oder ÄrzƟ nnen und Ärzte – sind zwar 
gemäß § 4 KKG befugt, bei einem Verdacht auf eine Kin-
deswohlgefährdung das Jugendamt zu informieren, aller-
dings nur dann, wenn dies aus ihrer Sicht erforderlich ist. 
So sollen sie in der Regel zunächst selbst täƟ g werden, die 
SituaƟ on mit den Betroff enen erörtern und ggf. selbst auf 
die Nutzung von Hilfsangeboten hinwirken.

Befunde
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D. Mit welchen Maßnahmen reagieren Jugendämter auf 
eine festgestellte Kindeswohlgefährdung?

 • Die Jugendämter reagieren auf festgestellte Kindeswohl-
gefährdungen nicht pauschal mit einer Trennung des Kin-
des von seiner Familie, sondern sie versuchen in einer 
Mehrheit der Fälle, das vorhandene Familiensystem zu 
unterstützen, um Gefährdungen abzuwenden und das ge-
sunde und sichere Aufwachsen von Kindern und Jugend-
lichen zu fördern. Selbst wenn man nur die Fälle „akuter“ 
Kindeswohlgefährdungen betrachtet, wurden 2019 in we-
niger als der HälŌ e dieser Fälle (44,9%) hoheitliche Maß-
nahmen notwendig.

E. Inwieweit sind Kinder und Jugendliche auch dann noch 
gefährdet, wenn sie bereits von ihrer HerkunŌ sfamilie ge-
trennt sind und durch die Kinder- und Jugendhilfe betreut 
werden?

 • Besondere Beachtung verdienen Kinder und Jugendliche, 
die bereits außerhalb ihrer HerkunŌ sfamilie in Pfl egefa-
milien oder in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe leben und deren Schutz vor (weiteren) Gefährdungen 
entsprechend einer besonderen Gewährleistungspfl icht 
der InsƟ tuƟ onen öff entlicher Erziehung unterliegt. Die 
zuletzt knapp 1.500 Fälle, in denen dennoch eine Gefähr-
dung festgestellt wurde, werfen die Frage auf, um welche 
Gefährdungen es sich dabei handelt und inwieweit diese 
vermeidbar sind.

 • Dass der Anteil betroff ener Unterbringungen zwischen 
2018 und 2019 von 0,6% auf 0,8% gesƟ egen ist, hängt da-
mit zusammen, dass die absolute Zahl der entsprechen-
den Verfahren gleichgeblieben, dafür aber die Zahl der 
staƟ onären Hilfen zur Erziehung und Vollzeitpfl egehilfen 
in diesem Zeitraum gesunken ist.

F. Inwieweit haben die Jugendämter auch in Phasen von 
Kontaktbeschränkungen während der Coronapandemie 
mögliche Kindeswohlgefährdungen im Blick? 

 • Im Kontext der Coronapandemie stellt sich auch die Frage, 
inwieweit Jugendämter während Phasen von Kontaktbe-
schränkungen von möglichen Gefährdungen von Kindern 
und Jugendlichen Kenntnis erhalten und wie sich das auf 
die Anzahl der Verfahren auswirkt. Vollumfänglich wird 
sich dies erst mit den Daten der KJH-StaƟ sƟ k für das Jahr 
2020 beantworten lassen. Allerdings liegen bereits Er-
gebnisse einer Zusatzerhebung zu den 8a-Verfahren vor.  
Diese zeigen, dass die Jugendämter in den Monaten Mai 
bis Oktober 2020 ungefähr so viele 8a-Verfahren durch-
geführt haben, wie es auch ohne die Coronapandemie 
zu erwarten gewesen wäre, wenn sich der seit Jahren 
steigende Trend weiter fortgesetzt häƩ e (vgl. Mühlmann 
2021: 5).

 • In den Monaten Juni, September und Oktober 2020 führ-
ten die Jugendämter jedoch insgesamt mehr 8a-Verfahren 
durch als in diesen Monaten der Vorjahre (vgl. ebd.).

 • Hinsichtlich der Verteilung besƟ mmter Merkmale der 
8a-Verfahren, etwa zum Anteil hoheitlicher ReakƟ onen 
der Jugendämter oder zu den Hinweisgebenden, zeigt die 
Zusatzerhebung eine überraschend große Konstanz ge-
genüber den Vorjahren (vgl. Mühlmann 2021: 4). 

 • Insgesamt legen die Ergebnisse nahe, dass vielerorts die 
KommunikaƟ ons- und KooperaƟ onsstrukturen im Kin-
derschutz auch während der Pandemie aufrechterhalten 
wurden und die Strukturen des Kinderschutzes auch wäh-
rend der Coronapandemie noch arbeitsfähig waren. Geht 
man allerdings auf der Grundlage anderer Studien davon 
aus, dass die Pandemie-SituaƟ on eigentlich zu einem An-
sƟ eg der Fälle von Gefährdungen geführt haben müsste, 
deuten die Ergebnisse jedoch auch darauf hin, dass das 
Dunkelfeld nicht erkannter GefährdungssituaƟ onen ge-
wachsen ist (vgl. Mühlmann 2021: 5). 

Thomas Mühlmann
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9. Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII) 

Im Rahmen ihrer verfassungsgemäßen Rechte und Pfl ichten 
tragen zuvörderst die Eltern dafür Sorge, dass Kinder und Ju-
gendliche sich an für sie sicheren Orten auĬ alten und sie 
altersentsprechend ausreichend versorgt, unterstützt und 
gefördert werden. Es können jedoch KonstellaƟ onen auf-
treten, in denen Eltern diese Pfl icht zumindest kurzfrisƟ g 
nicht angemessen erfüllen und ein unmiƩ elbares Handeln 
zum Schutz des Kindes oder Jugendlichen notwendig wird 
(vgl. Wiesner 2015: § 42, Rn. 1). In diesen Fällen ist das Ju-
gendamt zur Inobhutnahme des minderjährigen jungen 
Menschen verpfl ichtet. 

In § 42 SGB VIII werden dazu drei unterschiedliche Fallkon-
stellaƟ onen beschrieben. Demnach ist das Jugendamt zur 
Inobhutnahme berechƟ gt und verpfl ichtet,

1. wenn „das Kind oder der Jugendliche um Obhut biƩ et“ 
(§ 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VIII);

2. wenn „eine dringende Gefahr für das Wohl des Kindes 
oder des Jugendlichen die Inobhutnahme erfordert“ 
(§ 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB VIII);

3. wenn „ein ausländisches Kind oder ein ausländischer 
Jugendlicher unbegleitet nach Deutschland kommt und 
sich weder Personensorge- noch ErziehungsberechƟ gte 
im Inland auĬ alten“ (§ 42 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB VIII).

Im Jahr 2015 wurde außerdem die „vorläufi ge Inobhutnah-
me“ eingeführt (§ 42a SGB VIII), die – ausschließlich nach 
einer unbegleiteten Einreise aus dem Ausland – zur ersten 
SituaƟ onsklärung dienen soll und in der Regel einer Inobhut-
nahme gemäß Nr. 3 vorangeht.

Die in Nr. 2 genannte „dringende Gefahr“ kann dadurch ent-
stehen, dass die Eltern entweder nicht für das Kind sorgen 
(können), weil sie dazu nicht willens oder in der Lage sind 
– das kann beispielsweise auch dann zutreff en, wenn das 
Kind oder der Jugendliche „ausgerissen“ ist – oder wenn sie 
selbst eine Gefahr für das Kind oder den Jugendlichen dar-
stellen und es zum Schutz des Kindes notwendig wird, dieses 
von seinen Eltern zu trennen. Inobhutnahmen können dar-
über hinaus aber auch notwendig werden, wenn Kinder und 
Jugendliche bereits in Betreuungsangeboten der Kinder- 
und Jugendhilfe wie in einer Pfl egefamilie oder staƟ onären 
Einrichtung leben, sie dort aber einer „dringenden Gefahr“ 
ausgesetzt sind und ein soforƟ ges Handeln notwendig wird.

Für alle Formen der Inobhutnahme gilt, dass sie als vorläufi -
ge und kurzfrisƟ ge Nothilfe und KrisenintervenƟ on gedacht 
sind. Von der vorläufi gen Inobhutnahme gemäß § 42a SGB 
VIII abgesehen hat der Gesetzgeber allerdings keine konkre-
te Begrenzung für die Dauer einer Inobhutnahme festgelegt 
(vgl. Wiesner 2015: § 42, Rn. 1). Für den Ablauf hat der Ge-
setzgeber einen detaillierten rechtlichen Rahmen vorgege-
ben. So muss das Jugendamt beispielsweise in den ersten 
beiden beschriebenen FallkonstellaƟ onen unverzüglich die 
Eltern über die Inobhutnahme benachrichƟ gen und mit die-
sen eine Gefährdungseinschätzung vornehmen (vgl. Kap. 8). 
Falls eine Gefährdung festgestellt wird und die Eltern diese 
nicht beseiƟ gen können und der weiteren Inobhutnahme 
nicht zusƟ mmen, darf das Jugendamt nicht (weiterhin) ei-
genmächƟ g und gegebenenfalls auch gegen den Elternwillen 
entscheiden, sondern muss unverzüglich eine Entscheidung 
des Familiengerichts herbeiführen (vgl. § 42 Abs. 3 SGB VIII). 
Innerhalb des Jugendamtes ist für diese VerfahrensschriƩ e 
zumeist der Allgemeine Soziale Dienst (ASD) zuständig (vgl. 
Kap. 13).

Während der Inobhutnahme werden die Kinder und Ju-
gendlichen entweder „bei einer geeigneten Person, in einer 
geeigneten Einrichtung oder in einer sonsƟ gen Wohnform“ 
(§ 42 Abs. 1 S. 2 SGB VIII) untergebracht. Konkret können das 
Einrichtungen oder Pfl egepersonen sein, die auf diese Form 
der kurzfrisƟ gen Betreuung spezialisiert sind – beispielswei-
se BereitschaŌ spfl egestellen oder spezielle Schutzeinrich-
tungen –, aber auch Einrichtungen der staƟ onären Hilfen 
zur Erziehung, die über eine entsprechende Betriebserlaub-
nis verfügen (vgl. Kap. 4). Anders als bei den Hilfen zur Er-
ziehung wird bei den Inobhutnahmen für diesen Zeitraum 
kein Hilfeplanverfahren gemäß § 36 SGB VIII durchgeführt, 
sodass die darin geregelten Beteiligungsrechte und Verfah-
rensgrundsätze für die Dauer der Inobhutnahme nicht gel-
ten. Sie endet entweder mit der Rückkehr des Kindes oder 
Jugendlichen zu den PersonensorgeberechƟ gten bzw. dem 
vorherigen Lebensort oder mit der Unterbringung des/der 
Minderjährigen in einer Betreuungsform außerhalb der Fa-
milie, also beispielsweise einer staƟ onären Hilfe zur Erzie-
hung. 

Da die beschriebenen FallkonstellaƟ onen mit zum Teil völlig 
unterschiedlichen fachlichen Herausforderungen einherge-
hen, werden diese im Folgenden diff erenziert dargestellt. 

Kontext
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9. Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII) 
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2010 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

9.1 Inobhutnahmen (ION) nach Typen
9.1.1 Anzahl ION gem. § 42 SGB VIII insg. 36.343 2010 84.230 2016 46.205 2018 44.624 2019

9.1.2 Anzahl aufgrund unbegleiteter Einreise (unbe-
gleitete ausländische Minderjährige: UMA) 2.822 2010 44.935 2016 5.816 2018 3.761 2019

9.1.3 Anteil der ION von UMA 7,8% 2010 53,3% 2016 12,6% 2018 8,4% 2019

9.1.4 Anzahl der ION, die vom Minderjährigen selbst 
angeregt wurden (ohne UMA) 8.810 2010 8.232 2016 8.125 2018 8.396 2019

9.1.5 Anteil der ION, die vom Minderjährigen selbst 
angeregt wurden, pro 10.000 unter 18-Jährige 
in der Bevölkerung

6,6 2010 6,1 2016 6,0 2018 6,1 2019

9.1.6 Anzahl der ION, die von anderen Personen/ 
Stellen angeregt wurden (ohne UMA) 24.711 2010 31.063 2016 32.264 2018 32.467 2019

9.1.7 Anteil der ION, die von anderen Personen/ 
Stellen angeregt wurden, pro 10.000 unter 
18-Jährige in der Bevölkerung

18,5 2010 23,1 2016 23,7 2018 23,7 2019

9.1.8 Anzahl vorläufi ger ION von UMA gem. § 42a 
SGB VIII / / 6.385 2018 4.886 2019

9.2 Aufenthalt in der Familie vor Inobhutnahme 
(nur ION angeregt von anderen Personen/
Stellen; ohne UMA)

82,1% 2010 72,8% 2016 75,0% 2018 74,1% 2019

9.3 Alter der Adressat(inn)en von Inobhutnahmen (nur ION angeregt von anderen Personen/Stellen; ohne UMA)
9.3.1 Anteil der unter 3-Jährigen pro 10.000 der 

altersentsprechenden Bevölkerung 16,8 2010 20,5 2016 22,3 2018 22,4 2019

9.3.2 Anteil der 14- bis unter 18-Jährigen pro 10.000 
der altersentsprechenden Bevölkerung 35,9 2010 44 2016 44,5 2018 43,9 2019

9.4 Dauer der Inobhutnahmen (ohne UMA)
9.4.1 Anzahl der durchschniƩ lichen Dauer in Tagen 24,8 2010 35,7 2016 41,7 2018 41,8 2019

9.4.2 Anteil mit weniger als einer Woche Dauer 51,2% 2010 45,6% 2016 43,2% 2018 39,3% 2019

9.5 Rückkehr nach Inobhutnahme (ohne UMA) zum vorherigen Lebensort
9.5.1 Anteil der Rückkehrenden bei ION, die durch 

andere Personen/Stellen angeregt wurden 47,8% 2010 43,8% 2016 44,3% 2018 43,8% 2019

9.5.2 Anteil der Rückkehrenden bei ION, die durch 
Minderjährige selbst angeregt wurden 50,0% 2010 44,5% 2016 46,3% 2018 47,0% 2019

Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt und FDZ der StaƟ sƟ schen Ämter des Bundes und der Länder: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Vorläufi ge 
Schutzmaßnahmen; BevölkerungsstaƟ sƟ k; verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.
tu-dortmund.de

Die Ergebnisse der KJH-StaƟ sƟ k zu den Inobhutnahmen ge-
hören zu den wichƟ gsten „Markern“ des Handelns der Kin-
der- und Jugendhilfe im Bereich des Kinderschutzes, sind 
diese Maßnahmen doch fachlich aufwendig und stellen im 
Fall von Inobhutnahmen aufgrund einer Gefährdung einen 
starken Eingriff  dar; sie dürŌ en also in der Regel nur zum Ein-
satz kommen, wenn dies unbedingt notwendig ist. Zugleich 
sind sie stark abhängig von veränderlichen Aspekten: Nicht 
nur Werte und Normen bezüglich einer Einschätzung mögli-
cher „Gefährdungen“, sondern auch fachliche Standards und 
die Sensibilität für Problemlagen in einer GesellschaŌ  verän-
dern sich – beispielsweise im Kontext öff entlicher DebaƩ en. 

Die KJH-StaƟ sƟ k zu den Inobhutnahmen eignet sich daher in 
besonderer Weise als Indikator für das Kinderschutzhandeln. 
GleichzeiƟ g sind die Daten der KJH-StaƟ sƟ k jedoch im De-
tail teilweise weniger eindeuƟ g, als dies auf den ersten Blick 
erscheint – es kann daher leicht zu Missverständnissen und 
FehlinterpretaƟ onen der Daten kommen.

Kennzahlen

Befunde



9. Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII) 

44

A. In welchem Ausmaß und in welchen SituaƟ onen werden 
Kinder und Jugendliche durch das Jugendamt in Obhut 
genommen?

 • Mit 8,4% bzw. 3.761 der 44.624 Inobhutnahmen gemäß 
§ 42 SGB VIII im Jahr 2019 betraf nur noch ein kleiner Teil 
dieser Maßnahmen ausländische Minderjährige (UMA), 
die aufgrund ihrer unbegleiteten Einreise in Obhut ge-
nommen wurden. Im Vergleich zum Wert des Jahres 2016 
ist diese Zahl seitdem stark rückläufi g.

 • Ein ähnlich starker Rückgang triŏ   auch auf die vorläufi -
gen Inobhutnahmen gemäß § 42a SGB VIII zu, die erst seit 
2017 in der StaƟ sƟ k erfasst werden und von denen 2019 
noch 4.886 gezählt wurden.

 • Die übrigen Inobhutnahmen betrafen Kinder und Jugend-
liche in zwei unterschiedlichen KonstellaƟ onen: 8.396 der 
40.863 Inobhutnahmen ohne UMA (20,5%) wurden auf ei-
genen Wunsch der zumeist jugendlichen Minderjährigen 
eingeleitet. Die Fallzahl dieses Inobhutnahmetyps ist aus 
einer zeitlichen PerspekƟ ve betrachtet relaƟ v konstant. 

 • Die weiteren 79,5% der Inobhutnahmen (ohne UMA) wa-
ren Inobhutnahmen, die von anderen Personen angeregt 
wurden. Für die 558 GebietskörperschaŌ en mit eigenem 
Jugendamt in Deutschland bedeutet dieses Volumen, dass 
jedes Amt durchschniƩ lich und rein rechnerisch etwas 
mehr als eine dieser Maßnahmen pro Woche durchfüh-
ren muss. Deren Zahl war zwischen 2010 und 2016 noch 
stark gesƟ egen, zwischen 2016 und 2019 allerdings nur 
noch geringfügig.

 • Auch bei diesen Fällen waren überproporƟ onal häufi g Ju-
gendliche ab 14 Jahren betroff en – mit 43,9 Maßnahmen 
pro 10.000 Jugendlichen in der Bevölkerung im Jahr 2019 
fast doppelt so häufi g wie Kleinkinder unter 3 Jahren, bei 
denen diese Quote 22,4 betrug. 

 • Mit einem Anteil von 74,1% betrafen die meisten Inobhut-
nahmen (ohne UMA), die nicht durch die Minderjährigen 
selbst iniƟ iert wurden, junge Menschen, die in ihrer Her-
kunŌ sfamilie bzw. bei Verwandten lebten. 

 • Insgesamt verdeutlichen die Ergebnisse, dass die Gesamt-
zahl der Inobhutnahmen zwar auf das Ausmaß der Fälle 
hinweist, in denen Jugendämter zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen diese vorläufi gen Maßnahmen ergrei-
fen, jedoch die Gründe dafür sehr unterschiedlich sein 
können. Daher ist beispielsweise für Diskussionen über 
die Verhältnismäßigkeit des staatlichen Handelns im Sin-
ne des Wächteramtes zu berücksichƟ gen, dass nur ein Teil 
der Maßnahmen – bezogen auf alle Inobhutnahmen des 
Jahres etwas mehr als die HälŌ e – einen Eingriff  in die er-
zieherische Autonomie der Familie darstellt.

B. Inwiefern sind Inobhutnahmen nur kurz andauernde 
„Nothilfen“ oder längerfrisƟ ge Unterbringungsleistun-
gen?

 • Auch wenn man nur die Inobhutnahmen ohne UMA be-
trachtet, sind die Maßnahmen mit einer Dauer von weni-
ger als einer Woche inzwischen mit nur noch 39,3% in der 
Minderheit. Seit dem Referenzjahrgang 2010 dauerte es 
bis 2019 immer länger, bis eine Klärung der SituaƟ on und 
danach entweder eine Rückführung oder die Planung und 
VermiƩ lung in eine geeignete anderweiƟ ge Hilfe- und Un-
terbringungsform des/der Minderjährigen erfolgt – durch-

schniƩ lich beträgt diese Dauer inzwischen mit 41,8 Tagen 
deutlich mehr als einen Monat. 

 • In vielen Fällen überbrücken Inobhutnahmen somit länge-
re Zeiträume und sind weit mehr als nur ein kurzes Pro-
visorium. In diesen Fällen verlieren Inobhutnahmen den 
Charakter kurzfrisƟ ger Hilfen und dauern ähnlich lange 
wie (kürzere) staƟ onäre Hilfen zur Erziehung. Da aller-
dings in dieser Zeit kein Hilfeplanverfahren gemäß § 36 
SGB VIII staƪ  indet, kommen die darin geregelten Verfah-
rensgrundsätze wie beispielsweise die Beteiligungsrechte 
häufi g für lange Zeit nicht zum Tragen. Hinzu kommt, dass 
vor allem bei sehr jungen Kindern die Inobhutnahme auf-
grund ihrer Dauer häufi g einen bedeutsamen und poten-
ziell belastenden biografi schen EinschniƩ  darstellt. 

C. Inwiefern sind Inobhutnahmen in dem Sinne vorüberge-
hend, dass danach eine Rückkehr zum vorherigen Leben-
sort erfolgen kann?

 • In etwas mehr als der HälŌ e der Fälle ist die Krise, die zu 
der Inobhutnahme geführt hat, so schwerwiegend, dass 
der/die Minderjährige danach nicht wieder zu dem vor-
herigen Lebensort zurückkehrt. Es wird dann entweder 
eine andere betreute Unterbringungsform organisiert 
oder – bei Jugendlichen – gegebenenfalls auch der Min-
derjährige in einer eigenen Wohnung oder Wohngemein-
schaŌ  „verselbstständigt“. Etwas weniger als die HälŌ e der 
Inobhutnahmen (ohne UMA) endet hingegen mit einer 
Rückkehr des Minderjährigen in die Familie oder gegebe-
nenfalls auch die betreute Wohnform, in der er vor der 
Inobhutnahme lebte. 

 • Wenn die Inobhutnahme auf eigenen Wunsch der Min-
derjährigen erfolgte, kehrten mit 47,0% etwas mehr an 
den vorherigen Lebensort zurück als in Fällen, in denen 
die Inobhutnahme aufgrund von Hinweisen DriƩ er erfolg-
te (43,8%).

D. Wie hat sich die Zahl der Inobhutnahmen im Kontext der 
Coronapandemie entwickelt?

 • Für zukünŌ ige Auswertungen der Daten ab 2020 wird 
die Frage bedeutsam sein, wie sich die Zahl der Inob-
hutnahmen im Kontext der Coronapandemie entwickelt 
hat. So gibt es Hinweise, dass sich KrisensituaƟ onen in 
manchen Familien verschärŌ  haben und Hilfeleistungen 
möglicherweise später oder in geringerem Umfang als 
vor der Pandemie geleistet werden konnten (vgl. Jentsch/
Schnock 2020). Auch könnten Anlaufstellen für Jugendli-
che schlechter erreichbar gewesen sein. GleichzeiƟ g be-
richten Jugendämter davon, dass sie gerade Aufgaben des 
Kinderschutzes mit höchster Priorität weiter erfüllt haben 
(vgl. Mairhofer et al. 2020). Aus den bisher vorliegenden 
vorläufi gen Daten zu den Gefährdungseinschätzungen im 
Zeitraum Mai bis Juli 2020 zeigt sich insgesamt kein stärker 
intervenƟ onsorienƟ ertes Vorgehen der Jugendämter (vgl. 
Mühlmann/Pothmann 2020: 27). 

Thomas Mühlmann
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10. Amtsvormundscha  en, Amtspfl egscha  en, Beistandscha  en

Aufgaben im Bereich der VormundschaŌ en und Pfl eg-
schaŌ en gehörten in der Zeit der Entstehung der ersten Ju-
gendämter und ihrer insƟ tuƟ onellen Verankerung vor rund 
100 Jahren zu den zentralen Aufgaben der Jugendämter 
(vgl. Wiesner/Walther 2015). Bei den Amtsvormundschaf-
ten handelt es sich um von Jugendämtern ausgeübte Vor-
mundschaŌ en. Der Vormund übt die elterliche Sorge aus, 
weil beispielsweise die Eltern verstorben sind, die Eltern die 
elterliche Sorge nach einem Sorgerechtsentzug nicht mehr 
ausüben dürfen oder im Falle der AdopƟ onsfreigabe auch 
nicht wollen. Man unterscheidet die vom Familiengericht 
bestellte AmtsvormundschaŌ  und die gesetzliche Amtsvor-
mundschaŌ . In beiden Fällen erstreckt sich die Vormund-
schaŌ  grundsätzlich auf die gesamte elterliche Sorge (Per-
sonensorge und Vermögenssorge). Bei vom Familiengericht 
bestellten AmtsvormundschaŌ en (§ 1791b BGB) liegt eine 
GeschäŌ sunfähigkeit oder Minderjährigkeit der Eltern vor 
oder es wird festgestellt, dass die elterliche Sorge von den 
Eltern nicht ausgeübt werden kann. Hierzu gehört auch 
der Tod der Eltern. Eine gesetzliche AmtsvormundschaŌ  
(§ 1791c BGB) wird dann eingerichtet, wenn ein Kind von ei-
ner minderjährigen MuƩ er geboren wird, die nicht mit dem 
Vater des Kindes verheiratet ist, oder wenn Eltern ihr Kind 
zur AdopƟ on freigeben. 

Während im Rahmen einer AmtsvormundschaŌ  die gesam-
te elterliche Sorge auf das Jugendamt bzw. einem hier zu 
besƟ mmenden Amtsvormund übergeht, ist eine Amtspfl eg-
schaŌ  eine TeilvormundschaŌ  und fi ndet Ausdruck in Ergän-
zungs- oder Ersatzpfl egschaŌ en (§ 1909 BGB). Amtspfl eg-
schaŌ en bedürfen der ausdrücklichen Anordnung durch 
das Familiengericht. Daher spricht man auch von „bestell-

ten Amtspfl egschaŌ en“ für ein Kind oder eine/-n Jugendli-
che/-n. Sie kann auch eingerichtet werden, wenn die Eltern 
noch sorgeberechƟ gt sind, und sie kann zudem parallel zu 
einer VormundschaŌ  bestehen. Pfl egschaŌ en dienen der 
Fürsorge in persönlichen und wirtschaŌ lichen Belangen ei-
ner Person; im Gegensatz zur VormundschaŌ  umfasst die 
Pfl egschaŌ  nur die Wahrnehmung besƟ mmter Angelegen-
heiten der elterlichen Sorge.

Bei den BeistandschaŌ en handelt es sich eher um ein „frei-
williges Serviceangebot“ (Wabnitz 2018) der Jugendämter. 
Sie sind ein Element der Dienstleistungsstruktur kommuna-
ler Jugendämter. Eine BeistandschaŌ  ist die Unterstützung 
eines alleinerziehenden, sorgeberechƟ gten Elternteils auf 
dessen Antrag durch das Jugendamt. Der Beistand nimmt 
nicht Angelegenheiten der elterlichen Sorge wahr, sondern 
unterstützt die sorgeberechƟ gte Person bei der Ausübung 
der elterlichen Sorge, wobei der Beistand allerdings als ge-
setzliche Vertretung des Kindes und nicht des Elternteils zu 
sehen ist (vgl. Wiesner/Walther 2015: Rn 7). Beistandschaf-
ten können zur Feststellung einer VaterschaŌ  und zur Gel-
tendmachung von Unterhaltsansprüchen beantragt werden 
(vgl. § 1712 BGB ff .). 

Die Aufgaben der AmtsvormundschaŌ en, -pfl egschaŌ en und 
BeistandschaŌ en werden in der Regel von BeschäŌ igten der 
kommunalen Jugendämter wahrgenommen. OŌ mals han-
delt es sich dabei um sogenannte „Mischarbeitsplätze“. Das 
heißt, die FachkräŌ e in den Behörden nehmen mehrere die-
ser Aufgaben wahr. Dies wird bei der staƟ sƟ schen Erhebung 
der personellen Ressourcen nicht weiter unterschieden. 

Kontext
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10. AmtsvormundschaŌ en, Amtspfl egschaŌ en, BeistandschaŌ en
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2006 2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

Inanspruchnahme und Adressat(inn)en der Maßnahmen
10.1 Bestellte AmtsvormundschaŌ 

10.1.1 Anzahl der Kinder und Jugendlichen 29.900 2006 69.719 2016 44.944 2018 40.287 2019

10.1.2 Quote der Kinder und Jugendlichen pro 10.000 
unter 18-Jährigen 21,0 2006 51,8 2016 33,1 2018 29,5 2019

10.1.3 Anteil der nichtdeutschen Kinder und 
Jugendlichen 12,5% 2006 58,4% 2016 37,3% 2018 29,6% 2019

10.2 Bestellte Amtspfl egschaŌ 
10.2.1 Anzahl der Kinder und Jugendlichen 27.261 2006 32.393 2016 31.551 2018 32.228 2019

10.2.2 Quote der Kinder und Jugendlichen pro 10.000 
unter 18-Jährigen 19,1 2006 24,0 2016 23,2 2018 23,6 2019

10.2.3 Anteil der nichtdeutschen Kinder und 
Jugendlichen 9,2% 2006 12,3% 2016 10,5% 2018 10,8% 2019

10.3 Gesetzliche AmtsvormundschaŌ 
10.3.1 Anzahl der Kinder und Jugendlichen 8.567 2006 5.707 2016 4.492 2018 3.874 2019

10.3.2 Quote der Kinder und Jugendlichen pro 10.000 
unter 18-Jährigen 6,0 2006 4,2 2016 3,3 2018 2,8 2019

10.3.3 Anteil der nichtdeutschen Kinder und 
Jugendlichen 8,0% 2006 23,7% 2016 23,0% 2018 22,2% 2019

10.4 BeistandschaŌ 
10.4.1 Anzahl der Kinder und Jugendlichen 685.069 2006 538.297 2016 505.809 2018 487.493 2019

10.4.2 Quote der Kinder und Jugendlichen pro 10.000 
unter 18-Jährigen 481,0 2006 399,6 2016 372,0 2018 356,4 2019

10.4.3 Anteil der nichtdeutschen Kinder und 
Jugendlichen 4,1% 2006 3,1% 2016 3,8% 2018 4,0% 2019

Personal
10.5 Berufl iches Personal mit dem Arbeitsschwerpunkt AmtsvormundschaŌ en, Amtspfl egschaŌ en und BeistandschaŌ en 

10.5.1 Anzahl des Personals 3.525 2006 5.473 2016 5.489 2018 /
10.5.2 Anzahl der Vollzeitäquivalente 3.039 2006 4.797 2016 4.802 2018 /
10.5.3 Anteil der unter 30-Jährigen am 

Gesamt personal 6,8% 2006 9,5% 2016 8,8%1 2018 /

10.5.4 Anteil der 55-Jährigen und Älteren am 
Gesamtpersonal 16,2% 2006 25,6% 2016 30,0%1 2018 /

10.5.5 Anteil des weiblichen Personals 74,4% 2006 78,5% 2016 78,9% 2018 /
10.5.6 Anteil des Personals mit fachbezogenem 

Hochschulabschluss 11,4% 2006 24,0% 2016 23,0% 2018 /

10.5.7 Anteil des Personals mit einem Abschluss im 
Bereich Verwaltung 79,0% 2006 68,3% 2016 67,8% 2018 /

10.5.8 Anteil des Personals mit 32 Wochenstunden 
und mehr 72,6% 2006 72,5% 2016 72,4% 2018 /

1 Die Berechnungen zur Altersverteilung beziehen sich auf 5.458 BeschäŌ igte im Arbeitsbereich im Alter von 20 bis unter 65 Jahren (n = 5.458). Die Er-
gebnisse für die unter 20-Jährigen sowie für die Gruppe der 65-Jährigen und Älteren werden in den Auswertungstabellen wegen zu geringer Fallzahlen 
nicht ausgewiesen.
Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – Pfl egschaŌ en, VormundschaŌ en, BeistandschaŌ en u.a.m., Einrichtungen 
und täƟ ge Personen (ohne Tageseinrichtungen für Kinder); Bevölkerungsfortschreibung; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: 
www.akjstat.tu-dortmund.de

Kennzahlen
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A. Wie viele Minderjährige erhalten eine Amtspfl egschaŌ , 
AmtsvormundschaŌ  oder BeistandschaŌ , und wie hat 
sich die Inanspruchnahme seit MiƩ e der 2000er-Jahre 
entwickelt?

 • Die Fallzahlenvolumina der hier untersuchten RechtsinsƟ -
tute sind in hohem Maße unterschiedlich. Die mit Abstand 
höchsten Fallzahlen werden jährlich mit zuletzt gerundet 
487.500 für die BeistandschaŌ en erfasst, gefolgt von be-
stellten AmtsvormundschaŌ en (40.300), bestellten Amts-
pfl egschaŌ en (32.200) sowie den gesetzlichen Amtsvor-
mundschaŌ en (3.900).

 • Die Unterschiede bei den Fallzahlen sind vor allem im Ver-
gleich von BeistandschaŌ en mit AmtsvormundschaŌ en 
und -pfl egschaŌ en auf den unterschiedlichen Charakter 
dieser Aufgaben des Jugendamtes zurückzuführen. Wäh-
rend die BeistandschaŌ en zur Dienstleistungsstruktur des 
Jugendamtes gehören, treten AmtsvormundschaŌ en und 
-pfl egschaŌ en entweder als Folge der Formulierung von 
gesetzlichen Voraussetzungen ein oder auf Anordnung 
des Familiengerichts.

 • Für die bestellten Amtspfl egschaŌ en und vor allem die 
bestellten AmtsvormundschaŌ en zeigen sich zunächst bis 
MiƩ e der 2010er-Jahre – hier 2016 – deutliche Zunahmen 
bei den Fallzahlen, die zumindest zu einem großen Teil 
auf Fallzahlensteigerungen bei Minderjährigen mit einer 
nichtdeutschen Staatsangehörigkeit zurückzuführen sind. 
Diese Entwicklungen bestäƟ gen sich allerdings nicht für 
die Jahre 2018 und 2019 (siehe B). 

 • Hingegen sind seit MiƩ e der 2000er-Jahre die Fallzahlen 
für die BeistandschaŌ en und die gesetzlichen Amtsvor-
mundschaŌ en konƟ nuierlich rückläufi g. 

B. Welche Bedeutung hat die Staatsangehörigkeit einer 
oder eines Minderjährigen für die Inanspruchnahme ei-
ner Amtspfl egschaŌ , AmtsvormundschaŌ  oder Beistand-
schaŌ ? 

 • Bei den Mündeln bzw. den Kindern und Jugendlichen, für 
die eine BeistandschaŌ  besteht, wird die Staatsangehö-
rigkeit nach „deutsch“ versus „nichtdeutsch“ abgefragt 
und nicht etwa die ausländische HerkunŌ  eines Elternteils 
oder die in der Familie gesprochene Sprache. Dies ist auch 
mit darauf zurückzuführen, dass sich für nichtdeutsche 
Mündel die Rechtslage und Verwaltungspraxis mitunter 
anders darstellen kann.

 • Für Amtspfl egschaŌ en und AmtsvormundschaŌ en zeigt 
sich über die KJH-StaƟ sƟ k Ende der 2010er-Jahre im Ver-
gleich zu MiƩ e der 2000er-Jahre ein höherer Anteil von 
Mündeln mit einer nichtdeutschen Staatsangehörigkeit. 
Dabei fallen allerdings die Quoten für die nichtdeutschen 
Minderjährigen 2019 schon wieder niedriger aus als noch 
2016. Die zu beobachtenden Entwicklungen resulƟ eren 
aus einer Zunahme von Minderjährigen mit einer nicht-
deutschen Staatsangehörigkeit in den 2010er-Jahren, da-
runter vor allem in den Jahren 2015 und 2016 aufgrund 
der vermehrten Einreisen von vor allem unbegleiteten 
Kindern und Jugendlichen nach Deutschland.

 • Für die Jahre 2018 und 2019 gehen allerdings bei den 
bestellten AmtsvormundschaŌ en die Fallzahlen im Zuge 
der deutlich geringeren Anzahl an unbegleiteten auslän-
dischen Minderjährigen wieder zurück. Es ist davon aus-
zugehen, dass diese Entwicklungen auch zu der dringend 
notwendig gewordenen Entlastung der für die Amtsvor-
mundschaŌ en und Amtspfl egschaŌ en zuständigen Stel-
len, insbesondere in den Jugendämtern, geführt hat.

C. Wie stellt sich die SituaƟ on der BeschäŌ igten im Bereich 
AmtsvormundschaŌ en und -pfl egschaŌ en sowie dem Be-
reich der BeistandschaŌ en dar?

 • Parallel zu den unterschiedlichen Fallzahlenentwicklungen 
bei AmtsvormundschaŌ en, -pfl egschaŌ en und den Bei-
standschaŌ en ist die Zahl der täƟ gen Personen sowie der 
verfügbaren personellen Ressourcen zwischen vor allem 
2010 und 2016 gesƟ egen und hat sich im Jahre 2018 auf 
dem erreichten quanƟ taƟ ven Niveau konsolidiert. 

 • Die Gruppe der BeschäŌ igten mit einer einschlägigen 
sozialpädagogischen Ausbildung hat zwischen 2006 und 
2016 zugenommen. Diese Quote hat sich aber für 2018 
gegenüber 2016 wieder leicht verringert und bewegt sich 
damit zwischen etwas mehr als 20% und nicht ganz 25%. 
Unabhängig von dieser Verschiebung im benannten Zeit-
raum besteht der Personalkorpus zu etwas mehr als zwei 
DriƩ eln aus BeschäŌ igten mit einer Verwaltungsausbil-
dung.

 • Die über die KJH-StaƟ sƟ k zusätzlich erfassten täƟ gen Per-
sonen sind einerseits jüngere BeamƟ nnen und Beamte 
bzw. Angestellte. Andererseits sind aber vor allem die Zah-
len der älteren BeschäŌ igten gesƟ egen. Dies weist für die 
nächsten Jahre auf einen zu erwartenden erhöhten Alters-
ausschied und einen damit verbundenen entsprechenden 
personellen Ersatzbedarf in den Jugendämtern hin.

 • Der Anteil des Personals mit einer VollzeitbeschäŌ igung 
bzw. zumindest einer vollzeitnahen TeilzeitbeschäŌ igung 
bewegt sich für den Zeitraum von 2006 bis 2018 bei etwa 
drei Viertel der BeschäŌ igten insgesamt. Ebenfalls stabil 
hoch ist der Anteil des weiblichen Personal; für den ge-
nannten Zeitraum zeigt sich weit jenseits eines Frauenan-
teils von 70% eine Zunahme von 74% auf 79%.

Jens Pothmann

Befunde
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11. Adop  onen

Die AdopƟ on gilt nach heuƟ gem Verständnis als eine „Hil-
fe für Kinder – gelegentlich auch Jugendliche –, die nicht 
in ihrer HerkunŌ sfamilie aufwachsen können“ (Bach 2017: 
46).1 Sie stellt eine soziale mit einer leiblichen ElternschaŌ  
rechtlich gleich und löst verbliebene Rechte und Pfl ichten 
der abgebenden Elternteile gegenüber dem Kind auf. Die 
gravierenden Konsequenzen, die mit einer AdopƟ on ver-
bunden sind, erklären, warum sie für poliƟ sche, mediale 
und fachliche Diskussionen von besonderem Interesse sind 
(vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (vgl. BMFSFJ 2017). 

Dabei sind jedoch verschiedene Formen von AdopƟ onen zu 
unterscheiden: Die „klassische“ Form der AdopƟ on – die Ad-
opƟ on eines Kindes, zu dem kein verwandtschaŌ liches oder 
SƟ efelternverhältnis besteht – wird als „FremdadopƟ on“ be-
zeichnet. Eine solche AdopƟ on kann eine AlternaƟ ve zu ei-
ner langfrisƟ gen Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen 
Familie gemäß §§ 27 ff . SGB VIII darstellen, beispielsweise ei-
ner „Vollzeitpfl ege“. Ein Sonderfall sind „Auslands-Fremdad-
opƟ onen“, die Fälle bezeichnen, in denen ein nicht verwand-
tes Kind zum Zweck der AdopƟ on aus dem Ausland nach 
Deutschland geholt wurde, da die davon betroff enen Kinder 
und Jugendlichen nur aufgrund der AdopƟ on in den Zu-
ständigkeitsbereich der deutschen Kinder- und Jugendhilfe 
gelangen. Von FremdadopƟ onen zu unterscheiden sind au-
ßerdem AdopƟ onen durch SƟ efelternteile oder Verwandte. 
Für diese Kinder ist mit der „SƟ eŅ ind-“ oder „Verwandte-
nadopƟ on“ in der Regel keine Veränderung der Lebenssitu-
aƟ on verbunden, sondern hierbei steht die rechtliche Absi-
cherung einer bestehenden Beziehung im Vordergrund. Für 
ein Verständnis der AdopƟ on als Jugendhilfeleistung sind 
sie daher von geringerer Bedeutung (vgl. Reinhardt/Siebert 
2016: 853). 

Bei allen AdopƟ onsformen steht jedoch als fachliche Frage 
im Vordergrund, inwieweit diese im jeweiligen Einzelfall im 
besten Interesse des Kindes selbst ist. Die PerspekƟ ve der 
potenziellen AdopƟ veltern und – je nach AdopƟ onsform – 
ihr Kinderwunsch oder ihr Wunsch nach rechtlicher Neu-
defi niƟ on ihrer Beziehung zum Kind stehen grundsätzlich 
erst an zweiter Stelle (vgl. Bach 2017: 47). Insbesondere bei 

1 Die folgenden Ausführungen beziehen sich ausschließlich auf die Adop-
Ɵ on von Minderjährigen. Die AdopƟ on von Volljährigen ist zwar eben-
falls möglich, für sie gilt jedoch nicht das AdopƟ onsvermiƩ lungsgesetz 
und sie gehört nicht zu den Aufgabenbereichen der Kinder- und Jugend-
hilfe. 

SƟ eŅ indadopƟ onen kommen auch MoƟ vaƟ onen vor, die 
dem Kindeswohl direkt entgegenstehen können, beispiels-
weise wenn sie der Ausgrenzung des abgebenden leiblichen 
Elternteils dienen sollen (vgl. Bovenschen et al. 2017: 70). 
Unter die Bezeichnung „SƟ eŅ indadopƟ on“ fällt aber bei-
spielsweise auch die FallkonstellaƟ on eines verheirateten 
lesbischen Paares, in der die Ehefrau der leiblichen Kinds-
muƩ er das Kind adopƟ ert.

Die VermiƩ lung von AdopƟ onen, die Eignungsprüfung po-
tenzieller AdopƟ veltern, die Prüfung der „Passung“ zwi-
schen AdopƟ vkindern und -eltern sowie die Beratung und 
Begleitung der Betroff enen gehören daher als Aufgabenbe-
reich zur Kinder- und Jugendhilfe, auch wenn ihre wichƟ gs-
ten rechtlichen Grundlagen nicht im SGB VIII, sondern im 
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) sowie dem AdopƟ onsver-
miƩ lungsgesetz (AdVermiG) enthalten sind. Die AdopƟ ons-
vermiƩ lung ist gemäß § 2 AdVermiG Aufgabe der kommu-
nalen Jugendämter und der Landesjugendämter, aber auch 
freie Träger dürfen eine VermiƩ lungsstelle betreiben, wenn 
diese durch das Landesjugendamt anerkannt wurde. 

Um zu gewährleisten, dass das Kindeswohl oberste Priorität 
bei der Entscheidung über und VermiƩ lung von AdopƟ onen 
einnimmt und die Rechte der betroff enen Kinder gewahrt 
werden, ist die AdopƟ onsvermiƩ lung staatlich reguliert (vgl. 
BundesarbeitsgemeinschaŌ  Landesjugendämter 2017: 4). 
Insbesondere soll verhindert werden, dass es im Kontext 
von AdopƟ onen zu Kindesenƞ ührungen oder Kinderhandel 
kommt. Da diese Gefahr vor allem bei grenzüberschreiten-
den AdopƟ onen besteht, gelten für diese Fälle besondere 
Verfahrensregeln (vgl. Bach 2017: 47). So darf gemäß dem 
Haager Übereinkommen über den Schutz von Kindern und 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internaƟ onalen 
AdopƟ on, das in Deutschland im Jahr 2002 in KraŌ  trat, nur 
dann eine Annahme als Kind in Deutschland erfolgen, wenn 
die Unterbringungsmöglichkeiten im Heimatland geprüŌ  
wurden und eine internaƟ onale AdopƟ on explizit dem Wohl 
des Kindes dient. Alle AdopƟ onsvermiƩ lungsstellen, die die 
hier ausgewertete KJH-StaƟ sƟ k ausfüllen, sind an diese Re-
geln gebunden.2

2 Nicht von der StaƟ sƟ k erfasst werden „unbegleitete AdopƟ onen“, die 
ohne Beteiligung einer deutschen AdopƟ onsvermiƩ lungsstelle staƪ  an-
den – beispielsweise im Rahmen privater Arrangements zwischen Adop-
Ɵ veltern und ausländischen Kinderheimen. Diese Praxis war in Deutsch-
land bisher rechtlich zwar nicht vorgesehen, sie wurde aber in der Regel 
nicht sankƟ oniert und entsprechende AdopƟ onen meist von deutschen 
Gerichten anerkannt (vgl. Bovenschen 2017b: 96ff .). Auf Grundlage des 
„Gesetzes zur Verbesserung der Hilfen für Familien bei AdopƟ on“ wer-
den solche unbegleiteten AuslandsadopƟ onen jedoch ab dem 1. April 
2021 untersagt und ein verpfl ichtendes Anerkennungsverfahren für 
ausländische AdopƟ onsbeschlüsse eingeführt.

Kontext
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11. AdopƟ onen
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2006/2008 2014/2016 2018 2019
Stand Stand Stand Stand

11.1 Zahl der AdopƟ onen
11.1.1 Anzahl AdopƟ onen pro Jahr 4.748 2006 3.976 2016 3.733 2018 3.744 2019

11.1.2 Anteil der AdopƟ erten in der minderjährigen 
Bevölkerung 0,4% 2008 0,3% 2016 0,3% 2018 0,3% 2019

11.2 AdopƟ onsformen
11.2.1 Anteil der Inlands-FremdadopƟ onen 31,6% 2006 29,6% 2016 32,5% 2018 30,1% 2019

11.2.2 Anteil der Auslands-FremdadopƟ onen 8,9% 2006 5,4% 2016 3,2% 2018 3,1% 2019

11.2.3 Anteil der SƟ eŅ indadopƟ onen 54,1% 2006 62,2% 2016 61,2% 2018 63,1% 2019

11.2.4 Anteil der VerwandtenadopƟ onen 5,4% 2006 2,9% 2016 3,2% 2018 3,6% 2019

11.3 Anteil der unter 3-Jährigen bei Fremd-
adopƟ onen 57,4% 2006 66,9% 2016 67,8% 2018 67,7% 2019

11.4 Aufenthaltsort vor FremdadopƟ onen
11.4.1 Anteil Krankenhaus (unmiƩ elbar nach der 

Geburt) 31,4% 2006 46,2% 2016 47,7% 2018 47,5% 2019

11.4.2 Anteil Pfl egefamilie 27,8% 2006 26,9% 2016 30,6% 2018 31,0% 2019

11.4.3 Anteil Heim 25,1% 2006 14,8% 2016 9,1% 2018 7,2% 2019

11.5 AdopƟ onen im Verhältnis zu Hilfen zur Erziehung
11.5.1 Begonnene Fremdunterbringungen (gem. 

§§ 27 ff . SGB VIII) im Verhältnis zu In-
lands-FremdadopƟ onen

29,6 : 1 2008 40,3 : 1 2014 45,2 : 1 2018 44,7 : 1 2019

11.5.2 Anteil der Vollzeitpfl egehilfen, die aufgrund 
AdopƟ on enden 2,9% 2008 2,5% 2014 / /

11.6 AdopƟ onsbewerbungen im Verhältnis zu den 
zur AdopƟ on vorgemerkten Minderjährigen 10,3 : 1 2006 6,4 : 1 2016 5,3 : 1 2018 4,9 : 1 2019

11.7 Anzahl des Personals im Arbeitsbereich 
AdopƟ onsvermiƩ lung in Vollzeitäquivalenten 407 2006 402 2016 392 2018 /

Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt: StaƟ sƟ ken der Kinder- und Jugendhilfe – AdopƟ onen; Einrichtungen und täƟ ge Personen (ohne Tageseinrichtungen für 
Kinder); Erzieherische Hilfe, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte junge Menschen, Hilfe für junge Volljährige; Bevölkerungsfortschreibung; verschie-
dene Jahrgänge; eigene Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de.

Befunde

Kennzahlen

Auch wenn die AdopƟ on nur eine geringe Anzahl von Kindern 
und Jugendlichen betriŏ  , besteht ein deutlich wahrnehmba-
res öff entliches Interesse an einer „Weiterentwicklung und 
Modernisierung des AdopƟ onswesens“ (vgl. BMFSFJ 2017). 
Die KJH-StaƟ sƟ k kann vor diesem Hintergrund zentrale Eck-
daten zu den Strukturen der AdopƟ onsvermiƩ lung beschrei-
ben. Dazu können einige Leiƞ ragen wie folgt zusammenfas-
send beantwortet werden: 

A. Welche quanƟ taƟ ve Bedeutung haben die unterschiedli-
chen Formen der AdopƟ on als Aufgabenbereich der Kin-
der- und Jugendhilfe?

 • Die quanƟ taƟ ve Bedeutung des Arbeitsbereichs AdopƟ -
on ist im Vergleich zu anderen Bereichen der Kinder- und 
Jugendhilfe – sowohl bezogen auf die betroff enen jungen 
Menschen und Familien mit zuletzt 3.744 Fällen im Jahr 

2019 als auch mit Blick auf das Personalvolumen mit 392 
Vollzeitäquivalenten im Jahr 2018 – sehr gering. 

 • Dies gilt vor allem für den im Sinne einer Jugendhilfeleis-
tung besonders relevanten Bereich der FremdadopƟ onen, 
dessen Fallzahlen tendenziell immer weiter sinken und die 
insgesamt noch etwa ein DriƩ el aller AdopƟ onen ausma-
chen (30,1% Inlands- und 3,1% Auslands-FremdadopƟ o-
nen). 

 • Mit Blick darauf, dass die Gründe für den Rückgang auch 
in einer besseren sozialstaatlichen Unterstützung von 
hilfebedürŌ igen Eltern/-teilen liegen dürŌ en, kann diese 
Entwicklung durchaus posiƟ v bewertet werden. Denn ein 
Rückgang der FremdadopƟ onen bedeutet, „dass für im-
mer weniger Kinder eine unwiderrufl iche rechtliche Tren-
nung von ihrer leiblichen Familie und das Aufwachsen in 
einer fremden, einer neu gesuchten Familie notwendig 
sind“ (Reinhardt/Siebert 2016: 882). 

 • Auf der anderen Seite kann die Entwicklung aber auch kri-
Ɵ sch bewertet werden, wenn man bedenkt, dass die Zahl 
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der Fremdunterbringungen der Hilfen zur Erziehung ten-
denziell wächst (vgl. Kap. 4) und immer seltener die Adop-
Ɵ on eine AlternaƟ ve darzustellen scheint. So stehen rech-
nerisch einer AdopƟ on 44,7 Fremdunterbringungen von 
Minderjährigen in Pfl egefamilien und Heimen gegenüber. 

B. In welchem Alter und an welchen biografi schen StaƟ onen 
werden junge Menschen adopƟ ert, und inwieweit sind 
AdopƟ onen eine AlternaƟ ve oder PerspekƟ ve für Kinder 
in Hilfen zur Erziehung?

 • Immer seltener werden Minderjährige adopƟ ert, die zuvor 
in einem Heim gelebt haben (7,2% der FremdadopƟ onen 
im Jahr 2019). Dies hängt auch mit dem weiteren Rück-
gang der Auslands-FremdadopƟ onen zusammen, denn 
fast ausschließlich bei diesen kommt es vor, dass das Kind 
vor der AdopƟ on in einem Heim lebte. Dagegen steigt der 
Anteil von FremdadopƟ onen, die Säuglinge direkt nach 
der Geburt betreff en – auf 47,5% im Jahr 2019. Für diese 
bestehen augenscheinlich weiterhin ausreichend Mög-
lichkeiten für eine AdopƟ on. 

 • FremdadopƟ onen betreff en weiterhin in mehr als zwei 
DriƩ eln der Fälle Kinder, die unter drei Jahre alt sind.

 • Dass der Anteil der SƟ eŅ indadopƟ onen immer weiter 
wächst – zuletzt auf einen Anteil von 63,1% aller AdopƟ o-
nen –, betont die Notwendigkeit, dass auch diese ausrei-
chend fachlich begleitet werden (vgl. BMFSFJ 2017: 7f.).

C. Stehen adopƟ onsbedürŌ igen Kindern ausreichend Be-
werbungen gegenüber, sodass eine dem Kindeswohl ent-
sprechende Passung hergestellt werden kann?

 • Die Bewerbungen für AdopƟ onen sind stark rückläufi g. 
2019 standen einem zur AdopƟ on vorgemerkten Min-
derjährigen nur noch 4,9 Bewerbungen gegenüber. Das 
sind nicht einmal halb so viele wie im Referenzjahr 2006. 
Zwar kann die oben genannte Frage mit der StaƟ sƟ k nicht 
direkt beantwortet werden, aber dieser Rückgang kann 
zumindest das Risiko erhöhen, dass vor allem Kinder und 
Jugendliche mit besonderen Bedürfnissen nicht die mit 
einer AdopƟ on verbundene rechtliche Absicherung einer 
dauerhaŌ en LebensperspekƟ ve erhalten (vgl. Bovenschen 
et al. 2017: 89f.).

D. Wie ist der Arbeitsbereich AdopƟ onsvermiƩ lung perso-
nell ausgestaƩ et?

 • Die augenscheinlich gleichbleibende Personalentwick-
lung im Arbeitsbereich AdopƟ onsvermiƩ lung geht auf-
grund der gleichzeiƟ g im Vergleich zu 2006 stark sinken-
den AdopƟ ons- und Bewerbungszahlen – soweit über 
die KJH-StaƟ sƟ k erkennbar – mit einem Rückgang der 
durchschniƩ lichen VermiƩ lungsfälle pro FachkraŌ  ein-
her. Um dennoch die gesetzlichen Vorgaben gemäß einer 
personellen MindestausstaƩ ung der AdopƟ onsvermiƩ -
lungsstellen einhalten zu können, müssen entsprechende 
Stellen vermehrt überregional im Sinne einer KooperaƟ on 
mehrerer Jugendämter organisiert werden.

Thomas Mühlmann
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12. Jugendämter

Die Leistungen und anderen Aufgaben der Kinder- und Ju-
gendhilfe sind in Deutschland bundeseinheitlich im Achten 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) geregelt. Für die Umsetzung der 
allermeisten dieser Regeln sind jedoch die Kommunen, also 
Kreise, Städte und Gemeinden verantwortlich. Sie müssen 
erstens dafür sorgen, dass die jungen Menschen und Fami-
lien, die in ihrem Zuständigkeitsgebiet leben, die Angebote 
und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, wie gesetzlich 
vorgesehen, nutzen können. Zweitens sind sie auch – wo und 
soweit dies notwendig ist – dafür verantwortlich, Kinder und 
Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen. DriƩ ens 
sollen sie dazu beitragen, „posiƟ ve Lebensbedingungen für 
junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und 
familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaff en“ (§ 
1 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII). 

Als zuständige Behörde bearbeitet diese Aufgaben in den 
Kommunen das jeweilige Jugendamt. Dabei erfüllt es meh-
rere unterschiedliche FunkƟ onen. Es ist 

 • „strategisches Zentrum“ für die Planung, Steuerung, Fi-
nanzierung und Qualitätsentwicklung der Kinder- und Ju-
gendhilfe, 

 • Erbringer verschiedener Beratungs-, Unterstützungs- und 
Hilfeleistungen

 • und Garant für den Schutz von Kindern und Jugendlichen 
mit hoheitlichen Befugnissen. 

Im Einzelnen sind einige der strategischen Aufgaben des 
Jugendamtes arbeitsfeldübergreifend – wie die Einrichtung 
von und Mitarbeit in ArbeitsgemeinschaŌ en mit freien Trä-
gern gemäß § 78 SGB VIII. Andere dieser Aufgaben bezie-
hen sich auf besƟ mmte Arbeitsbereiche – beispielsweise 
die KoordinaƟ on, Finanzierung, Beratung und teils auch Be-
aufsichƟ gung von Kindertageseinrichtungen und Tagespfl e-
gepersonen (vgl. Kap. 3), die OrganisaƟ on, Förderung und 
Durchführung von Angeboten der Jugenderholung, der Kin-
der- und Jugendarbeit (vgl. Kap. 6) sowie der Jugendsozial-
arbeit (vgl. Kap. 7).

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für Schutz und Hilfe für die 
einzelnen jungen Menschen und Familien in ihrem Einzugs-
gebiet leisten die Jugendämter Beratung – beispielsweise in 
KrisensituaƟ onen sowie in Fragen der PartnerschaŌ , Tren-
nung und Scheidung – und planen und fi nanzieren individu-
elle Hilfen zur Erziehung (vgl. Kap. 4) sowie andere Hilfen zur 
Förderung der Erziehung in der Familie. Weitere Aufgaben-
bereiche in diesem Kontext sind die Prüfung, Auswahl und 
VermiƩ lung von Pfl egepersonen sowie die AdopƟ onsver-
miƩ lung (vgl. Kap. 11).

Als Behörde mit hoheitlichen Befugnissen führen Jugendäm-
ter, falls notwendig, außerdem Gefährdungseinschätzungen 
(vgl. Kap. 8) sowie Inobhutnahmen durch (vgl. Kap. 9). Sie 
wirken zudem in Verfahren der Familiengerichte sowie in 
Strafverfahren gegen Jugendliche mit und übernehmen Bei-

standschaŌ en, Amtspfl egschaŌ en und Amtsvormundschaf-
ten (vgl. Kap. 10). Hinzu kommen weitere administraƟ ve Auf-
gaben, wie die Beratung und Unterstützung in Fragen der 
VaterschaŌ sfeststellung und von Unterhaltsansprüchen.

Während die vorgenannten Aufgaben entweder einen admi-
nistraƟ ven und/oder hoheitlichen Charakter haben, sind die 
Kommunen auch selbst als Leistungserbringer täƟ g. So be-
treiben Kreise, Städte und Gemeinden teilweise eigene Kin-
dertageseinrichtungen (vgl. Kap. 3) oder Jugendzentren (vgl. 
Kap. 6) oder erbringen ambulante Hilfs- und Beratungsleis-
tungen. Seltener sind sie auch Träger eigener Einrichtungen 
der Hilfen zur Erziehung (vgl. Kap. 4). Solche Einrichtungen 
und Angebote werden in den Kapiteln zu den jeweiligen Ar-
beitsfeldern themaƟ siert; das folgende Kapitel konzentriert 
sich hingegen auf das Jugendamt als Behörde und „strate-
gisches Zentrum“ (vgl. Deutscher Bundestag 2013: 50) der 
Kinder- und Jugendhilfe.

Die Art und Weise, wie Jugendämter die im SGB VIII formu-
lierten Aufgaben umsetzen, ist Teil der kommunalen Selbst-
verwaltung. Die Kommunen nutzen die damit verbundenen 
Freiheiten und organisieren das jeweilige Jugendamt äußerst 
unterschiedlich. Dies betriŏ   zunächst die Einordnung der 
Behörde in die Kommunalverwaltung. So können die Auf-
gaben des Jugendamtes sowohl von einer eigenständigen 
Behörde als auch von einer Abteilung einer übergeordneten 
OrganisaƟ on erfüllt werden – beispielsweise eines Jugend- 
und Sozialamtes. 

Noch unterschiedlicher ist darüber hinaus die interne Or-
ganisaƟ onsstruktur, also die Verteilung der verschiedenen 
Aufgabenbereiche der Kinder- und Jugendhilfe auf Organisa-
Ɵ onsbereiche: Zwar verfügen die meisten Jugendämter über 
einen „Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD)“ (vgl. Kap. 13), in 
dessen Rahmen verschiedene Beratungs-, Familienförde-
rungs- und Schutzaufgaben erfüllt werden; dessen genaue 
TäƟ gkeitsbereiche unterscheiden sich jedoch. So können 
beispielsweise die Aufgaben des Pfl egekinderwesens dem 
ASD zugeordnet sein – und zwar sowohl als übergreifender 
Fachdienst als auch als Aufgabenbereich von Regionalteams 
–, aber auch in einer Abteilung für erzieherische Hilfen or-
ganisiert werden. Teilweise exisƟ ert auch ein eigenständi-
ger Fachdienst für Pfl egefamilien.1 Ebenfalls ist es möglich, 
dass einige Aufgabenbereiche auf externe Dienstleister aus-
gelagert werden, die diese ganz oder teilweise im AuŌ rag 
des Jugendamtes erfüllen. Auch die räumliche Verteilung 
der Aufgaben des Jugendamtes diff eriert – so können alle 
Aufgaben zentral an einem Ort oder dezentral in mehreren 
Außenstellen bearbeitet werden. All diese Unterschiede ver-
deutlichen, dass es „das“ Jugendamt als eine organisatorisch 
gleichförmige Behörde nicht gibt (vgl. Marquard 2016: 690).

1 Diese unterschiedlichen Formen zeigt bereits ein Vergleich der Organi-
gramme einiger zufällig ausgewählter Jugendämter (Bezirk Berlin-Rei-
nickendorf, Stadt Bochum, Stadt Düsseldorf, Stadt Münster, Kreis Stein-
furt; Internetrecherche vom 17.05.2018).

Kontext
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12. Jugendämter
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2006 2016 2018 2020
Stand Stand Stand Stand

12.1 Anzahl der Jugendämter nach Typ
12.1.1 GebietskörperschaŌ en mit eigenem 

Jugendamt, davon … 595 2006 559 2016 559 2018 558 2020

12.1.2 Kreisjugendämter 320 2006 290 2016 290 2018 290 2020

12.1.3 Jugendämter kreisfreier Städte 117 2006 109 2016 109 2018 109 2020

12.1.4 Jugendämter kreisangehöriger Städte 158 2006 160 2016 160 2018 159 2020

12.2 OrganisaƟ onsgröße der Jugendämter nach Vollzeitäquivalenten (VZÄ) in Arbeitsbereichen
12.2.1 Median der VZÄ pro Jugendamt insgesamt, 

davon … 31,6 2006 53,6 2016 56,8 2018 /

12.2.2 für ASD/Kommunaler bzw. Regionaler Dienst 
(KSD/RSD) 8,5 2006 15,7 2016 16,5 2018 /

12.2.3 für Verwaltung 8,9 2006 12,9 2016 14,7 2018 /
12.2.4 für Beistand-, Amtspfl eg-, Amtsvormund-

schaŌ en 3,8 2006 6,7 2016 6,8 2018 /

12.2.5 für Pfl egekinderwesen 1,5 2006 2,5 2016 2,8 2018 /
12.2.6 für Jugendgerichtshilfe 2,0 2006 2,0 2016 2,0 2018 /
12.2.7 für Jugendhilfeplanung 1,0 2006 1,0 2016 1,0 2018 /

12.3 OrganisaƟ onsgröße der Jugendämter nach Zahl der BeschäŌ igten
12.3.1 Anteil der Jugendämter mit weniger als 

25 BeschäŌ igten 24,6% 2006 11,3% 2016 8,2% 2018 /

12.3.2 Anteil der Jugendämter mit mindestens 
250 BeschäŌ igten 2,1% 2006 4,5% 2016 5,9% 2018 /

12.4 Jugendämter mit Personal in ausgewählten Arbeitsbereichen
12.4.1 Anteil der Jugendämter mit Personal im 

Bereich ASD/KSD/RSD 83,4% 2006 94,9% 2016 95,0% 2018 /

12.4.2 Anteil der Jugendämter mit Personal im 
Bereich Jugendhilfeplanung 56,7% 2006 61,2% 2016 64,6% 2018 /

12.5 Personalvolumen der Jugendämter
12.5.1 Gesamtzahl täƟ ger Personen 33.552 2006 51.451 2016 55.157 2018 /
12.5.2 Gesamtzahl VZÄ 28.158 2006 43.765 2016 47.049 2018 /

Die angedeuteten Möglichkeiten für organisatorische He-
terogenität der Jugendämter lassen sich mit der KJH-StaƟ sƟ k 
bisher nur mit starken Einschränkungen abbilden. So erfasst 
die StaƟ sƟ k verschiedene TäƟ gkeitsbereiche wie z.B. „Allge-
meiner Sozialer Dienst“ und „Pfl egekinderwesen“2, jedoch 
sind diese aufgrund der oben beschriebenen kommunal un-
terschiedlichen AufgabenzuschniƩ e nicht trennscharf. Dies 
gilt beispielsweise für Personen, die im ASD täƟ g sind und 
dort Aufgaben des Pfl egekinderwesens wahrnehmen – diese 
können derzeit nur einer der beiden möglichen Kategorien 
zugeordnet werden. Die Angaben der einzelnen Jugendäm-
ter zur PersonalausstaƩ ung besƟ mmter Aufgabenbereiche 
lassen sich im Detail daher nur sehr begrenzt untereinander 

2 Weitere für das Jugendamt wichƟ ge Arbeitsbereiche erfasst die KJH-Sta-
Ɵ sƟ k in den folgenden Kategorien: Förderung der Erziehung in der Fa-
milie; AdopƟ onsvermiƩ lung; BeistandschaŌ en, Amtspfl egschaŌ en, 
AmtsvormundschaŌ en; Jugendgerichtshilfe; Fort- und Weiterbildung; 
Supervision; Leitung; Jugendhilfeplanung; ReferententäƟ gkeit; Fach-
beratung von Kitas; Beratung von Einrichtungen; Verwaltung (einschl. 
wirtsch. Jugendhilfe).

vergleichen.3 Teil des „Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes“ 
zur Reform des SGB VIII sind daher auch Änderungen der Ein-
richtungs- und PersonalstaƟ sƟ k, die eine diff erenzierte Erhe-
bung der Arbeitsbereiche des Jugendamtes erlauben würden 
(vgl. Deutscher Bundestag 2021). 

Trotz der methodischen Einschränkungen nehmen die fol-
genden Auswertungen vor allem die personellen Ressourcen 
in den Blick, da sich daran zumindest Hinweise auf die He-
terogenität der Jugendämter ablesen lassen. 

3 Auch die TäƟ gkeiten der Jugendhilfeausschüsse werden von der KJH-Sta-
Ɵ sƟ k nicht erfasst. In dieser einzigarƟ gen, gesetzlich defi nierten und 
kommunalpoliƟ sch verankerten ParƟ zipaƟ onsstruktur besƟ mmen Ver-
treter/-innen freier Träger mit über strategische Entscheidungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, die für die Jugendamtsverwaltungen bindend 
sind.

Kennzahlen
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Die kommunalen Jugendämter sind für eine Vielzahl fachlich 
anspruchsvoller Aufgaben zuständig, die zum Teil mit einer 
hohen Verantwortung für elementare Weichenstellungen 
im Leben junger Menschen und ihrer Familien einherge-
hen. Dieser besonderen Bedeutung der Jugendämter wird 
die KJH-StaƟ sƟ k derzeit nicht gerecht: Die heterogenen Ju-
gendamtsorganisaƟ onen und die damit verbundenen TäƟ g-
keiten können nur punktuell nachgezeichnet werden. Indem 
die bislang vorliegenden Befunde hier zusammengetragen 
werden, kann aber zumindest ein Einblick in die vorhande-
nen Strukturen der kommunalen Jugendämter gegeben wer-
den, sodass weiterführende Forschungsfragen darauf auf-
bauen können. 

A. Inwieweit unterscheiden sich kommunale Jugendämter 
als OrganisaƟ onen und bezüglich ihrer Zuständigkeitsge-
biete?

 • 558 kommunale GebietskörperschaŌ en verfügten im Jahr 
2020 über ein eigenes Jugendamt.

 • Meist sind diese auf der Ebene der Landkreise und kreis-
freien Städte in den jeweiligen Verwaltungsstrukturen ver-
ortet, insbesondere in Nordrhein-Wesƞ alen aber häufi g 
auch auf Ebene kreisangehöriger Städte.

 • Die absolute Größe der Jugendämter unterscheidet sich 
deutlich, was vor allem auf die extremen Unterschiede 
zwischen den Zuständigkeitsgebieten zurückzuführen ist. 
So haben im Jahr 2018 8,2% der Jugendämter weniger als 
25 BeschäŌ igte, 5,9% aber auch mehr als 250. Überwie-
gend handelt es sich allerdings um miƩ elgroße Organisa-
Ɵ onen; das miƩ lere Jugendamt (Median) verfügte über 
56,8 Vollzeitstellen. 

 • Die Zahl der besonders kleinen OrganisaƟ onen ist vor dem 
Hintergrund der expansiven Gesamtentwicklung des Ju-
gendamtspersonals im Vergleich zu 2006 deutlich gesun-
ken. Diese Entwicklung hat sich auch zwischen 2016 und 
2018 weiter fortgesetzt.

 • Abgesehen von der OrganisaƟ onsgröße unterscheiden 
sich die Jugendämter dahin gehend, welchen Aufgaben-
bereichen sie beim Ausfüllen der StaƟ sƟ k überhaupt Per-
sonal zuordnen. Mit 95,0% geben die meisten Jugendäm-

ter an, über Personal im Arbeitsbereich ASD/KSD/RSD zu 
verfügen. 

 • Nur 64,6% der Jugendämter geben allerdings an, dass 
mindestens eine Person überwiegend im Arbeitsbereich 
„Jugendhilfeplanung“ täƟ g ist. Dass zahlreiche Jugendäm-
ter diesem wichƟ gen und gesetzlich defi nierten Aufga-
benbereich kein Personal zuordnen, deutet darauf hin, 
dass diese häufi g nicht als eigene Stellenbeschreibung 
oder gar Fachabteilung in der JugendamtsorganisaƟ on 
vorgesehen sind. In besonderer Weise gilt dies für kleine 
Jugendämter mit weniger als 25 BeschäŌ igten – dort ist 
häufi g selbst Kernaufgabenbereichen kein eigenes Perso-
nal zugeordnet. 

B. Mit welchen Personalressourcen für ihre verschiedenen 
Aufgabenbereiche sind die Jugendämter ausgestaƩ et?

 • Die gesamten Personalressourcen der Jugendämter sind 
nicht nur zwischen 2006 und 2016 deutlich gesƟ egen, 
sondern der Zuwachs hat sich auch zwischen 2016 und 
2018 auf zuletzt 55.157 BeschäŌ igte bzw. 47.049 Vollzei-
täquivalente weiter fortgesetzt. Im Vergleich zum Refe-
renzjahr 2006 sind 2018 67% mehr VZÄ in den Jugendäm-
tern gemeldet worden. Zwischen 2016 und 2018 betrug 
der Zuwachs der VZÄ 7,5%. Dieser Zuwachs zeigt sich auch 
darin, dass rechnerisch ein VZÄ in Kernarbeitsbereichen 
des Jugendamtes für immer weniger junge Menschen in 
der Bevölkerung zuständig ist – 2018 waren es noch 338 
unter 18-Jährige in der Bevölkerung pro VZÄ, deutlich we-
niger als im Jahr 2006 (601).

 • Blickt man auf die einzelnen Aufgabenbereiche, sind die 
meisten – in absoluten Zahlen – häufi g nur mit sehr we-
nig Personalressourcen ausgestaƩ et: So gibt jeweils min-
destens die HälŌ e der Jugendämter an, speziellen Aufga-
bengebieten wie beispielsweise dem Pfl egekinderwesen, 
der Jugendgerichtshilfe oder der AdopƟ onsvermiƩ lung 
jeweils nur 1 bis 2,8 Vollzeitstellen zuzuordnen, sofern 
überhaupt entsprechende Stellen vorhanden sind. In die-
ser Größenordnung bestehen nur geringe Spielräume, 
individuelle Aspekte, die sich auf die TäƟ gkeit des Teams 
auswirken können – beispielsweise Krankheitsfälle o.ä. – 
durch die vorhandenen Strukturen auszugleichen. Auch 

12. Jugendämter
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2006 2016 2018 2020
Stand Stand Stand Stand

12.6 Unter 18-Jährige in der Bevölkerung pro VZÄ in 
Kernarbeitsbereichen des Jugendamtes 601 : 1 2006 358 : 1 2016 338 : 1 2018 /

12.7 Qualifi kaƟ onen des Jugendamtspersonals
12.7.1 Anteil mit fachbezogenem (sozial-)pädagogi-

schen Hochschulabschluss 50,1% 2006 55,1% 2016 55,1% 2018 /

12.7.2 Anteil verwaltungsbezogener Abschlüsse 36,5% 2006 32,7% 2016 32,7% 2018 /
12.7.3 Anteil sonsƟ ger Abschlüsse 13,3% 2006 12,3% 2016 12,3% 2018 /

Quellen: Recherchen AKJStat; StaƟ sƟ sches Bundesamt und Forschungsdatenzentrum der StaƟ sƟ schen Ämter des Bundes und der Länder: StaƟ sƟ ken der 
Kinder- und Jugendhilfe – Einrichtungen und täƟ ge Personen (ohne Tageseinrichtungen), Bevölkerungsfortschreibung; verschiedene Jahrgänge; eigene 
Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de

Befunde
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konzentriert sich spezielles Handlungswissen bei weni-
gen Personen, was den Wissenstransfer zu neuen Mitar-
beitenden erschweren kann. Inwieweit solche Nachteile 
durch Vorteile kleiner OrganisaƟ onen – beispielsweise ei-
ner Vereinfachung informeller KommunikaƟ on – ausgegli-
chen werden, kann an dieser Stelle nicht beurteilt werden. 

 • Die ASD mit ihren zahlreichen komplexen Aufgaben, von 
denen viele mindestens ein Vier-Augen-Prinzip oder an-
dere kollegiale Entscheidungsprozesse erfordern, wurden 
hingegen innerhalb relaƟ v kurzer Zeit deutlich vergrößert. 
Dies stellt hohe Anforderungen an die OrganisaƟ on: Ers-
tens müssen zahlreiche neue Kolleg(inn)en eingearbeitet 
werden, zweitens müssen KommunikaƟ onsstrukturen an 
diese veränderten Bedingungen angepasst werden (vgl. 
Kap. 13).

 • Außer im Bereich ASD wurden im Jahr 2018 zusätzliche 
personelle Ressourcen vor allem für administraƟ ve Aufga-
ben wie „Verwaltung“ eingesetzt.

 • Gemäß dem in § 72 SGB VIII formulierten „FachkräŌ e-
gebot“ müssen in Jugendämtern einschlägig qualifi zierte 
FachkräŌ e beschäŌ igt werden. Eine Mehrheit von 54,4% 
des Jugendamtspersonals verfügt über einen (sozial-)pä-
dagogisch einschlägigen Hochschulabschluss. Personal 
mit Verwaltungsberufen macht rund ein DriƩ el (33,1%) 

aus. Das quanƟ taƟ ve Verhältnis zwischen beiden Berufs-
gruppen hat sich im Zeitraum zwischen 2006 und 2016 
leicht zugunsten der (sozial-)pädagogisch-akademischen 
Abschlüsse verschoben. Ein Grund dafür ist der überpro-
porƟ onale Ausbau der ASD, für deren Neueinstellungen in 
aller Regel entsprechende Qualifi kaƟ onen vorausgesetzt 
werden (vgl. Kap. 13). Seitdem ist das Verhältnis stabil ge-
blieben. Das übrige Jugendamtspersonal (12,4%) verfügt 
überwiegend über andere Abschlüsse, darunter beispiels-
weise Erzieher/-innen.

 • Mit Blick auf die Auswirkungen der Coronapandemie wird 
eine bedeutsame Fragestellung für zukünŌ ige Auswer-
tungen insbesondere der PersonalstaƟ sƟ k zum SƟ chtag 
31.12.2020 sein, wie sich aufgrund von Home-Offi  ce-Re-
gelungen und Kontaktbeschränkungen die Arbeitsprozes-
se in den Jugendämtern verändert haben und inwieweit 
möglicherweise Personalressourcen verlagert werden 
mussten.

Thomas Mühlmann
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13.  Allgemeiner Sozialer Dienst 

Der Allgemeine Soziale Dienst (ASD) ist selbstverständlicher 
Teil der kommunalen sozialen Infrastruktur. Bereits MiƩ e 
der 2000er-Jahre haƩ e eine Untersuchung des Deutschen 
JugendinsƟ tuts herausgearbeitet, dass 99% der Kommunen 
einen solchen Dienst eingerichtet haben (vgl. KreŌ  2013; 
Pluto et al. 2007). Es handelt sich dabei um einen zumeist 
bezirklich organisierten Basisdienst, der gleichrangig sowohl 
für die Versorgung einer Region mit sozialen Hilfeleistungen 
als auch für die Wahrnehmung von öff entlichen Kontroll-
aufgaben zum Schutz vor besƟ mmten Gefahren zuständig 
ist (vgl. Schrapper 2017: 68f.). Er wird gelegentlich auch als 
Kommunaler oder Regionaler Sozialer Dienst (KSD bzw. RSD) 
bezeichnet. Ein besonderer Schwerpunkt innerhalb des Auf-
gabenspektrums dieser Dienste liegt auf dem Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe – viele ASD sind sogar ausschließ-
lich für Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe zuständig (vgl. 
Seckinger et al. 2008: 10). Die meisten Kommunen ordnen 
den ASD daher organisatorisch dem Jugendamt zu, aber 
auch eine Angliederung beispielsweise an das Sozialamt ist 
möglich (vgl. Kap. 12).

Eine Hauptaufgabe des ASD wird als „zielgerichtete und 
möglichst wirksame Verteilung sozialer Leistungen“ (Schrap-
per 2017: 69) beschrieben. Diese erfolgt einerseits durch 
eigenständige Erbringung von Einzelfallhilfen, vor allem in 
Form von Beratung. Andererseits besteht ein wesentlicher 
Teil der Arbeit in der VermiƩ lung bzw. Entscheidung über die 
Gewährung von Leistungen, die durch andere Dienste oder 
Einrichtungen erbracht werden (vgl. Gissel-Palkovich 2011: 
13; Schrapper 2017: 68), wie zum Beispiel Hilfen zur Erzie-
hung gemäß §§ 27 ff . SGB VIII. Dabei umfasst ASD-Arbeit 
nicht nur eine fachliche Steuerung auf der Einzelfallebene 
– auch als „Case Management“ bezeichnet (vgl. Gissel-Palko-
vich 2015) –, sondern auch sozialräumliche Gestaltungsauf-

gaben wie den Auĩ au und die Pfl ege von KooperaƟ onsbe-
zügen, beispielsweise in Form von Netzwerken. Nicht zuletzt 
übernimmt der ASD mit seinen hoheitlichen Befugnissen in 
der Regel die sogenannte „WächteramtsfunkƟ on“ der Kin-
der- und Jugendhilfe auf der örtlichen Ebene. Hierzu gehört 
auch die Durchführung von sogenannten „8a-Verfahren“ zur 
Gefährdungseinschätzung (vgl. Kap. 8) sowie von Inobhut-
nahmen (vgl. Kap. 9). Vor dem Hintergrund dieses Aufga-
benspektrums haben die ASD in Deutschland gemein, dass 
sie erstens in regionaler Zuständigkeit, zweitens aufsuchend 
und driƩ ens vernetzt arbeiten (vgl. Maly 2017: 13f.). 

Der ASD zeichnet sich allerdings auch dadurch aus, dass von 
diesen Grundprinzipien abgesehen große Diff erenzen be-
stehen hinsichtlich der organisatorischen Verankerung des 
Dienstes in der Kommunalverwaltung, der Zuständigkeiten 
in den Bereichen Kinder- und Jugendhilfe, Sozialhilfe oder 
auch Gesundheitsfürsorge sowie des konkreten Aufgaben- 
und Leistungsspektrums in den genannten Feldern. Hier be-
ziehen sich die Unterschiede auf die sogenannte „Bearbei-
tungsƟ efe“ einzelner Aufgaben und die hierzu formulierten 
Qualitätsstandards. 

Die einzelnen Aufgabengebiete des ASD werden in anderen 
Kapiteln analysiert, soweit für diese Daten der KJH-StaƟ sƟ k 
vorliegen. Das sind die Bereiche der Hilfen zur Erziehung 
(vgl. Kap. 4), Gefährdungseinschätzungen (vgl. Kap. 8) und 
Inobhutnahmen (vgl. Kap. 9). Daher stehen im Folgenden 
weniger die fachlichen Herausforderungen als vielmehr die 
strukturellen Bedingungen der InsƟ tuƟ on ASD im Vorder-
grund. Konkret ist das die PersonalausstaƩ ung der ASD, auch 
im Verhältnis zum Aufgabenspektrum, das allerdings über 
die KJH-StaƟ sƟ k nur teilweise abgebildet werden kann.

Kontext
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Befunde

Der ASD steht immer wieder im Fokus auch medial mit großer 
Aufmerksamkeit geführter FachdebaƩ en der Kinder- und Ju-
gendhilfe. Dies betraf auch den hier näher untersuchten Zeit-
raum von 2006 bis 2018. Unter den in dieser Zeit diskuƟ erten 
Fragen waren solche des Kinderschutzes und des Ausbaus 
Früher Hilfen, des starken AnsƟ egs der Fallzahlen bei Hilfen 
zur Erziehung und der damit zusammenhängenden Koste-
nentwicklung, der verstärkten sozialräumlichen OrganisaƟ on 
von Hilfeleistungen für Hilfen zur Erziehung, der Gewährung 
von Hilfen im Ausland sowie nicht zuletzt der notwendigen 
Inobhutnahmen von unbegleiteten minderjährigen Gefl üch-
teten. Die Arbeit des ASD sowie dessen Regulierung und 
AusstaƩ ung sind daher immer wieder KristallisaƟ onspunkte 
öff entlicher und poliƟ scher Aushandlungen, die sich nicht 
immer ausschließlich nach fachlichen Prioritäten richten. 
Befunde der amtlichen StaƟ sƟ k zum ASD haben daher im-
mer auch in besonderer Weise eine „poliƟ sche“ Dimension. 
Zu beachten ist dabei allerdings, dass alle Ergebnisse nur auf 
einer stark aggregierten Ebene plausibel interpreƟ erbar sind 
und sie lediglich einige zentrale Eckwerte aufzeigen können. 
Die örtliche Wirklichkeit kann von diesen Befunden deutlich 
abweichen. Mit dieser Einschränkung lassen sich zwei Leiƞ ra-
gen wie folgt beantworten:

A. Mit welchen Ressourcen sind ASD ausgestaƩ et?

 • Die Kommunen haben die Personalressourcen der ASD im 
Jahr 2018 im Vergleich zu 2006 von 7.585 auf 15.098 VZÄ 
fast verdoppelt. Umgekehrt standen 2018 einem VZÄ im 
ASD rechnerisch nur noch 901 Minderjährige in der Bevöl-
kerung gegenüber – 2006 waren es noch 1.878. 

 • Damit wird die Erwartung erfüllt, dass die steigenden An-
forderungen an den ASD und zusätzliche Aufgaben – ei-
nerseits bedingt durch die o.g. FachdebaƩ en, andererseits 
auch aufgrund massiv steigender Fallzahlen bei Hilfen zur 
Erziehung, Eingliederungshilfen bei (drohender) seeli-
scher Behinderung, Inobhutnahmen und Gefährdungsein-
schätzungen – mit einem deutlichen personellen Ausbau 
einhergehen müssen. 

 • Inwieweit dieser Zuwachs lediglich die zusätzlichen An-
forderungen ausgleichen konnte oder ob auch die bereits 
im Jahr 2008 von Seckinger et al. beschriebenen Prozes-
se der Arbeitsverdichtung und Überlastung im ASD da-
mit gestoppt oder umgekehrt werden konnten, kann die 
KJH-StaƟ sƟ k nicht genau feststellen. Verschiedene „Pro-
xy-Variablen“, also Annäherungswerte, die zwar nicht 
hinreichend sind, aber zumindest einen Teil der Arbeits-
belastung abbilden können, zeigen unterschiedliche Ent-
wicklungen (vgl. ausführlich Mühlmann 2020): So wurden 
2018 in RelaƟ on zu den VZÄ im ASD weniger Hilfen zur 
Erziehung gemäß §§ 27, 29-35 SGB VIII gezählt als in frü-
heren Jahren (vgl. Kap. 4), die Hilfen gemäß §§ 35a SGB 
VIII sind hingegen noch stärker gesƟ egen als das ASD-Per-
sonal (vgl. Kap. 5). Die Inobhutnahmen wiesen aufgrund 
der Vielzahl der unbegleitet eingereisten ausländischen 
Minderjährigen im Jahr 2016 eine extreme Steigerung auf, 
die sich 2018 jedoch in einen Rückgang umgekehrt hat 
(vgl. Kap. 9). Die 8a-Verfahren sind bundesweit ungefähr 
im gleichen Maße angesƟ egen wie das ASD-Personal und 
somit in der Indexentwicklung auf gleichem Niveau geblie-
ben (vgl. Kap. 8). Aufgrund der kommunalen Unterschiede 
hinsichtlich der Aufgaben und OrganisaƟ on der ASD kann 
eine bedarfsgerechte AusstaƩ ung allerdings nicht pau-

13. Allgemeiner Sozialer Dienst
Zentrale Grund- und Kennzahlen

2002/2006 2016 2018
Stand Stand Stand

13.1 Personalressourcen im ASD
13.1.1 Anzahl des Personals 9.532 2006 15.880 2016 17.183 2018

13.1.2 Anzahl der Vollzeitäquivalente (VZÄ) 7.585 2006 13.996 2016 15.098 2018

13.1.3 Zahl der Minderjährigen in der Bevölkerung pro 1 VZÄ 1.878 : 1 2006 962 : 1 2016 901 : 1 2018

13.2 Merkmale des Personals im ASD 
13.2.1 Anteil des Personals mit fachbezogenem Hochschulabschluss 84,8% 2006 91,7% 2016 92,0% 2018

13.2.2 Anteil des Personals im Alter von unter 30 Jahren 9,0% 2006 20,6% 2016 20,6% 2018

13.2.3 Anteil des Personals im Alter von 55 Jahren und älter 14,1% 2006 17,9% 2016 18,5% 2018

13.2.4 Anteil des weiblichen Personals 76,5% 2006 79,7% 2016 80,8% 2018

13.2.5 Anteil des Personals mit 32 Wochenstunden und mehr 64,6% 2006 74,8% 2016 74,2% 2018

13.2.6 Anteil der Angestellten mit befristeten Arbeitsverträgen 8,9% 2002 12,9% 2016 8,4% 2018

Hinweise: Bei den Angaben für 2002 und 2006 einschließlich des Arbeitsbereichs „Förderung der Erziehung in der Familie“.
Quellen: StaƟ sƟ sches Bundesamt und Forschungsdatenzentrum der StaƟ sƟ schen Ämter des Bundes und der Länder – StaƟ sƟ ken der Kinder- und 
Jugendhilfe – Einrichtungen und täƟ ge Personen (ohne Tageseinrichtungen für Kinder); Bevölkerungsfortschreibung; verschiedene  Jahrgänge; eigene 
Berechnungen; ausführliche methodische Erläuterungen: www.akjstat.tu-dortmund.de
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schal auf Grundlage von Ergebnissen der amtlichen StaƟ s-
Ɵ k berechnet werden, sondern hierzu sind diff erenzierte 
Personalbemessungsverfahren notwendig (vgl. ebd.). 

B. Welches Personal arbeitet im ASD?

 • Im ASD sind in aller Regel FachkräŌ e mit fachlich einschlä-
gigem Hochschulabschluss beschäŌ igt, also mindestens 
mit einem Diplom oder Bachelorabschluss in einem (sozi-
al-)pädagogischen Fach. 2018 betrug ihr Anteil 92,0%. 

 • Ein großer Teil der im ASD neu eingestellten FachkräŌ e 
sind jüngere FachkräŌ e, darunter zahlreiche unter 30-Jäh-
rige, die insgesamt 20,6% des Personals ausmachen. 
GleichzeiƟ g hat eine Phase des GeneraƟ onenwechsels be-
gonnen – 18,5% der erfahrensten FachkräŌ e im Alter von 
mindestens 55 Jahren, die über viele Jahre das Rückgrat 
der ASD gebildet haben, werden bis 2028 das Rentenalter 
erreichen. 

 • Die damit verbundenen erheblichen Veränderungen stel-
len hohe organisatorische Anforderungen an die zuständi-
gen LeitungskräŌ e. Denn erstens werden die ASD größer, 
was den KoordinaƟ onsaufwand erhöht, zweitens müssen 
Einarbeitungen und die Personalentwicklung systemaƟ sch 
erfolgen, damit der Wissenstransfer gewährleistet ist und 
junge Kolleg(inn)en in dieses anspruchsvolle Arbeitsfeld 
integriert werden können. 

 • Der Anteil der Frauen in diesem Arbeitsfeld hat 2018 
80,8% überschriƩ en und zeigt damit gegenüber den Vor-
jahren eine weiter steigende Tendenz. Besonders gering 

ist der Anteil der Männer bei den jüngeren BeschäŌ igten 
(vgl. Mühlmann 2020).

 • Etwa drei Viertel der BeschäŌ igten im ASD haben einen 
Arbeitsvertrag mit mindestens 32 vereinbarten Arbeits-
stunden pro Woche. Dass dieser Anteil im Vergleich zu an-
deren Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe beson-
ders hoch ist, könnte mit dem hohen Personalbedarf und 
Arbeitsvolumen in einem Bereich zusammenhängen, in 
dem gegebenenfalls rund um die Uhr Personal im Dienst 
sein muss. Dass der Anteil im Vergleich zum Referenzjahr 
2006 deutlich gesƟ egen ist, könnte auch mit der „Ver-
jüngung“ des Arbeitsfeldes zu erklären sein, und damit, 
dass ein höherer Anteil der FachkräŌ e in das Arbeitsfeld 
einsteigt, bevor diese eine eigene Familie gründen und in 
diesem Kontext teilweise ihr Arbeitsvolumen reduzieren.

 • Der Anteil befristeter Arbeitsverhältnisse hat 2018 einen 
Tiefststand im Zeitraum seit 2002 erreicht. Da die KJH-Sta-
Ɵ sƟ k nur die am SƟ chtag 31.12. tatsächlich TäƟ gen erfasst, 
also beispielsweise Elternzeitvertretungen, nicht aber Per-
sonen in Elternzeit oder längerem Krankengeldbezug, ist 
davon auszugehen, dass ein gewisser Anteil befristeter 
Arbeitsverhältnisse kaum vermeidbar ist. Der Anteil von 
8,4% befristeten Arbeitsverträgen deutet daher darauf 
hin, dass Anstellungen im ASD in der Regel unbefristet er-
folgen.

Thomas Mühlmann
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